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Verkaufsprospekt
einschlieBlich
Anlagebedingungen

Wertpapierkennnummer:

Der Kauf oder Verkauf von Fondsanteilen er-

Bezeichnung WKN folgt auf der Basis des Verkaufsprospekts, der
iShares eb.rexx® Government 628 947 wesentlichen Anlegerinformationen und der
Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF ~Allgemeinen Anlagebedingungen™ in Verbin-
(DE) dung _mit de_n ,,B_eso:ldt_aren Anlagebedi_ngun-
iShares eb.rexx® Government 628 948 gen® in _der ]ewells. gu!tlgen Fassung. D'.e An-
Germany 2.5-5.5yr UCITS ETF lagebedingungen sind im Anschluss an diesen
(DE) Verkaufsprospekt abgedruckt.

iShares eb.rexx® Government 628 949 Dieser \II“e_rk;lufspr\tl)splfktf ist teirlle gese:'zli_cI:
Germany 5.5-10.5yr UCITS ETF vorgeschriebene Verkaufsunterlage und is

(DE) d_em am Erwerb eim_es Fondsanteils In__teres-

sierten zusammen mit dem letzten veroffent-
lichten Jahresbericht sowie dem gegebenen-
falls nach dem Jahresbericht veroffentlichten
Halbjahresbericht auf Verlangen kostenlos
zur Verfiigung zu stellen. Daneben sind ihm
die wesentlichen Anlegerinformationen recht-
zeitig vor Vertragsschluss kostenlos zur Ver-
fiigung zu stellen.

Von diesem Verkaufsprospekt abweichende
Auskiinfte oder Erklarungen diirfen nicht ab-
gegeben werden. Jeder Kauf von Anteilen auf
der Basis von Auskiinften oder Erkldrungen,
welche nicht in diesem Verkaufsprospekt
bzw. in den wesentlichen Anlegerinformatio-
nen enthalten sind, erfolgt ausschlieBlich auf
Risiko des Kaufers. Dieser Verkaufsprospekt
wird erganzt durch den jewelils letzten Jah-
resbericht und dem gegebenenfalls nach dem
Jahresbericht veroffentlichten Halbjahresbe-
richt.

iShares eb.rexx® Government AOD 8Q3
Germany 10.5+yr UCITS ETF
(DE)

Samtliche Verdéffentlichungen und Werbeschriften
sind in deutscher Sprache abzufassen oder mit
einer deutschen Ubersetzung zu versehen. Die
Kapitalverwaltungsgesellschaft wird ferner die
gesamte Kommunikation mit ihren Anlegern in
deutscher Sprache flihren. Das Rechtsverhaltnis
zwischen der Kapitalverwaltungsgesellschaft und
dem Anleger sowie die vorvertraglichen Beziehun-
gen richten sich nach deutschem Recht. Der Sitz
der Gesellschaft ist Gerichtsstand fir Klagen des
Anlegers gegen die Kapitalverwaltungsgesellschaft.
Anleger, die Verbraucher sind (siehe die folgende
Definition) und in einem anderen EU-Staat wohnen,
kénnen auch vor einem zustandigen Gericht an
ihrem Wohnsitz Klage erheben. Die Vollstreckung
von gerichtlichen Urteilen richtet sich nach der
Zivilprozessordnung, ggf. dem Gesetz Uber die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
bzw. der Insolvenzordnung. Da die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft inlandischem Recht unterliegt,
bedarf es keiner Anerkennung inléndischer Urteile
vor deren Vollstreckung.



Zur Durchsetzung ihrer Rechte kdénnen Anleger den
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten be-
schreiten oder, soweit ein solches zur Verfligung
steht, auch ein Verfahren fir alternative Streitbei-
legung anstrengen.
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat sich zur
Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet. Bei
Streitigkeiten kdnnen Verbraucher die ,Ombuds-
stelle fur Investment-fonds" des BVI Bundesver-
band Investment und Asset Management e.V. als
zustandige Verbraucherschlichtungsstelle anrufen.
Die BlackRock Asset Management Deutschland AG
nimmt mit ihren Fonds an Streitbeilegungsverfah-
ren vor dieser Schlichtungsstelle teil.
Die Kontaktdaten der ,Ombudsstelle fur Invest-
mentfonds" lauten:

Biro der Ombudsstelle

BVI Bundesverband Investment und Asset

Management e.V.

Unter den Linden 42

10117 Berlin

Telefon: (030) 6449046-0

Telefax: (030) 6449046-29

E-Mail: info@ombudsstelle-

investmentfonds.de

www.ombudsstelle-investmentfonds.de
Verbraucher sind natirliche Personen, die in den
Fonds zu einem Zweck investieren, der Uberwie-
gend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selb-
standigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden
kann, die also zu Privatzwecken handeln.

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung des Burgerli-
chen Gesetzbuches betreffend Fernabsatzvertrage
Uber Finanzdienstleistungen kénnen sich die Betei-
ligten auch an die Schlichtungsstelle der Deutschen
Bundesbank, Postfach 11 12 32 in 60047 Frankfurt,
Tel.: 069/2388-1907 oder -1906, Fax: 069/2388-
1919, schlichtung@bundesbank.de wenden.

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Kaufver-
tragen oder Dienstleistungsvertrégen, die auf elek-
tronischem Wege zustande gekommen sind, kén-
nen sich Verbraucher auch an die Online-Streit-
beilegungsplattform der EU wenden
(www.ec.europa.eu/consumers/odr). Als Kontakt-
adresse der Kapitalverwaltungsgesellschaft kann
dabei folgende E-Mail angegeben werden: in-
fo@ishares.de. Die Plattform ist selbst keine Streit-
beilegungsstelle, sondern vermittelt den Parteien
lediglich den Kontakt zu einer zustédndigen nationa-
len Schlichtungsstelle.

Die Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren
berlhrt nicht das Recht, die Gerichte anzurufen.

Der in deutscher Sprache erstellte Verkaufspros-
pekt wurde in eine oder mehrere Sprachen Uber-
setzt. Rechtlich bindend ist allein die deutsche
Fassung.

Soweit nicht im Einzelfall etwas anders geregelt ist,
entsprechen samtliche Begriffe, die in diesem Ver-
kaufsprospekt verwendet werden, denen des Kapi-
talanlagegesetzbuchs (KAGB).

Beschrankungen der Ausgabe von Anteilen:

Die Verbreitung der in diesem Verkaufsprospekt
enthaltenen Informationen und das Angebot von in
diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Anteilen
im Rahmen eines oOffentlichen Vertriebs sind nur in
solchen Landern zulassig, in denen eine Vertriebs-
zulassung besteht.

Insbesondere sind die Anteile nicht fir den Vertrieb
in den Vereinigten Staaten von Amerika oder an
US-Burger bestimmt. Die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und/oder der bzw. die in diesem Verkaufs-
prospekt beschriebene(n) Fonds sind und werden
nicht gemaB dem United States Investment Com-
pany Act von 1940 in seiner glltigen Fassung re-
gistriert. Die Anteile des/der Fonds sind und wer-
den nicht gemdB dem United States Securities Act
von 1933 in seiner glltigen Fassung oder nach den
Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates der Ver-
einigten Staaten von Amerika registriert. Anteile
des/der Fonds dirfen weder in den Vereinigten
Staaten noch einer US-Person oder auf deren
Rechnung angeboten oder verkauft werden. Am
Erwerb von Anteilen Interessierte missen ggdf.
darlegen, dass sie keine US-Person sind und Antei-
le weder im Auftrag von US-Personen erwerben
noch an US-Personen weiterverauBern. Zu den US-
Personen =zahlen natlrliche Personen, wenn sie
ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten haben.
US-Personen konnen auch Personen- oder Kapital-
gesellschaften sein, wenn sie etwa gemé&aB den
Gesetzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats,
Territoriums oder einer US-Besitzung gegriindet
werden.
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Verkaufsprospekt

1. Grundlagen

Die Sondervermégen iShares eb.rexx® Government
Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF (DE), iShares
eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5yr UCITS
ETF (DE), iShares eb.rexx® Government Germany
5.5-10.5yr UCITS ETF (DE), iShares eb.rexx®
Government Germany 10.5+yr UCITS ETF (DE) (im
Folgenden ,der Fonds" genannt) sind Investmen-
tvermdgen gemaB der Richtlinie 2009/65/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 13.
Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften betreffend bestimmte Orga-
nismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(OGAW) (nachfolgend ,OGAW-Richtlinie") im Sinne
des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB). Sie werden
von der BlackRock Asset Management Deutschland
AG (im Folgenden ,Gesellschaft" genannt) verwal-
tet.!

Die Verwaltung des Fonds besteht vor allem darin,
das von den Anlegern bei der Gesellschaft einge-
legte Kapital im eigenen Namen flr gemeinschaftli-
che Rechnung der Anleger unter Beachtung des
Grundsatzes der Risikomischung in verschiedenen,
nach dem KAGB zugelassenen Vermdgensgegen-
standen gesondert vom Vermdgen der Gesellschaft
in Form von Sondervermdgen anzulegen. Der Ge-
schaftszweck des Fonds ist auf die Kapitalanlage
gemal einer festgelegten Anlagestrategie im Rah-
men einer kollektiven Vermdgensverwaltung mit-
tels der bei ihm eingelegten Mittel beschrankt; eine
operative Tatigkeit und eine aktive unternehmeri-
sche Bewirtschaftung der gehaltenen Vermdgens-
gegenstande ist ausgeschlossen. Der Fonds gehort
nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

In welche Vermdgensgegenstande die Gesellschaft
die Gelder der Anleger anlegen darf und welche
Bestimmungen sie dabei zu beachten hat, ergibt
sich aus dem KAGB, den dazugehorigen Verord-
nungen, dem Investmentsteuergesetz (,InvStG")
und den Anlagebedingungen, die das Rechtsver-
haltnis zwischen den Anlegern und der Gesellschaft
regeln. Die Anlagebedingungen umfassen einen
allgemeinen und einen besonderen Teil (,Allge-
meine Anlagebedingungen® und ,Besondere
Anlagebedingungen®). Die Verwendung der An-
lagebedingungen fir ein Sondervermégen unter-
liegt der vorherigen Genehmigungspflicht durch die
Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
(,BaFin").

1.1. Verkaufsunterlagen und Offen-
legung von Informationen
Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerin-

formationen, die Anlagebedingungen sowie die
aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte sind bei

t Die Sondervermdgen werden zur besseren Lesbarkeit im
Verkaufsprospekt nicht in der Mehrzahl genannt, sondern als
~der Fonds" bezeichnet. Dadurch wird auch klargestellt, dass
die inhaltlichen Ausfiihrungen des Verkaufsprospektes fir jedes
Sondervermdgen gleichermaBen einschlégig sind.

der BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Lenbachplatz 1, 80333 Minchen, kostenlos erhalt-
lich.

Zusatzliche Informationen Uber die Anlagegrenzen
dieses Fonds, die Risikomanagementmethoden und
die jungsten Entwicklungen bei den Risiken und
Renditen der wichtigsten Kategorien von Vermo-
gensgegenstanden sind in elektronischer Form bei
der Gesellschaft erhaltlich.

Dariber hinaus sind weitere Informationen Uber
die Zusammensetzung des Fondsportfolios oder
dessen Wertentwicklung auf der Webseite der Ge-
sellschaft unter www.ishares.com einsehbar.

Kapitalanlagen mit Umwelt-, Sozial- und Gover-
nance-Kriterien (ESG) werden oft mit dem Begriff
"nachhaltiges Investieren" verwechselt oder aus-
tauschbar verwendet. Die BlackRock-Gruppe hat
nachhaltiges Investieren als Ubergeordnetes Ziel
und ESG als Datengrundlage zur Identifizierung
und Information von Ldsungen definiert. Die Ge-
sellschaft hat ESG-Integration als die Praxis defi-
niert, wesentliche ESG-Informationen und Nachhal-
tigkeitsrisiken in Anlageentscheidungen einzube-
ziehen, um risikobereinigte Renditen zu steigern.
Die BlackRock-Gruppe erkennt die Relevanz we-
sentlicher ESG-Informationen Uber alle Anlageklas-
sen und Arten der Fondsverwaltung hinweg an. Die
Gesellschaft kann Nachhaltigkeitsiiberlegungen in
ihre Anlageprozesse Uber alle Anlageplattformen
hinweg einbeziehen. ESG-Informationen und Nach-
haltigkeitsrisiken werden bei der Indexauswahl, der
Portfoliopriifung und den Investment-Stewardship-
Prozessen (Abstimmungsverhalten) als Uberlegung
einbezogen.

Der Fonds wird mit dem Ziel verwaltet, die Abwei-
chung zwischen der Wertentwicklung des Fonds im
Vergleich zur Wertentwicklung seines zugrunde
liegenden Index so gering wie moglich zu halten
(Minimierung der Performance-Tracking-Differenz).
Die Gesellschaft bietet Indexfonds mit Nachhaltig-
keitszielen an, die entweder das Ziel haben, be-
stimmte Emittenten zu meiden oder ein Engage-
ment in Emittenten mit besseren ESG-Ratings,
einem ESG-Thema oder einer positiven &kologi-
schen oder sozialen Wirkung zu erreichen
(Sustainable Suite). Die Gesellschaft berlicksichtigt
die Eignungsmerkmale und Risikobewertungen des
Indexanbieters und kann ihren Anlageansatz in
Ubereinstimmung mit dem Anlageziel und der An-
lagepolitik des Fonds entsprechend anpassen. Die
Gesellschaft verwaltet auch Fonds, die nicht Uber
diese expliziten Nachhaltigkeitsziele verfiigen. Uber
alle Indexfonds hinweg umfasst die ESG-
Integration:

. Zusammenarbeit mit Indexanbietern in Fra-
gen der Indexgestaltung und breitere Beteili-
gung der Branche an ESG-Uberlegungen

. Transparenz und Berichterstattung, ein-
schlieBlich Kriterien fur die Methodik und Be-
richterstattung Uber nachhaltigkeitsbezogene
Informationen

. Investment Stewardship-Aktivitaten, die lber
alle Anlagestrategien, welche in Aktien inves-
tieren, angewandt werden, um solide Unter-
nehmensfiihrung und Geschaftspraktiken in
Bezug auf die wesentlichen ESG-Faktoren zu
fordern, bei denen eine Auswirkung auf die
langfristige finanzielle Wertentwicklung erwar-
tet wird.


http://www.ishares.com/

Sofern in der Fondsdokumentation nicht anders
angegeben und in den Anlagezielen und der Anla-
gepolitik des Fonds enthalten, andert die ESG-
Integration das Anlageziel des Fonds nicht und
schrdnkt das Anlageuniversum der Gesellschaft
nicht ein, und es gibt keine Anzeichen daflr, dass
ein Fonds eine ESG- oder wirkungsorientierte (Im-
pact) Anlagestrategie oder  Ausschlussfilter
(Screens) anwenden wird. Impact-Investitionen
sind Investitionen, die mit der Absicht getatigt
werden, neben einer finanziellen Rendite positive,
messbare soziale und/oder 6kologische Auswirkun-
gen zu erzielen. Gleichfalls bestimmt die ESG-
Integration nicht das AusmaB, in dem ein Fonds
von Nachhaltigkeitsrisiken betroffen sein kann.
Naheres ist beschrieben unter "Nachhaltigkeits-
risiken" im Abschnitt "Risikohinweise" in diesem
Verkaufsprospekt. Liegt dem Fonds ein Index zu-
grunde, der explizit Nachhaltigkeitsziele beinhaltet,
fuhrt die Gruppe Risk and Quantitative Analysis
(RQA) regelmaBige Uberprifungen mit den Portfo-
liomanagern durch, um sicherzustellen, dass so-
wohl die Abbildung der Wertentwicklung des zu-
grunde liegenden Index als auch die Einhaltung der
in der Methodik des zugrunde liegenden Index
eingebetteten Nachhaltigkeitsziele angemessen
verfolgt werden.

Die Gesellschaft legt auf Portfolioebene ESG- und
nachhaltigkeitsbezogene Daten offen, die auf den
Produktseiten flr Publikumsfonds oOffentlich zu-
ganglich sind, sofern dies gesetzlich/regulatorisch
zulassig ist, damit aktuelle und potenzielle Anleger
und Anlageberater nachhaltigkeitsbezogene Infor-
mationen fir einen Fonds einsehen kénnen.

Die BlackRock-Gruppe flihrt Investment Stewards-
hip-Engagements und Stimmrechtsausiibung mit
dem Ziel durch, den langfristigen Wert der Vermo-
genswerte des Fonds in relevanten Anlageklassen
zu schitzen und zu steigern. Die Erfahrung zeigt,
dass eine nachhaltige finanzielle Performance und
Wertschépfung durch solide Governance-Praktiken,
einschlieBlich Kontrollen im Risikomanagement, der
Verantwortung der Geschaftsfihrung und der Ein-
haltung von Vorschriften, verbessert wird. Der
Fokus liegt dabei mit oberster Prioritdat auf der
Zusammensetzung, Effektivitat und Verantwortung
der Geschaftsfihrung. Die Erfahrung zeigt, dass
hohe Standards der Corporate Governance die
Grundlage fiir die Fihrung und Uberwachung durch
die Geschéftsfihrung sind. Die BlackRock-Gruppe
setzt sich daflir ein, besser zu verstehen, wie Flh-
rungsgremien ihre Effektivitat und Leistung ein-
schatzen, sowie ihre Position zu den Verantwort-
lichkeiten und Verpflichtungen von Vorstanden,
Fluktuation und Nachfolgeplanung, Krisenmanage-
ment und Diversitat.

Die BlackRock-Gruppe nimmt bei ihrer Investment
Stewardship-Arbeit eine langfristige Perspektive
ein, die auf zwei wesentlichen Merkmalen ihres
Geschafts beruht: Die Mehrheit ihrer Anleger spart
fur langfristige Ziele, daher geht sie davon aus,
dass sie langfristige Anleger sind; und es werden
Strategien mit unterschiedlichen Anlagehorizonten
angeboten, was bedeutet, dass die Gesellschaft
und BlackRock insgesamt langfristige Beziehungen
zu den Unternehmen hat, in die investiert wurde.
Weitere Einzelheiten zum Ansatz betreffend Nach-
haltiges Investieren und Investment Stewardship
sind erhaltlich unter

www. blackrock.com/corporate/sustainability und
https://www.blackrock.com/corporate/about-
us/investment-stewardship#our-responsibility.
BlackRock beabsichtigt derzeit, die Transparenzan-
forderungen in Bezug auf die wichtigsten negativen
Nachhaltigkeitsauswirkungen des Fonds innerhalb
des in der Verordnung (EU) 2019/2088 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates Uber nachhal-
tigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanz-
dienstleistungssektor festgelegten Zeitrahmens zu
erflllen.

1.2. Anlagebedingungen und deren
Anderungen

Die Anlagebedingungen sind im Anschluss an die-
sen Verkaufsprospekt abgedruckt.

Die Anlagebedingungen kénnen von der Gesell-
schaft geandert werden. Anderungen der Anlage-
bedingungen bedurfen der Genehmigung durch die
BaFin. Anderungen der Anlagegrundsatze des
Fonds bedirfen zusatzlich der Genehmigung durch
den Aufsichtsrat der Gesellschaft.

Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundes-
anzeiger und dartber hinaus unter www.iShares.de
bekannt gemacht. Wenn die Anderungen Vergi-
tungen und Aufwandserstattungen, die aus dem
Fonds entnommen werden dirfen, oder die Anla-
gegrundsatze des Fonds oder wesentliche Anleger-
rechte betreffen, werden die Anleger auBerdem
Uber ihre depotfiihrenden Stellen mittels eines
sogenannten dauerhaften Datentrdgers (z.B. in
Papierform oder in elektronischer Form) informiert.
Diese Information umfasst die wesentlichen Inhalte
der geplanten Anderungen, ihre Hintergriinde, die
Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der
Anderung sowie einen Hinweis darauf, wo und wie
weitere Informationen erlangt werden kdénnen.

Die Anderungen treten frilhestens am Tage nach
ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft.
Anderungen von Regelungen zu den Vergiitungen
und Aufwendungserstattungen treten frihestens
drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bun-
desanzeiger in Kraft, wenn nicht mit Zustimmung
der BaFin ein friherer Zeitpunkt bestimmt wurde.
Anderungen der bisherigen Anlagegrundsatze des
Fonds treten ebenfalls friihestens drei Monate nach
der Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft
und sind nur unter der Bedingung zulassig, dass
die Gesellschaft den Anlegern anbietet, ihre Anteile
in Anteile eines anderen Investmentvermdgens mit
vergleichbaren Anlagegrundsdtzen kostenlos umzu-
tauschen, sofern ein derartiges Investmentvermo-
gen von der Gesellschaft oder einem anderen Un-
ternehmen aus ihrem Konzern verwaltet wird, oder
ihnen anbietet, ihre Anteile ohne weitere Kosten
vor dem Inkrafttreten der Anderungen zuriickzu-
nehmen.

2. Verwaltungsgesellschaft

2.1. Firma, Rechtsform und Sitz

Der Fonds wird von der am 23.10.2000 gegriinde-
ten BlackRock Asset Management Deutschland AG
mit Sitz in Minchen verwaltet.

Die BaFin hat der BlackRock Asset Management
Deutschland AG eine Erlaubnis als Kapitalanlagege-
sellschaft im Sinne des Investmentgesetzes
(,InvG") erteilt. Insofern gilt die Erlaubnis als
OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft im Sinne des
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KAGB als erteilt. Die BlackRock Asset Management
Deutschland AG wurde in der Rechtsform einer
Aktiengesellschaft (AG) gegriindet.

Die BlackRock Asset Management Deutschland AG
darf seit dem 22. Dezember 2000 Wertpapierindex-
Sondervermdgen verwalten. Nach der Anpassung
an das Investmentgesetz durfte die Gesellschaft
seit dem 30. Juli 2004 Richtlinienkonforme Sonder-
vermdgen sowie Gemischte Sondervermogen
(Nichtrichtlinienkonforme Wertpapierindex-Sonder-
vermdégen) sowie fremdverwaltete Investmentakti-
engesellschaften gemaB § 94 Abs. 4 InvG verwal-
ten.

Seit dem Inkrafttreten des KAGB darf die Gesell-
schaft demnach Investmentvermdgen, einschlieB-
lich extern verwalteter Investmentaktiengesell-
schaften gemdaB der OGAW-Richtlinie verwalten.
Die Gesellschaft hat keine Erlaubnis als AIF-Kapi-
talverwaltungsgesellschaft nach dem KAGB bean-
tragt.

2.2. Eigenkapital, Aufsichtsrat und
Vorstand
Das Grundkapital der Gesellschaft betragt
EUR 5 Mio. Dieser Betrag wurde vollstandig einge-
zahlt.
Das haftende Eigenkapital betragt EUR 46,9 Mio.
Es stehen keine Einlagen auf das gezeichnete Kapi-
tal aus.
Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern:
— Stephen Cohen,
BlackRock, Managing Director, Head of EMEA
iShares,
— Stacey Mullin,
BlackRock, Managing Director, Chief Operating
Officer (COO) EMEA und

als unabhangiges Aufsichtsratsmitglieds geman
§ 18 Abs. 3 Satz 1 KAGB,

— Michael Ridiger (Vorsitzender),

Unabhangiger Aufsichtsrat und Stiftungsrat, Ut-
ting am Ammersee.

Der Aufsichtsrat hat durch einstimmigen Beschluss

die folgenden Personen als Mitglieder des Vor-

stands ernannt:

— Dirk Schmitz, geb. 1971, Vorsitzender des
Vorstands der BlackRock Asset Management
Deutschland AG, Vorsitzender des Vorstands
der iShares (DE) I Investmentaktiengesellschaft
mit Teilgesellschaftsvermdgen, zuvor Leiter
Global Markets fir Deutschland bei der Deut-
schen Bank AG,

— Harald Klug, geb. 1977, BlackRock Managing
Director, Vorstand der iShares (DE) I Invest-
mentaktiengesellschaft mit Teilgesellschafts-
vermogen, Leiter des institutionellen Kunden-
geschafts fir Deutschland, Osterreich & Osteu-
ropa, zuvor Senior Vice President, Executive
Office, PIMCO LLC, Newport Beach, CA, USA,
und

— Peter Scharl (CFA), geb. 1977, BlackRock Ma-
naging Director, Vorstand der iShares (DE) I
Investmentaktiengesellschaft mit Teilgesell-
schaftsvermdgen, Leiter des Geschaftsbereichs
Indexprodukte und Privatkundengeschaft fur
Deutschland, Osterreich & Osteuropa, zuvor
Strategy Consultant bei UniCredit und Allianz
Global Investors.
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3. Lizenzgeber und Lizenzver-
trag

3.1. Lizenzgeber und Lizenzvertrag
Der eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5,
eb.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5, eb.rexx®
Government Germany 5.5 - 10.5 und der eb.rexx®
Government Germany 10.5+ (im Folgenden ,zu-
grunde liegender Index" genannt) sind als Marken-
zeichen der Deutsche Bérse AG (im Folgenden
~Lizenzgeber" genannt) eingetragen und dadurch
gegen unzuldssige Verwendung geschitzt. Der
Lizenzgeber vergibt Lizenzen zur Nutzung des
zugrunde liegenden Index als Basiswert fur
Kapitalmarktprodukte. 2

Die Gesellschaft hat das Recht zur Nutzung des
dem Fonds zugrunde liegenden Index erhalten.

3.2. Haftungsausschlussdes Li-
zenzgebers

Der Fonds wird vom Lizenzgeber weder gesponsert,
gefordert, verkauft oder vermarktet. Der Lizenzge-
ber ist mit der Gesellschaft abgesehen von der
Lizenzierung des zugrunde liegenden Index und der
gestatteten Verwendung der Marke in Zusammen-
hang mit der Namensnennung des Fonds in keiner
Weise verbunden.

Der Lizenzgeber garantiert weder fir die Richtigkeit
noch die Vollstandigkeit des zugrunde liegenden
Index und der darin enthaltenen Daten. Er lehnt
jede Haftung flr Fehler, Auslassungen oder
Unterbrechungen, die den zugrunde liegenden
Index betreffen, ab. Der Lizenzgeber garantiert
weder direkt noch indirekt die Ergebnisse, welche
die Gesellschaft durch Verwendung des zugrunde
liegenden Index oder der darin enthaltenen Daten
erzielt. Er Ubernimmt keine direkte oder indirekte
Garantie bzw. keine Haftung bezlglich der
Vermarktbarkeit, Eignung oder Nutzung des
zugrunde liegenden Index oder der darin
enthaltenen Daten zu bestimmten Zwecken.
Unbeschadet der vorstehenden Ausfiihrungen haf-
tet der Lizenzgeber, soweit gesetzlich zulassig,
nicht fir etwaige Schaden, die aufgrund des zu-
grunde liegenden Index oder des darauf beru-
henden Fonds oder im Zusammenhang hiermit
entstehen. Dieser Haftungsausschluss gilt auch fur
indirekte Verluste, auBerordentliche Verluste oder
Folgeverluste (einschlieBlich entgangener Gewin-
ne), die sich auf den zugrunde liegenden Index
oder den darauf beruhenden Fonds beziehen,
selbst wenn der Lizenzgeber Uber die Geltend-
machung eines solchen Schadensersatzanspruches
in Kenntnis gesetzt worden ist.

Etwaige Vereinbarungen oder Absprachen zwischen
dem Lizenzgeber und der Gesellschaft kommen
keiner Drittpartei zugute.

2 Die Indizes werden zur besseren Lesbarkeit im
Verkaufsprospekt nicht in der Mehrzahl genannt, sondern als
»derIndex" bezeichnet. Dadurch wird auch klargestellt, dass die
inhaltlichen Ausfihrungen des Verkaufsprospektes, die sich auf
den zugrunde liegenden Index beziehen, firjeden Index
gleichermaBen einschlégig sind.



4, Verwahrstelle

4.1. Allgemeines

Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung und
der Verwahrung von Sondervermdgen vor. Mit der
Verwahrung der Vermdgensgegenstande des Fonds
hat die Gesellschaft ein Kreditinstitut als Verwahr-
stelle beauftragt.

Die Verwahrstelle verwahrt die Vermdgensgegen-
sténde in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Bei
Vermdgensgegenstanden, die nicht verwahrt wer-
den konnen, priift die Verwahrstelle, ob die Gesell-
schaft Eigentum an diesen Vermdgensgegenstan-
den erworben hat. Sie Uberwacht, ob die Verfiigun-
gen der Gesellschaft Uber die Vermdgensgegen-
stande den Vorschriften des KAGB und den Anlage-
bedingungen entsprechen. Die Anlage in Bankgut-
haben bei einem anderen Kreditinstitut ist nur mit
Zustimmung der Verwahrstelle zuldssig. Die Ver-
wahrstelle muss ihre Zustimmung erteilen, wenn
die Anlage mit den Anlagebedingungen und den
Vorschriften des KAGB vereinbar ist. Die Verwahr-
stelle Ubernimmt insbesondere die Ausgabe und
Ricknahme der Anteile des Fonds, sie stellt sicher,
dass die Ausgabe und Ricknahme der Anteile so-
wie die Anteilwertermittlung den Vorschriften des
KAGB und den Anlagebedingungen des Fonds ent-
sprechen, sie stellt sicher, dass bei den fir ge-
meinschaftliche Rechnung der Anleger getatigten
Geschéften der Gegenwert innerhalb der Ublichen
Fristen in ihre Verwahrung gelangt, sie stellt sicher,
dass die Ertrdge des Fonds nach den Vorschriften
des KAGB und nach den Anlagebedingungen ver-
wendet werden, sie Uberwacht bzw. erteilt ihre
Zustimmung zur Aufnahme von Krediten fiir Rech-
nung des Fonds durch die Gesellschaft.

4.2. Firma, Rechtsform, Sitz und
Haupttatigkeit der Verwahr-
stelle

Fir den Fonds hat die State Street Bank Internati-

onal GmbH mit Sitz in Miinchen, Brienner StraBe

59, 80333 Minchen, die Funktion der Verwahrstelle

Ubernommen. Die Verwahrstelle ist ein Kreditinsti-

tut nach deutschem Recht. Ihre Haupttatigkeit ist

das Einlagengeschdft sowie das Wertpapierge-
schaft.

Die Gesellschaft ist mit der Verwahrstelle weder

direkt noch indirekt gesellschaftsrechtlich verbun-

den. Aus Sicht der Gesellschaft bestehen daher
keine Interessenkonflikte zwischen der Verwahr-
stelle und der Gesellschaft.

4.3. Unterverwahrung

Die Verwahrstelle hat die Verwahraufgaben in ein-
zelnen Landern auf ein anderes Unternehmen (Un-
terverwahrer) Ubertragen. Die Unterverwahrer fir
die verschiedenen Lander lauten derzeit wie folgt:

Land Name des Unterverwah-
rers
Australien HSBC Bank, Sydney

Skandinaviska Enskilda
Banken AB, Kopenhagen

Danemark

Deutschland (CBF) State Street Bank Interna-

tional GmbH, Minchen

Euroclear/Vereinigte State Street Bank & Trust

Staaten von Amerika  Company, Boston

Finnland SEB Merchant Banking,
Helsinki

Frankreich/Niederlan- Deutsche Bank, Amster-
de/Belgien/Portugal dam

BNP Paribas Securities
Services, S.C.A., Athen

Griechenland

Hong Kong Standard Chartered Bank
(Hong Kong) Ltd., Hong
Kong

Israel Bank Hapoalim B.M., Tel
Aviv

Italien Deutsche Bank S.p.A.,
Mailand

Japan HSBC Corporation, Tokio

Kanada State Street Bank & Trust
Company, Toronto

Neuseeland HSBC Bank, Auckland

Norwegen SEB Merchant Banking,
Oslo

Osterreich UniCredit Bank Austria AG,
Wien

Polen Bank Handlowy w Warsza-
wie S.A., Warschau

Rumanien Citibank Europe plc, Buka-
rest

Schweden Skandinaviska Enskilda
Banken, Stockholm

Schweiz Credit Suisse AG, Zlrich

Singapur Citibank N.A., Singapore

Slowenien UniCredit Banka Slovenija,
Ljubljana

Spanien Deutsche Bank S.A.E.,
Madrid

Tschechien Ceskoslovenska Obchodni
Banka, A.S., Prag

Ungarn UniCredit Bank Hungary

Zrt., Budapest

Vereinigtes Kénig- State Street Bank & Trust
reich Company, London

Weitere Unterverwahrer in anderen Landern koén-
nen kostenlos bei der Gesellschaft oder der Ver-
wahrstelle erfragt werden.

Aufgrund ihrer Verwaltungstédtigkeit fur den Fonds
kann es fliir Rechnung des Fonds zu einer Beteili-
gung an einem oder mehreren Unterverwahrern
kommen. Die Gesellschaft selbst ist mit den Unter-
verwahrstellen gesellschaftsrechtlich nicht verbun-
den. Es bestehen keine Interessenkonflikte zwi-
schen der Verwahrstelle und den oben genannten
Unterverwahrern.

4.4. Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle ist grundséatzlich fir alle Vermo-
gensgegenstdnde, die von ihr oder mit ihrer Zu-
stimmung von einer anderen Stelle verwahrt wer-
den, verantwortlich. Im Falle des Verlustes eines
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solchen Vermdgensgegenstandes haftet die Ver-
wahrstelle dem Fonds und dessen Anlegern, es sei
denn der Verlust ist auf Ereignisse auBerhalb des
Einflussbereichs der Verwahrstelle zurlickzufiihren.
Fir Schaden, die nicht im Verlust eines Vermo-
gensgegenstandes bestehen, haftet die Verwahr-
stelle grundsatzlich nur, wenn sie ihre Verpflich-
tungen nach den Vorschriften des KAGB mindes-
tens fahrldssig nicht erfillt hat.

4.5. Wahrungsabsicherung

Die State Street Bank International GmbH wurde
von der Gesellschaft mit der Erbringung von Wah-
rungsabsicherungsleistungen fir alle wahrungsab-
gesicherten Anteilklassen gemaB einem Wahrungs-
absicherungsvertrag beauftragt. Dieser Vertrag, in
seiner ggf. gemaB den Anforderungen des KAGB
bzw. der Bundesanstalt gednderten Fassung, regelt
die Erbringung von Wahrungsabsicherungsleistun-
gen flr alle wahrungsabgesicherten Anteilklassen.
Die State Street Bank International GmbH ist fir
die Vornahme von Devisentransaktionen fir die
wahrungsabgesicherten Anteilklassen entsprechend
den von der Gesellschaft festgelegten Richtlinien
verantwortlich. Die State Street Bank International
GmbH wird eine Absicherungsmethodik anwenden,
die der Methodik der Anteilklassen entspricht (sie-
he ,Methodik der Wahrungsabsicherung® im Ab-
schnitt Faire Behandlung der Anleger und Anteil-
klassen).

Die State Street Bank International GmbH ist eine
1970 in Deutschland gegriindete Gesellschaft mit
beschrankter Haftung und letztlich eine hundert-
prozentige Tochtergesellschaft der State Street
Corporation.

Die State Street Corporation ist ein weltweit fih-
render Spezialist im Bereich Anlagedienstleistungen
und Anlageverwaltung flr anspruchsvolle internati-
onale Anleger. Die State Street Corporation hat
ihren Sitz in Boston, Massachusetts, USA, und wird
an der New Yorker Borse unter dem Kirzel ,STT"
gehandelt.

4.6. Zusatzliche Informationen

Auf Verlangen Ubermittelt die Gesellschaft den
Anlegern Informationen auf dem neuesten Stand
zur Verwahrstelle und deren Pflichten, zu den Un-
terverwahrern sowie zu mdglichen Interessenkon-
flikten in Zusammenhang mit der Tatigkeit der
Verwahrstelle oder der Unterverwahrer.

5. Auflagedatum, Laufzeit und
Anlageziel des Fonds

5.1. Auflagedatum und Laufzeit

Die Fonds wurden am 28.09.2005 fir unbestimmte
Dauer aufgelegt.

Die Anleger sind an den Vermdgensgegenstanden
des Fonds entsprechend der Anzahl ihrer Anteile
als Miteigentimer nach Bruchteilen beteiligt. Die
Anleger koénnen uber die Vermdégensgegenstande
nicht verfiigen. Mit den Anteilen sind keine Stimm-
rechte verbunden.

5.2. Anlageziel

Der Fonds strebt als Anlageziel die Erzielung einer
Wertentwicklung an, die der Wertentwicklung des
zugrunde liegenden Index entspricht. Hierzu wird
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eine exakte und vollstdandige Nachbildung des
zugrunde liegenden Index angestrebt.

Grundlage hierfur ist der passive Management-
ansatz. Er beinhaltet im Gegensatz zum aktiven
Managementansatz das Prinzip, dass die Entscheid-
ungen Uber den Erwerb oder die VerauBerung von
Vermodgenswerten und die jeweilige Gewichtung
dieser Vermogenswerte im Fonds durch den
zugrunde liegenden Index vorgegeben werden. Der
passive Managementansatz und der Handel der
Anteile Uber die Boérse fihren zu einer Begrenzung
der Verwaltungskosten sowie der Transaktions-
kosten, die dem Fonds belastet werden.

Die Beschreibung von Anlageziel, Anlagepolitik und
zugrunde liegendem Index gilt fir alle angebotenen
Anteilklassen (sofern zutreffend). Wahrungsabgesi-
cherte Anteilklassen zielen darauf ab, die Auswir-
kungen von Wechselkursschwankungen zwischen
den zugrunde liegenden Portfolio-Wahrungspositio-
nen des Fonds und der Bewertungswahrung der
jeweiligen  wahrungsabgesicherten Anteilklassen
auf Renditen des zugrunde liegenden Index flr
Anleger der jeweiligen Anteilklasse zu reduzieren,
indem sie Devisengeschafte zur Wahrungsabsiche-
rung eingehen.

5.3. Erreichbarkeit des Anlageziels

Es kann keine Zusicherung gemacht werden,
dass das Anlageziel erreicht wird.

Der vollstandigen Nachbildung der Wertentwicklung
des zugrunde liegenden Index steht entgegen, dass
es sich bei dem zugrunde liegenden Index um ein
mathematisches Konstrukt handelt, bei dessen
Berechnung bestimmte Annahmen unterstellt
werden. So wird unter anderem unterstellt, dass
beim Erwerb und bei der VerdauBerung von
Wertpapieren keinerlei Transaktionskosten
anfallen. AuBerdem bleiben bei der Berechnung des
zugrunde liegenden Index Verwaltungskosten und
teilweise Steuerzahlungen, die sich wertmindernd
auf den Anteilpreis des Fonds auswirken, gdnzlich
unberucksichtigt.

Detaillierte Informationen (ber den zugrunde
liegenden Index sind bei der Gesellschaft oder bei
dem Lizenzgeber in schriftlicher oder elektronischer
Form erhaltlich.

6. Anlagegrundsatze

6.1. Aligemeines

1. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds
nur folgende Vermdgensgegenstande erwerben:
a) Wertpapiere gemaB § 193 KAGB,

b) Geldmarktinstrumente gemaB § 194 KAGB,
c) Bankguthaben gemaB § 195 KAGB,

d) Derivate gemafB § 197 KAGB,

Etwaige Einschrdnkungen der Erwerbbarkeit er-
geben sich aus den , Allgemeinen Anlagebedin-
gungen® und den ,Besonderen Anlagebedin-
gungen®.

2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemaf
§ 196 und sonstigen Anlageinstrumenten ge-
maB § 198 KAGB ist ausgeschlossen.

3. Die oben genannten Vermdgensgegenstande
dirfen flr Rechnung des Fonds erworben
werden, wenn diese darauf gerichtet sind, unter
Wahrung einer angemessenen Risikomischung
den zugrunde liegenden Index nachzubilden.



4. Daneben darf die Gesellschaft bis zu 10 Prozent
des Wertes des Fonds in nicht im Index ent-
haltene Wertpapiere und Bankguthaben inves-
tieren. Hierfur sind die fir den Fonds gehaltene
Wertpapiere und Bankguthaben sowie die
Betrage, die die Gesellschaft als Pensionsneh-
mer gezahlt hat, zusammen zu rechnen.

5. Der zugrunde liegende Index ist von der BaFin
anerkannt und erflllt die im Folgenden genann-
ten Voraussetzungen des KAGB:

— Die Zusammensetzung des Index ist hinrei-
chend diversifiziert,

— Der Index stellt eine adaquate Bezugs-
grundlage fir den Markt, auf den er sich be-
zieht, dar,

— Der Index wird in angemessener Weise ver-
offentlicht.

Daneben und in Ubereinstimmung mit der Verord-
nung (EU) 2016/1011 des Europaischen Parla-
ments und des Rates, ist der Lizenzgeber bei der
europdischen Wertpapieraufsichtsbehérde ESMA in
ein offentliches Register von Administratoren von
Referenzwerten und von Referenzwerten eingetra-
gen.

Das offentliche Register von Administratoren von
Referenzwerten und von Referenzwerten des euro-
paischen Wertpapieraufsichtsbehérde ESMA kann
unter www.esma.europa.eu eingesehen werden.
Daneben hat die Gesellschaft einen Notfallplan
aufgestellt, in dem sie MaBnahmen niedergelegt
hat, die sie ergreifen wirde, wenn der zugrunde
liegende Index sich wesentlich &ndert oder nicht
mehr bereitgestellt wird.

Die Angaben (ber die Zusammensetzung des
zugrunde liegenden Index sind ferner flr den
Schluss oder fir die Mitte des jeweiligen Geschéfts-
jahres im letzten bekannt gemachten Jahres- oder
Halbjahresbericht des Fonds enthalten.

Aufgrund der Bindung an den zugrunde lie-
genden Index und der dadurch méglichen
Uberschreitung bestimmter Aussteller- und
Anlagegrenzen gilt der Grundsatz der Risiko-
mischung fiir diesen Fonds nur eingeschrankt.

6.2. Indexbeschreibung

Der eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5 Index
misst die Wertentwicklung von deutschen Staats-
anleihen die an der Eurex Bonds® Plattform gehan-
delt werden und eine Restlaufzeit zwischen 1,5 und
2,5 Jahren aufweisen. Auschliesslich in Euro deno-
minierte Anleihen mit einem ausstehenden Volu-
men von mindestens EUR 4 Mrd. werden in den
Index aufgenommen. Die Gewichtung der Anleihen
ergibt sich gemadB Ihres Marktwertes mit einer
Obergrenze von 30 Prozent pro Anleihe. Die
Zusammensetzung des Index wird monatlich tber-
prift und am letzten Handelstag im Monat ange-
passt. Weitere Einzelheiten zum Index (einschlieB3-
lich seiner Bestandteile) sind auf der Website des
Indexanbieters unter http://www.dax-indices.com
verfligbar.

Der eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5 Index
misst die Wertentwicklung von deutschen Staats-
anleihen die an der Eurex Bonds® Plattform ge-
handelt werden und eine Restlaufzeit zwischen 2,5
und 5,5 Jahren aufweisen. Auschliesslich in Euro
denominierte Anleihen mit einem ausstehenden
Volumen von mindestens EUR 4 Mrd. werden in

den Index aufgenommen. Die Gewichtung der
Anleihen ergibt sich gemaB Ihres Marktwertes mit
einer Obergrenze von 30 Prozent pro Anleihe. Die
Zusammensetzung des Index wird monatlich Gber-
prift und am letzten Handelstag im Monat ange-
passt. Weitere Einzelheiten zum Index (einschlieB3-
lich seiner Bestandteile) sind auf der Website des
Indexanbieters unter http://www.dax-indices.com
verfligbar.

Der eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5 Index
misst die Wertentwicklung von deutschen Staats-
anleihen die an der Eurex Bonds® Plattform ge-
handelt werden und eine Restlaufzeit zwischen 5,5
und 10,5 Jahren aufweisen. Auschliesslich in Euro
denominierte Anleihen mit einem ausstehenden
Volumen von mindestens EUR 4 Mrd. werden in
den Index aufgenommen. Die Gewichtung der
Anleihen ergibt sich gemaB Ihres Marktwertes mit
einer Obergrenze von 30 Prozent pro Anleihe. Die
Zusammensetzung des Index wird monatlich Gber-
prift und am letzten Handelstag im Monat ange-
passt. Weitere Einzelheiten zum Index (einschlieB3-
lich seiner Bestandteile) sind auf der Website des
Indexanbieters unter http://www.dax-indices.com
verfligbar.

Der eb.rexx® Government Germany 10.5+ Index
misst die Wertentwicklung von deutschen Staats-
anleihen die an der Eurex Bonds® Plattform ge-
handelt werden und eine Restlaufzeit von mindes-
tens 10,5 Jahren aufweisen. Auschliesslich in Euro
denominierte Anleihen mit einem ausstehenden
Volumen von mindestens EUR 4 Mrd. werden in
den Index aufgenommen. Die Gewichtung der
Anleihen ergibt sich gemaB Ihres Marktwertes mit
einer Obergrenze von 30 Prozent pro Anleihe. Die
Zusammensetzung des Index wird monatlich Gber-
prift und am letzten Handelstag im Monat ange-
passt. Weitere Einzelheiten zum Index (einschlieB3-
lich seiner Bestandteile) sind auf der Website des
Indexanbieters unter http://www.dax-indices.com
verfligbar.

6.3. Auswirkungen von Indexan-
passungen

Zur moglichst exakten Nachbildung des zugrunde
liegenden Index wird ange_:_:,trebt, dass das
Fondsmanagement samtliche Anderungen in der
Zusammensetzung und Gewichtung des zugrunde
liegenden Index nachvollzieht.

Es liegt im Ermessen des Fondsmanagements, zu
beurteilen, in welchem Zeitrahmen der Fonds
angepasst werden soll und ob eine Anpassung
unter Beachtung des Anlageziels angemessen ist.

6.4. Voraussichtlicher Tracking Er-
ror

Der Tracking Error wird definiert als die annuali-
sierte Standardabweichung der Differenz zwischen
den Renditen eines Fonds und des zugrunde lie-
genden Index. Der erwartete Tracking Error des
Fonds bezieht sich auf die monatlichen Netto-
gesamtrenditen des Fonds und des zugrunde lie-
genden Index Uber einen Zeitraum von 3 Jahren.

Anleger, die regelmaBig mit Index-Investment-
vermdgen handeln und Anteile an solchen Invest-
mentvermdgen nur wenige Tage oder Wochen
halten, haben haufig ein besonderes Interesse an
dieser Kennzahl. Fir langfristige Anleger mit einem
langeren Anlagehorizont ist meist die Trackingdiffe-
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renz zwischen dem Fonds und dem zugrunde lie-
genden Index uUber den angestrebten Anlagezeit-
raum wichtiger. Die Trackingdifferenz misst die
tatsachliche Differenz zwischen den Renditen eines
Fonds und den Renditen des Index (d.h., wie exakt
ein Fonds seinen zugrunde liegenden Index nach-
bildet). Der Tracking Error misst hingegen die Zu-
und Abnahme der Trackingdifferenz (d. h. die Vola-
tilitét der Trackingdifferenz). Anleger sollten bei der
Bewertung eines  Index-Investmentvermdégens
beide Kennzahlen in Erwagung zu ziehen.

Der Tracking Error kann von der vom Index-Invest-
mentvermdgen gewahlten Nachbildungsmethode
abhdngen. Generell liefern historische Daten Hin-
weise darauf, dass eine synthetische Nachbildung
einen niedrigeren Tracking Error erzeugt als eine
physische Nachbildung; dieselben Daten deuten
jedoch oft auch darauf hin, dass eine physische
Nachbildung eine geringere Trackingdifferenz ergibt
als eine synthetische Nachbildung.

Der voraussichtliche Tracking Error basiert auf der
voraussichtlichen  Volatilitat der Abweichungen
zwischen den Renditen des Fonds und den Rendi-
ten des zugrunde liegenden Index. Das Liquidi-
tatsmanagement, die Transaktionskosten bei In-
dexanpassungen sowie Unterschiede hinsichtlich
der Bewertungsmethodik und des Bewertungszeit-
punkts zwischen Fonds und zugrunde liegendem
Index konnen sich ebenfalls auf den Tracking Error
sowie auf die Differenz zwischen den Renditen des
Fonds und des zugrunde liegenden Index auswir-
ken. Die Auswirkungen kénnen abhangig von den
zugrunde liegenden Umstanden positiv oder nega-
tiv sein.

Ferner kann der Fonds auch aufgrund von Quellen-
steuern, die vom Fonds auf Anlageertrage zu zah-
len sind, einen Tracking Error aufweisen. Das Aus-
maB des aufgrund von Quellensteuern entstehen-
den Tracking Errors hangt von verschiedenen Fak-
toren ab wie z. B. vom Fonds bei verschiedenen
Steuerbehdrden gestellten Riickerstattungsantra-
gen oder Steuererleichterungen des Fonds im
Rahmen eines Doppelbesteuerungsabkommens.

Der voraussichtliche Tracking Error fir den Fonds
betragt:

iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5yr
UCITS ETF (DE): 0,05%

iShares eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5yr
UCITS ETF (DE): 0,05%

iShares eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5yr
UCITS ETF (DE): 0,05%

iShares eb.rexx® Government Germany 10.5+yr
UCITS ETF (DE): 0,10%

Anleger sollten beachten, dass es sich dabei nur
um Schatzwerte fur den Tracking Error unter nor-
malen Marktbedingungen handelt und diese damit
nicht als feste Grenzen zu verstehen sind.
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7. Faire Behandlung der Anle-
ger und Anteilklassen

Der Fonds kann aus verschiedenen Anteilklassen
bestehen, das heiBt die ausgegebenen Anteile
haben unterschiedliche Ausgestaltungsmerkmale,
je nachdem zu welcher Klasse sie gehodren. Die
bestehenden Anteilklassen sind in dem ,Uberblick
Uber die bestehenden Anteilklassen" vor den
~Allgemeinen  Anlagebedingungen" in diesem
Verkaufsprospekt zu finden.

Die Anteilklassen kénnen sich insbesondere hin-
sichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeauf-
schlags, des Ricknahmeabschlags, der Verwalt-
ungsverglitung, der Mindestanlagesumme, der
Wahrung des Anteilswerts oder einer Kombination
dieser Merkmale unterscheiden.

Aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung kann
das wirtschaftliche Ergebnis, das der Anleger mit
seinem Investment in den Fonds erzielt, variieren,
je nachdem, zu welcher Anteilklasse die von ihm
erworbenen Anteile gehéren.

Das gilt sowohl fir die Rendite, die der Anleger vor
einer Besteuerung der Ertrage erzielt, als auch flr
die Rendite nach einer Besteuerung der Ertrdge.
Der Erwerb von Vermdgensgegenstanden ist nur
einheitlich fur den ganzen Fonds zuldssig, er kann
nicht fur eine einzelne Anteilklasse oder Gruppen
von Anteilklassen erfolgen.

Werden weitere Anteilklassen gebildet, bleiben die
Rechte der Anleger, die Anteile aus bestehenden
Anteilklassen erworben haben davon jedoch unbe-
rihrt. Mit den Kosten, die anldsslich der Einfiihrung
einer Anteilklasse anfallen, dirfen ausschlieBlich
die Anleger dieser neuen Anteilklasse belastet
werden.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds fair zu
behandeln. Sie darf im Rahmen der Steuerung
ihres Liquiditatsrisikos und der Ricknahme von
Anteilen die Interessen eines Anlegers oder einer
Gruppe von Anlegern nicht Uber die Interessen
eines anderen Anlegers oder einer anderen Anle-
gergruppe stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft die
faire Behandlung der Anleger sicherstellt, siehe
Abschnitt , Abrechnung bei Anteilausgabe und -
ricknahme" sowie , Liquiditdtsmanagement®.

Wahrungsabgesicherte Anteilklassen

Die Gesellschaft kann wahrungsabgesicherte An-
teilklassen im Fonds bilden, die den Einsatz von
Sicherungsgeschdften erlauben, um die Auswirkun-
gen von Wechselkursschwankungen abzumildern.
Einzelheiten zur Absicherungsmethodik finden Sie
nachfolgend unter ,, Methodik zur Wahrungsabsiche-
rung".

Die Gesellschaft kann Derivate nutzen (beispiels-
weise Devisentermingeschdfte, Futures, Optionen
und Swaps), um den Wechselkurs zwischen der
Wahrung aller oder einiger der Wahrungen, auf die
die Vermogenswerte eines Fonds lauten (auch
Barmittel und Ertréage), und der Bewertungswah-
rung der Anteilklasse abzusichern.

Die Transaktionen, Kosten sowie Verbindlichkeiten
und Vorteile, die mit den Instrumenten verbunden
sind, die zum Zwecke der Absicherung des Wéah-
rungsrisikos fir bestimmte wahrungsabgesicherte
Anteilklassen eingesetzt werden, werden nur den



entsprechenden wahrungsabgesicherten Anteilklas-
sen zugerechnet. Wahrungsrisiken unterschiedli-
cher Anteilklassen kénnen nicht miteinander kom-
biniert oder aufgerechnet werden und Wahrungsri-
siken der Vermdégenswerte eines Fonds kodnnen
nicht separaten Anteilklassen zugerechnet werden.

Methodik zur Wahrungsabsicherung

Die Wahrungsabsicherung wird fir jede wdahrungs-
abgesicherte Anteilklasse durchgefiihrt, indem die-
jenigen zugrunde liegenden Portfolio-Wahrungspo-
sitionen abgesichert werden, die sich von der Be-
wertungswahrung unterscheiden, um die Kursun-
terschiede zwischen diesen zugrunde liegenden
Portfolio-Wahrungspositionen und der Bewertungs-
wahrung in einem vorab festgelegten Toleranzbe-
reich zu halten. Die Gesellschaft Uberwacht das
Wahrungsrisiko jeder wahrungsabgesicherten An-
teilklasse im Hinblick auf diese vorab festgelegten
Toleranzbereiche taglich und stellt fest, ob eine
Wahrungsabsicherung neu festgelegt und der Ge-
winn oder Verlust aus der Wahrungsabsicherung
wieder angelegt oder realisiert werden sollte. Dabei
beriicksichtigt sie die Haufigkeit und die verbunde-
nen Transaktions- und Wiederanlagekosten der
Neufestlegung der Wahrungsabsicherung. Die Wah-
rungsabsicherung wird auf der Basis bestmoglicher
Bemuihungen durchgefiihrt, und es gibt keine Ga-
rantie daflir, dass es der Gesellschaft gelingt, die
Wahrungsrisiken vollsténdig abzusichern. Daher
kénnen Inkongruenzen zwischen der Wahrungspo-
sition des betreffenden Fonds und der wahrungs-
abgesicherten Anteilklasse auftreten.

Wenn die Ubersicherte oder untersicherte Position
aus einer einzelnen zugrunde liegenden Portfolio-
Wahrungsposition einer wahrungsabgesicherten
Anteilklasse den vorab festgelegten Toleranzbe-
reich am Ende eines Geschéftstags Uberschreitet
(z. B. aufgrund von Marktbewegungen), wird die
Absicherung flr diese zugrunde liegende Wahrung
am ndchsten Geschédftstag (an dem die entspre-
chenden Devisenmarkte gedffnet sind) neu festge-
legt. Ubersicherte Positionen dirfen 105 % des
Nettoinventarwerts der betreffenden wahrungsab-
gesicherten Anteilklasse nicht Ubersteigen und
untersicherte Positionen dirfen 95 % des Anteils
des Nettoinventarwerts der betreffenden wah-
rungsabgesicherten Anteilklasse, die gegen das
Wahrungsrisiko abgesichert werden soll, nicht
unterschreiten. Wenn dariber hinaus der Gesamt-
gewinn oder -verlust aus den Devisenterminge-
schaften zur Absicherung aller zugrunde liegenden
Wadhrungen einer wahrungsabgesicherten Anteil-
klasse den vorab festgelegten Toleranzbereich am
Ende eines Geschdftstags Uberschreitet, ermittelt
die Gesellschaft am nachsten Geschéftstag (an
dem die entsprechenden Devisenmérkte geéffnet
sind), ob einige oder alle der von dieser Anteilklas-
se gehaltenen Wé&hrungsabsicherungen neu festge-
legt werden missen, um den Gewinn oder Verlust
zu reduzieren, wenn dieser auBerhalb des Tole-
ranzbereichs liegt. Die Anwendung der oben be-
schriebenen  Toleranzschwellen ermdoglicht der
Gesellschaft eine bessere Verwaltung der H&aufig-
keit und der verbundenen Kosten von Devisenge-
schaften zur Absicherung von wdahrungsabgesicher-
ten Anteilklassen. Die vorab festgelegte Toleranz-
schwelle fir jede wdhrungsabgesicherte Anteilklas-
se wird vom Risikomanagement tberprift.

Wenn in Bezug auf die Wahrungsabsicherungskom-
ponente der wahrungsabgesicherten Anteilklassen
aus der Wahrungsabsicherung ein Gewinn erzielt
wird, wird durch diesen Gewinn kein Leverage
erzeugt. Wenn aus der Wahrungsabsicherung ein
Verlust entsteht, fihrt dieser bei den entsprechen-
den wahrungsabgesicherten Anteilklassen zu Le-
verage. Leverage wird beseitigt oder verringert,
wenn die entsprechende Wahrungsabsicherung
angepasst oder neu festgelegt wird, wie fur die
entsprechende wadhrungsabgesicherte Anteilklasse
erforderlich. Die Gesellschaft beabsichtigt kein
Leverage der wahrungsabgesicherten Anteilklassen
Uber die Toleranzschwelle hinaus. An diesem Punkt
wird eine Neufestlegung einiger oder aller Wéh-
rungsabsicherungen dieser wahrungsabgesicherten
Anteilklasse ausgeldst. Unter extremen Marktbe-
dingungen kann die Toleranzschwelle voriiberge-
hend Uberschritten werden.

Bei Erhalt eines Zeichnungsantrags in einer wah-
rungsabgesicherten Anteilklasse teilt die Gesell-
schaft die Zeichnungsgelder anteilig entsprechend
den Gewichtungen zwischen den vom Fonds gehal-
tenen Wertpapieren, die dieser Anteilklasse zuzu-
rechnen sind, und dem Wert der Absicherung die-
ser Anteilklasse auf.

8. Anlageinstrumente im Ein-
zelnen

8.1. Geldmarktinstrumente

1. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds in
Geldmarktinstrumente investieren. Geldmarkt-
instrumente sind Instrumente, die Ublicherwie-
se auf dem Geldmarkt gehandelt werden sowie
verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt
ihres Erwerbs flir den Fonds eine Laufzeit bzw.
Restlaufzeit von hochstens 397 Tagen haben.
Sofern Ihre Laufzeit lédnger als 397 Tage ist,
muss ihre Verzinsung regelmd&Big, mindestens
einmal in 397 Tagen, marktgerecht angepasst
werden. Geldmarktinstrumente sind auch In-
strumente, deren Risikoprofil dem Risikoprofil
solcher Wertpapiere entspricht. Flir den Fonds
dirfen Geldmarktinstrumente erworben wer-
den, wenn sie:

a) an einer Borse in einem Mitgliedstaat der
Europaischen Union (,EU") oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den Europaischen Wirtschaftsraum (,EWR")
zum Handel zugelassen oder dort an einem
anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind,

b) ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der
Mitgliedstaaten der EU oder auBerhalb der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens
Uber den EWR zum Handel zugelassen oder
dort an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
sofern die Wahl dieser Borse oder dieses
organisierten Marktes von der BaFin zuge-
lassen ist,

c) von der EU, dem Bund, einem Sonderver-
maogen des Bundes, einem Land, einem an-
deren Mitgliedstaat oder einer anderen zen-
tralstaatlichen, regionalen oder lokalen Ge-
bietskdrperschaft oder der Zentralbank
eines Mitgliedstaats der EU, der Europai-
schen Zentralbank oder der Europaischen
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Investitionsbank, einem Drittstaat oder, so-
fern dieser ein Bundesstaat ist, einem Glied-
staat dieses Bundesstaates oder von einer
internationalen offentlich-rechtlichen Ein-
richtung, der mindestens ein Mitgliedstaat
der EU angehort, begeben oder garantiert
werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden,
dessen Wertpapiere auf den unter a) und b)
bezeichneten Markten gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im
Recht der EU festgelegten Kriterien einer
Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kredit-
institut, das Aufsichtsbestimmungen, die
nach Auffassung der BaFin denjenigen des
Rechts der EU gleichwertig sind, unterliegt
und diese einhalt, begeben oder garantiert
werden,

f) von anderen Emittenten begeben werden
und es sich bei dem jeweiligen Emittenten

i) um ein Unternehmen mit einem Eigen-
kapital von mindestens 10 Millionen Euro
handelt, das seinen Jahresabschluss
nach der Richtlinie der EU Uber den Jah-
resabschluss von Kapitalgesellschaften
erstellt und verdffentlicht,

ii) um einen Rechtstrager handelt, der in-
nerhalb einer eine oder mehrere bor-
sennotierte Gesellschaften umfassenden
Unternehmensgruppe fir die Finanzier-
ung dieser Gruppe zustandig ist, oder

iii) um einen Rechtstrager handelt, der
Geldmarktinstrumente  emittiert, die
durch Verbindlichkeiten unterlegt sind
durch Nutzung einer von einer Bank ein-
geraumten Kreditlinie. Dies sind Pro-
dukte, bei denen Kreditforderungen von
Banken in Wertpapieren verbrieft werden
(sogenannte Asset Backed Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente
dirfen nur erworben werden, wenn sie liquide
sind und sich ihr Wert jederzeit genau be-
stimmten lasst. Liquide sind Geldmarktinstru-
mente, die sich innerhalb hinreichend kurzer
Zeit mit begrenzten Kosten verauBern lassen.
Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft zu
beriicksichtigen, Anteile am Fonds auf Verlang-
en der Anleger zurlickzunehmen und hierfir in
der Lage zu sein, solche Geldmarktinstrumente
entsprechend kurzfristig zu verduBern. Fur die
Geldmarktinstrumente muss zudem ein exaktes
und verlassliches Bewertungssystem existieren,
das die Ermittlung des Nettobestandswerts des
Geldmarktinstruments ermdglicht und auf
Marktdaten oder Bewertungsmodellen basiert
(einschlieBlich Systemen, die auf fortgeflhrten
Anschaffungskosten beruhen). Das Merkmal der
Liquiditat gilt fir Geldmarktinstrumente als er-
fullt, wenn diese an einem organisierten Markt
innerhalb des EWR zugelassen oder in diesen
einbezogen sind oder an einem organisierten
Markt auBerhalb des EWR zugelassen oder in
diesen einbezogen sind, sofern die BaFin die
Wahl dieses Marktes zugelassen hat. Dies gilt
nicht, wenn der Gesellschaft Hinweise vorlie-
gen, die gegen die hinreichende Liquiditat der
Geldmarktinstrumente sprechen.

Fir Geldmarktinstrumente, die nicht an einer
Borse notiert oder an einem geregelten Markt

zum Handel zugelassen sind (siehe oben unter

c) bis f)), muss zudem die Emission oder der

Emittent dieser Instrumente Vorschriften Uber

den Einlagen- und den Anlegerschutz unter-

liegen. So mussen fir diese Geldmarktinstru-
mente angemessene Informationen vorliegen,
die eine angemessene Bewertung der mit den

Instrumenten verbundenen Kreditrisiken er-

madoglichen und die Geldmarktinstrumente mius-

sen frei Ubertragbar sein. Die Kreditrisiken kon-
nen etwa durch eine Kreditwirdigkeitspriifung
einer Rating-Agentur bewertet werden. Fir
diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin
die folgenden Anforderungen, es sei denn, sie
sind von der Europaischen Zentralbank oder der

Zentralbank eines Mitgliedstaates der EU bege-

ben oder garantiert:

a) Werden sie von einer unter c) (mit Aus-
nahme der Europdischen Zentralbank) ge-
nannten Einrichtungen begeben oder garan-
tiert missen angemessene Informationen
Uber die Emission bzw. das Emissionspro-
gramm oder Uber die rechtliche und finan-
zielle Situation des Emittenten vor der Emis-
sion des Geldmarktinstruments vorliegen.

b) Werden sie von einem im EWR beaufsichtig-
ten Kreditinstitut begeben oder garantiert
(s.0. unter e)), so missen angemessene
Informationen Uber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm oder (ber die rechtliche
und finanzielle Situation des Emittenten vor
der Emission des Geldmarktinstruments
vorliegen, die in regelmaBigen Abstanden
und bei signifikanten Begebenheiten aktuali-
siert werden. Zudem mussen uber die Emis-
sion bzw. das Emissionsprogramm Daten
(z.B. Statistiken) vorliegen, die eine ange-
messene Bewertung der mit der Anlage
verbundenen Kreditrisiken ermdglichen.

c) Werden sie von einem Kreditinstitut bege-
ben, das auBerhalb des EWR Aufsichtsbe-
stimmungen unterliegt, die nach Ansicht der
BaFin denjenigen des Rechts der EU gleich-
wertig sind, so ist eine der folgende Voraus-
setzungen zu erfillen:

Das Kreditinstitut unterhalt einen Sitz in ei-
nem zur sogenannten Zehnergruppe (Zu-
sammenschluss der wichtigsten wesent-
lichen Industrielander - G10) gehérenden
OECD-Land.

Das Kreditinstitut verfligt mindestens Uber
ein Rating mit einer Benotung, die als so-
genanntes ,Investment-Grade" qualifiziert.
Als ,Investmentgrade" bezeichnet man eine
Benotung mit ,BBB" bzw. ,Baa" oder besser
im Rahmen der Kreditwirdigkeitsprifung
durch eine Agentur.

Mittels einer eingehenden Analyse des
Emittenten kann nachgewiesen werden,
dass die flur das Kreditinstitut geltenden
Aufsichtsbestimmungen mindestens SO
streng sind wie die des Rechts der EU.

d) Fir die Ubrigen Geldmarktinstrumente, die
nicht an einer Bodrse notiert oder einem
geregelten Markt zum Handel zugelassen
sind (siehe oben unter c¢), d) und f)), mus-
sen angemessene Informationen Uber die
Emission bzw. das Emissionsprogramm
sowie Uber die rechtliche und finanzielle
Situation des Emittenten vor der Emission



des Geldmarktinstruments vorliegen, die in
regelmaBigen Abstanden und bei signifikan-
ten Begebenheiten aktualisiert und durch
qualifizierte, vom Emittenten weisungsunab-
hangige Dritte, geprift werden. Zudem
mussen Uber die Emission bzw. das Emis-
sionsprogramm Daten (z.B. Statistiken)
vorliegen, die eine angemessene Bewertung
der mit der Anlage verbundenen Kreditrisi-
ken ermdglicht.

8.2. Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds
Bankguthaben erwerben, die eine Laufzeit von
héchstens zwoIf Monaten haben. Diese Guthaben
sind auf Sperrkonten bei einem Kreditinstitut mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens Uber den EWR
oder bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Dritt-
staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffas-
sung der BaFin denjenigen des Rechts der EU
gleichwertig sind, zu unterhalten. Sofern in den
Besonderen Anlagebedingungen nichts anderes
bestimmt ist, kdnnen die Bankguthaben auch auf
Fremdwahrung lauten.

8.3. Waertpapiere

1.

2.

Sofern die ,Besonderen Anlagebedingungen®
keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf
die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB
Wertpapiere nur erwerben,

a) wenn sie an einer Borse in einem Mitglied-
staat der EU oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens (ber den EWR
zum Handel zugelassen oder in einem dieser
Staaten an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind,

b) wenn sie ausschlieBlich an einer Borse
auBerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder
auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den EWR zum Handel
zugelassen oder in einem dieser Staaten an
einem organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin
die Wahl der Bodrse oder des organisierten
Marktes zugelassen hat.?

Wertpapiere aus Neuemissionen dilrfen erwor-
ben werden, wenn nach ihren Ausgabebeding-
ungen die Zulassung an oder Einbeziehung in
eine der unter a) und b) genannten Bdrsen oder
organisierten Markte beantragt werden muss,
und die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb
eines Jahres nach Ausgabe erfolgt.

Als Wertpapiere in diesem Sinne gelten auch

a) Anteile an geschlossenen Fonds in Vertrags-
oder Gesellschaftsform, die einer Kontrolle
durch die Anteilseigner unterliegen (sog.
Unternehmenskontrolle), d.h. die Anteilseig-
ner mussen Stimmrechte in Bezug auf die
wesentlichen Entscheidungen haben, sowie
das Recht die Anlagepolitik mittels ange-
messener Mechanismen zu kontrollieren.
Der Fonds muss zudem von einem Rechts-
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Die Borsenliste wird auf der Internetseite derBundes-
anstalt verdffentlicht. www.bafin.de

trager verwaltetet werden, der den Vor-
schriften fir den Anlegerschutz unterliegt,
es sei denn der Fonds ist in Gesellschafts-
form aufgelegt und die Tatigkeit der
Vermdgensverwaltung wird nicht von einem
anderen Rechtstrager wahrgenommen.

b) Finanzinstrumente, die durch andere Ver-
mogenswerte besichert oder an die Ent-
wicklung anderer Vermdgenswerte gekop-
pelt sind. Soweit in solche Finanzinstru-
mente Komponenten von Derivaten einge-
bettet sind, gelten weitere Anforderungen,
damit die Gesellschaft diese als Wertpapiere
erwerben darf.

Die Wertpapiere dirfen nur unter folgenden
Voraussetzungen erworben werden:

a) Der potentielle Verlust, der dem Fonds
entstehen kann, darf den Kaufpreis des
Wertpapiers nicht Ubersteigen. Eine
Nachschusspflicht darf nicht bestehen.

b) Eine mangelnde Liquiditdt des vom Fonds
erworbenen Wertpapiers darf nicht dazu
fihren, dass der Fonds den gesetzlichen
Vorgaben uber die Ricknahme von Anteilen
nicht mehr nachkommen kann. Dies gilt
unter Berlcksichtigung der gesetzlichen
Moéglichkeit, in besonderen Fallen die
Anteilricknahme aussetzen zu kénnen (vgl.
den Abschnitt ,Aussetzung der Anteilriick-
nahme" (Punkt 19.4)).

c) Eine verldssliche Bewertung des Wertpa-
piers durch exakte, verlassliche und gangige
Preise muss verfligbar sein; diese muissen
entweder Marktpreise sein oder von einem
Bewertungssystem gestellt worden sein,
dass von dem Emittenten des Wertpapiers
unabhangig ist.

d) Angemessene Information Uber das
Wertpapier durch regelmafBige, exakte und
umfassende Information des Marktes Uber
das Wertpapier oder ein gegebenenfalls
dazugehoriges, d.h. in dem Wertpapier
verbrieftes Portfolio ist verfligbar.

e) Das Wertpapier ist handelbar.

f) Der Erwerb des Wertpapiers steht im
Einklang mit den Anlagezielen bzw. der
Anlagestrategie des Fonds.

g) Die Risiken des Wertpapiers werden durch
das Risikomanagement des Fonds in
angemessener Weise erfasst.

Wertpapiere dirfen zudem in folgender Form
erworben werden:

a) Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitaler-
hoéhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen,

b) Wertpapiere, die in Auslibung von zum
Fonds gehdrenden Bezugsrechten erworben
werden.

Als Wertpapiere in diesem Sinne dirfen fir den

Fonds auch Bezugsrechte erworben werden,

sofern sich die Wertpapiere, aus denen die

Bezugsrechte herrihren, im Fonds befinden

kénnen.
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8.4. Derivate

Die Gesellschaft darf fiir den Fonds als Teil
der Anlagestrategie Geschifte mit Derivaten
tiatigen. Die Gesellschaft darf fiir den Fonds
Derivatgeschidfte insbesondere zum Zwecke
der effizienten Portfoliosteuerung tatigen.
Dadurch kann sich das Verlustrisiko des
Fonds zumindest zeitweise erhdhen.

Ein Derivat ist ein Instrument, dessen Preis von
den Kursschwankungen oder den Preiserwartungen
anderer Vermdgensgegenstande (Basiswert) ab-
hdngt. Die nachfolgenden Ausfiihrungen beziehen
sich sowohl auf Derivate als auch auf Finanzin-
strumente mit derivativer Komponente (nachfol-
gend zusammen , Derivate").

Zur Ermittlung der Auslastung der Marktrisikogren-
ze wendet die Gesellschaft den sogenannten einfa-
chen Ansatz im Sinne der Verordnung Uber Risiko-
management und Risikomessung beim Einsatz von
Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsge-
schaften in Investmentvermdgen nach dem KAGB
(,DerivateV") an. Sie summiert die Anrechnungs-
betrage aller Derivate auf, die zur Steigerung des
Investitionsgrades fihren. Als Anrechnungsbetrag
fur Derivate und Finanzinstrumente mit derivativen
Komponenten wird grundsatzlich der Marktwert des
Basiswerts zugrunde gelegt. Die Summe der An-
rechnungsbetrage flir das Marktrisiko durch den
Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit
derivativen Komponenten darf den Wert des
Fondsvermdgens nicht Uberschreiten.

Die Gesellschaft darf regelm&Big nur Derivate er-
werben, wenn sie fir Rechnung des Fonds die
Basiswerte dieser Derivate erwerben durfte oder
wenn die Risiken, die diese Basiswerte reprasentie-
ren, auch durch Vermdgensgegenstande im In-
vestmentvermodgen hatten entstehen konnen, die
die Gesellschaft fiir Rechnung des Fonds erwerben
darf. Die Gesellschaft darf flir Rechnung des Fonds
erwerben:

e Grundformen von Derivaten gem. §9 der
Allgemeinen Anlagebedingungen
e Kombinationen aus diesen Derivaten
¢ Kombinationen aus diesen Derivaten mit ande-
ren Vermogensgegenstanden, die fir den
Fonds erworben werden dirfen
Die Gesellschaft kann alle im Fonds enthaltenen
Marktrisiken, die auf dem Einsatz von Derivaten
beruhen, hinreichend genau erfassen und messen.
Ein vernachlassigbarer Anteil der Anlagestrategie
darf auf einer sogenannten komplexen Strategie
basieren. Die Gesellschaft darf auBerdem einen
vernachlassigbaren Anteil in komplexe Derivate
investieren. Von einem vernachldssigbaren Anteil
ist auszugehen, wenn dieser unter Zugrundelegung
des maximalen Verlustes ein Prozent des Wertes
des Fonds nicht Ubersteigt.

8.4.1. Terminkontrakte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds im
Rahmen der Anlagegrundsatze Terminkontrakte auf
den zugrunde liegenden Index sowie auf Einzeltitel
des zugrunde liegenden Index abschlieBen.
Terminkontrakte sind fir beide Vertragspartner
unbedingt verpflichtende Vereinbarungen, zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt, dem Falligkeitsdatum,
oder innerhalb eines bestimmten Zeitraums, eine
bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu
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einem im Voraus vereinbarten Preis zu kaufen bzw.
zu verkaufen.

8.4.2. Optionsgeschifte

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds Opti-
onsgeschafte in Form von Optionsscheinen auf den
zugrunde liegenden Index sowie auf Einzeltitel des
zugrunde liegenden Index abschlieBen.

Optionsgeschédfte beinhalten, dass einem Dritten
gegen Entgelt (Optionspramie) das Recht einge-
raumt wird, wahrend einer bestimmten Zeit oder
am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem
von vornherein vereinbarten Preis (Basispreis) die
Lieferung oder Abnahme von Vermdgensgegen-
standen oder die Zahlung eines Differenzbetrags zu
verlangen, oder auch die entsprechenden Options-
rechte zu erwerben. Die Optionen oder Options-
scheine missen eine Auslbung wahrend der ge-
samten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit vorse-
hen. Zudem muss der Optionswert zum Aus-
Ubungszeitpunkt ein Bruchteil oder ein Vielfaches
der Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis
des Basiswerts darstellen und null werden, wenn
die Differenz das andere Vorzeichen hat.

8.4.3. Swaps

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds im
Rahmen der Anlagegrundsatze Zinsswaps, Wah-
rungsswaps und Zins-Wahrungsswaps abschlieBen.

Swaps sind Tauschvertrage, bei denen die dem
Geschaft zugrunde liegenden Zahlungsstrome oder
Risiken zwischen den Vertragspartnern ausge-
tauscht werden.

8.4.4. Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption
ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer
bestimmten Frist in einen hinsichtlich der Konditio-
nen genau spezifizierten Swap einzutreten. Im
Ubrigen gelten die im Zusammenhang mit Options-
geschaften dargestellten Grundsdtze. Fir Rechnung
des Fonds dirfen nur solche Swaptions erworben
werden, die sich aus den oben beschriebenen Opti-
onen und Swaps zusammensetzen.

8.4.5. Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es
ermdglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen
auf andere zu Ubertragen. Im Gegenzug zur Uber-
nahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkaufer
des Risikos eine Pramie an seinen Vertragspartner.
Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds nur
einfache, standardisierte Credit Default Swaps
erwerben, die zur Absicherung einzelner Kreditrisi-
ken im Fonds eingesetzt werden. Im Ubrigen gelten
die Ausflihrungen zu Swaps entsprechend.

8.4.6. In Wertpapierenverbriefte Finanzin-
strumente

Die Gesellschaft kann fir Rechnung des Fonds die
vorstehend beschriebenen Finanzinstrumente auch
erwerben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft
sind. Dabei kénnen die Geschéfte, die Finanzin-
strumente zum Gegenstand haben, auch nur teil-
weise in Wertpapieren enthalten sein (z. B. Opti-
onsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und Risi-
ken gelten fir solche verbrieften Finanzinstrumente
entsprechend, jedoch mit der MaBgabe, dass das
Verlustrisiko bei verbrieften Finanzinstrumenten
auf den Wert des Wertpapiers beschrankt ist.



8.4.7. Over-the-counter (OTC)-Geschifte

Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds so-
wohl Derivatgeschédfte tatigen, die an einer Borse
zum Handel zugelassen oder an einem anderen
organisierten Markt zugelassenen oder in diesen
einbezogen sind, als auch auBerborsliche Geschéf-
te, sogenannte over-the-counter (OTC)-Geschafte.

Derivatgeschédfte, die nicht zum Handel an einer
Borse zugelassen oder an einem anderen organi-
sierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind, darf die Gesellschaft nur mit geeigneten Kre-
ditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten
auf der Basis standardisierter Rahmenvertrdage
tatigen. Bei auBerborslich gehandelten Derivaten
wird das Kontrahentenrisiko beziiglich eines Ver-
tragspartners auf 5 Prozent des Wertes des Fonds
beschrankt. Ist der Vertragspartner ein Kreditinsti-
tut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU, in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den
EWR oder einem Drittstaat mit vergleichbarem
Aufsichtsniveau, so darf das Kontrahentenrisiko bis
zu 10 Prozent des Wertes des Fonds betragen.
AuBerborslich gehandelte Derivatgeschafte, die mit
einer zentralen Clearingstelle einer BoOrse oder
eines anderen organisierten Marktes als Vertrags-
partner abgeschlossen werden, werden auf diese
Grenzen nicht angerechnet, wenn die Derivate
einer taglichen Bewertung zu Marktkursen mit
taglichem Margin-Ausgleich unterliegen. Anspriiche
des Fonds gegen einen Zwischenhandler sind je-
doch auf die Grenzen anzurechnen, auch wenn das
Derivat an einer BOrse oder an einem anderen
organisierten Markt gehandelt wird.

9. Emittentengrenzen und An-
lagegrenzen

9.1. Emittentengrenzen

Sofern in den Anlagebedingungen nichts Anderwei-
tiges geregelt ist, gelten fir den Fonds die folgen-
den Emittentengrenzen.

1. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente desselben Emittenten
(Schuldners) bis zu 10 Prozent des Wertes des
Fonds anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser
Emittenten (Schuldner) 40 Prozent des Wertes
des Fonds nicht U(bersteigen. Darliber hinaus
durfen lediglich 5 Prozent des Wertes des Fonds
in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente des-
selben Emittenten (Schuldners) angelegt wer-
den.

2. In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarle-
hen und Geldmarktinstrumente besonderer o6f-
fentlicher Emittenten im Sinne des § 206 Abs. 2
KAGB darf die Gesellschaft jeweils bis zu
35 Prozent des Wertes des Fonds anlegen.

3. Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 Prozent
des Wertes des Fonds in Pfandbriefe, Kommu-
nalschuldverschreibungen  sowie  Schuldver-
schreibungen anlegen, die ein Kreditinstitut mit
Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den EWR ausgegeben hat. Voraussetzung ist,
dass die mit den Schuldverschreibungen aufge-
nommenen Mittel so angelegt werden, dass sie
die Verbindlichkeiten der Schuldverschreibun-
gen Uber deren ganze Laufzeit decken und vor-
ranging fir die Rickzahlungen und die Zinsen

bestimmt sind, wenn der Emittent der Schuld-

verschreibungen ausféllt. Sofern in solche

Schuldverschreibungen desselben Ausstellers

mehr als 5 Prozent des Wertes des Fonds ange-

legt werden, darf der Gesamtwert solcher

Schuldverschreibungen 80 Prozent des Wertes

des Fonds nicht Ubersteigen.

4. Die Gesellschaft darf héchstens 20 Prozent des
Wertes des Fonds in eine Kombination der fol-
genden Vermdgensgegenstande anlegen:

a) von ein und derselben Einrichtung begebene
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung,

c) Anrechnungsbetrédge fir das Kontrahenten-
risiko der mit dieser Einrichtung eingegan-
genen Geschafte in Derivaten.

Bei besonderen o6ffentlichen Emittenten im Sin-

ne des § 206 Abs. 2 KAGB darf eine Kombinati-

on der in Satz 1 genannten Vermdgensgegen-
stande 35 Prozent des Wertes des Fonds nicht

Ubersteigen.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in bei-

den Fallen unberihrt.

5. Die Gesellschaft kann in Schuldverschreibun-
gen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktin-
strumente der Bundesrepublik Deutschland
mehr als 35 Prozent des Wertes des Fonds an-
legen.

Sofern von dieser Moglichkeit Gebrauch ge-

macht wird, missen die Wertpapiere/Geld-

marktinstrumente im Fonds aus mindestens
sechs verschiedenen Emissionen stammen, wo-
bei nicht mehr als 30 Prozent des Wertes des

Fonds in einer Emission gehalten werden dir-

fen. Der Fonds kann auch insgesamt in Schuld-

verschreibungen eines der genannten Aussteller
angelegt werden.

9.2. Spezielle Anlagegrenze fiir
Wertpapiere

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in

Wertpapiere nach MaBgabe des § 5 der Allgemei-

nen Anlagebedingungen gehalten werden. Hierbei

sind die flr den Fonds gehaltenen Bankguthaben

zu bericksichtigen.

9.3. Spezielle Anlagegrenzen fiir
Bankguthaben

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in
Bankguthaben angelegt werden, die eine Laufzeit
von hochstens zwolf Monaten haben. Die Gesell-
schaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des
Fonds in Bankguthaben bei je einem Kreditinstitut
anlegen.

10. Sicherheitenstrategie

Im Rahmen von Derivatgeschaften nimmt die Ge-
sellschaft flir Rechnung des Fonds Sicherheiten
entgegen. Die Sicherheiten dienen dazu, das Aus-
fallrisiko des Vertragspartners dieser Geschafte
ganz oder teilweise zu reduzieren.

10.1. Artender zuldssigen Sicher-

heiten

Soweit fir den Fonds Derivatgeschéfte abgeschlos-
sen werden dirfen, akzeptiert die Gesellschaft
ausschlieBlich Sicherheiten, die folgende, gemaB
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§ 27 Absatz 7 DerivateV festgelegte Kriterien erfiil-

len:

e Vermogensgegenstande, die fur den Fonds nach
MaBgabe des KAGB erworben werden dirfen,

e hochliquide sind,

e einer zumindest bodrsentdglichen Bewertung
unterliegen,

e von Emittenten mit hoher Kreditqualitat aus-
gegeben werden,

e nicht von Emittenten ausgegeben werden, die
selbst Vertragspartner oder ein konzernangeho-
riges Unternehmen im Sinne des § 290 des
Handelsgesetzbuchs sind,

e in Bezug auf Lénder, Markte und Emittenten
angemessen risikodiversifiziert sind,

e keinen wesentlichen operationellen Risiken oder
Rechtsrisiken im Hinblick auf ihre Verwaltung
und Verwahrung unterliegen,

e bei einer Verwahrstelle verwahrt werden, die
der wirksamen offentlichen Aufsicht unterliegt
und vom Sicherungsgeber unabhéngig ist oder
vor einem Ausfall eines Beteiligten rechtlich ge-
schiitzt sind, sofern sie nicht Ubertragen wur-
den,

e durch die Gesellschaft ohne Zustimmung des
Sicherungsgebers Uberprift werden kdnnen,

e fUr den Fonds unverziglich verwertet werden
kénnen und

e rechtlichen Vorkehrungen fur den Fall der Insol-
venz des Sicherungsgebers unterliegen.

10.2. Umfang der Besicherung
Derivatgeschafte miussen in einem Umfang be-
sichert sein, der sicherstellt, dass der Anrech-
nungsbetrag fir das Ausfallrisiko des jeweiligen
Vertragspartners finf Prozent des Wertes des
Fonds nicht Uberschreitet. Ist der Vertragspartner
ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der
EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens Uber den EWR oder in einem Drittstaat,
in dem gleichwertige Aufsichtsbestimmungen gel-
ten, so darf der Anrechnungsbetrag fiir das Ausfall-
risiko zehn Prozent des Wertes des Fonds betra-
gen.

10.3. Strategie fiir Abschlageder
Bewertung (Haircut-Strategie)

Die Gesellschaft hat eine so genannte ,Haircut"-
Strategie flir jeden Vermdgensgegenstand einge-
fuhrt, den sie als Sicherheit entgegennimmt. Ein
Haircut ist ein Abschlag auf den Wert einer Sicher-
heit, mit dem einer Verschlechterung der Bewer-
tung oder des Liquiditatsprofils einer Sicherheit im
Laufe der Zeit Rechnung getragen wird. Die ,Hair-
cut®-Strategie bertlicksichtigt die Eigenschaften des
jeweiligen Vermogensgegenstands, einschlieBlich
der Kreditwilrdigkeit des Emittenten der Sicherhei-
ten, die Preisvolatilitdt der Sicherheiten und die
Ergebnisse von Stresstests, die im Rahmen der
Sicherheitenverwaltung durchgefiihrt werden kon-
nen. Vorbehaltlich der bestehenden Vereinbarun-
gen mit dem jeweiligen Kontrahenten, die Mindest-
betrdge fur die Ubertragung von Sicherheiten bein-
halten kdnnen, beabsichtigt die Gesellschaft, dass
jede erhaltene Sicherheit gemaB der ,Haircut"-
Strategie um einen Bewertungsabschlag angepasst
wird, der mindestens dem Kontrahentenrisiko ent-
spricht.

Die vorgenommenen ,Haircuts", die bei entgegen-
genommenen Sicherheiten angewendet werden,
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folgen den Vorgaben der internen Richtlinie der
Gesellschaft fir die Behandlung von Sicherheiten.

10.4. Anlage von Barsicherheiten
Barsicherheiten in Form von Bankguthaben dirfen
auf Sperrkonten bei der Verwahrstelle des Fonds
oder mit ihrer Zustimmung bei einem anderen
Kreditinstitut gehalten werden. Die Wiederanlage
darf nur in Staatsanleihen von hoher Qualitat oder
in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur er-
folgen.

10.5. Verwahrung von Wertpapieren
als Sicherheit

Die Gesellschaft kann flir Rechnung des Fonds im
Rahmen von Derivateschaften Wertpapiere als
Sicherheit entgegen nehmen. Wenn diese Wertpa-
piere als Sicherheit Ubertragen werden, mussen sie
bei der Verwahrstelle verwahrt werden. Hat die
Gesellschaft die Wertpapiere im Rahmen von Deri-
vatgeschdften als Sicherheit verpféandet erhalten,
kénnen sie auch bei einer anderen Stelle verwahrt
werden, die einer wirksamen o6ffentlichen Aufsicht
unterliegt und vom Sicherungsgeber unabhdangig
ist. Eine Wiederverwendung der Wertpapiere ist
nicht zulassig.

11. Leverage

Leverage bezeichnet jede Methode, mit der die
Gesellschaft den Investitionsgrad des Fonds erhdht
(Hebelwirkung). Solche Methoden sind ins-
besondere der Erwerb von Derivaten und die Auf-
nahme von Krediten. Die Mdglichkeit der Nutzung
von Derivaten und die Aufnahme von Krediten ist
in den Abschnitten Derivate (Punkt 8.4) und Kre-
ditaufnahme (Punkt 12) dargestellt.

Die Gesellschaft darf durch die vorstehend be-
schriebenen Methoden das Marktrisiko des Fonds
hochstens verdoppeln. Kurzfristige Kreditaufnah-
men werden bei der Berechnung dieser Grenze
nicht berilcksichtigt. Sie beschrdankt den Einsatz
von Leverage im Fonds.

12. Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten flr ge-
meinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu
10 Prozent des Wertes des Fonds zuldssig, sofern
die Bedingungen der Kreditaufnahme marktublich
sind und die Verwahrstelle der Kreditaufnahme
zustimmt.

13. Bewertung

13.1. Allgemeine Regeln fiir die
Vermogensbewertung

13.1.1. An einer Borse zugelassene / in or-
ganisiertem Markt gehandelte Ver-
mogensgegenstidnde

Vermdgensgegenstdnde, die zum Handel an Bérsen
zugelassen sind oder in einem anderen organisier-
ten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind sowie Bezugsrechte fiir den Fonds werden zum
letzten verfligbaren handelbaren Kurs, der eine
verlassliche Bewertung gewahrleistet, bewertet,
sofern nachfolgend unter ,Besondere Bewertungs-
regeln® nicht anders angegeben.



13.1.2. Nicht an Borsen notierte oder orga-
nisierten Markten gehandelte Ver-
mogensgegenstdande oder Vermo-
gensgegenstdnde ohne handelbaren
Kurs

Vermdgensgegenstande, die weder zum Handel an
Borsen zugelassen sind noch in einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind oder fir die kein handelbarer Kurs
verfugbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrs-
wert bewertet, der bei sorgféltiger Einschdtzung
nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Be-
ricksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten
angemessen ist, sofern nachfolgend unter ,Beson-
dere Bewertungsregeln® nicht anders angegeben.

13.2. Besondere Bewertungsrege-
lungen fiir einzelne Vermo-
gensgegenstinde

13.2.1. Nichtnotierte Schuldverschreibungen
und Schuldscheindarlehen

Fir die Bewertung von Schuldverschreibungen, die
nicht zum Handel an einer Borse zugelassen oder
an einem anderen amtlichen Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind (z.B. nicht notierte An-
leihen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate),
und fur die Bewertung von Schuldscheindarlehen
werden die fur vergleichbare Schuldverschreibun-
gen und Schuldscheindarlehen vereinbarten Preise
und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen
vergleichbarer Emittenten mit entsprechender
Laufzeit und Verzinsung herangezogen, erforderli-
chenfalls mit einem Abschlag zum Ausgleich der
geringeren VerauBerbarkeit.

13.2.2. Geldmarktinstrumente

Bei den im Fonds befindlichen Geldmarktinstru-
menten werden Zinsen und zinsahnliche Ertrage
sowie Aufwendungen (z.B. Verwaltungsvergitung,
Verglitung der Verwahrstelle, Prifungskosten,
Kosten der Veroffentlichung etc.) bis einschlieBlich
des Tages vor dem Valutatag berticksichtigt.

13.2.3. Optionsrechte und Terminkontrakte

Die zu dem Fonds gehdrenden Optionsrechte und
Verbindlichkeiten aus einem Dritten eingerdaumten
Optionsrechten, die zum Handel an einer Borse
zugelassen oder an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
werden zu dem jeweils letzten verfligbaren handel-
baren Kurs, der eine verldssliche Bewertung ge-
wahrleistet, bewertet.

Das gleiche gilt fur Forderungen und Verbindlich-
keiten aus fur Rechnung des Fonds verkauften
Terminkontrakten. Die zu Lasten des Fonds geleis-
teten Einschiisse werden unter Einbeziehung der
am Bodrsentag festgestellten Bewertungsgewinne
und Bewertungsverluste zum Wert des Fonds hin-
zugerechnet.

13.2.4. Bankguthabenund Festgelder
Bankguthaben werden grundsatzlich zu ihrem
Nennwert zuziiglich zugeflossener Zinsen bewertet.
Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet,
sofern das Festgeld jederzeit kindbar ist und die
Rickzahlung bei der Kindigung nicht zum Nenn-
wert zuzlglich Zinsen erfolgt.

13.2.5. Auf ausldandische Wahrung lautende
Vermogensgegenstidnde

Auf ausléndische Wéahrung lautende Vermdgensge-
genstdnde werden, sofern der Fonds eine abwei-
chende Basiswahrung hat, gegenwadrtig unter Zu-
grundelegung des Nachmittags-Fixings (17:00
CET) der ,The WM Company" der Basiswdhrung
des Fonds in Euro taggleich umgerechnet.

14. Wertentwicklung

Die Graphik zeigt die Wertentwicklung der
zugrunde liegenden Indizes fir die letzten 14 Jahre
ab dem 01.01.2007.
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Die historische Wertentwicklung des Fonds
ermoglicht keine Prognose fiir die zukiinftige
Wertentwicklung des Fonds.

15. Risikohinweise

Vor der Entscheidung iiber den Kauf von An-
teilen an dem Fonds sollten Anleger die nach-
folgenden Risikohinweise zusammen mit den
anderen in diesem Verkaufsprospekt enthal-
tenen Informationen sorgféltig lesen und
diese bei ihrer Anlageentscheidung beriick-
sichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer
dieser Risiken kann fiir sich genommen oder
zusammen mit anderen Umstéanden die Wert-
entwicklung des Fonds bzw. der im Fonds
gehaltenen Vermogensgegenstédnde nachteilig
beeinflussen und sich damit auch nachteilig
auf den Anteilwert auswirken.

VerduBert der Anleger Anteile an dem Fonds
zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in
dem Fonds befindlichen Vermdgensgegen-
stdande gegeniiber dem Zeitpunkt seines An-
teilerwerbs gefallen sind, so erhélt er das von
ihm in den Fonds investierte Kapital nicht
oder nicht volistindig zuriick. Der Anleger
konnte sein in den Fonds investiertes Kapital
teilweise oder in Einzelfidllen sogar ganz ver-
lieren. Wertzuwdéchse kénnen nicht garantiert
werden. Das Risiko des Anlegers ist auf die
angelegte Summe beschrankt. Eine Nach-
schusspflicht iiber das vom Anleger investier-
te Kapital hinaus besteht nicht.

Neben den nachstehend oder an anderer Stel-
le des Verkaufsprospekts beschriebenen Risi-
ken und Unsicherheiten kann die Wertent-
wicklung des Fonds durch verschiedene wei-
tere Risiken und Unsicherheiten beeintrédch-
tigt werden, die derzeit nicht bekannt sind.
Die Reihenfolge, in der die nachfolgenden Ri-
siken aufgefiihrt werden, enthéalt weder eine
Aussage iiber die Wahrscheinlichkeit ihres
Eintritts noch iiber das AusmaB oder die Be-
deutung bei Eintritt einzelner Risiken.
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15.1. Aligemeine Risiken einer
Fondsanlage

Die untenstehenden Risiken kénnen sich nachteilig
auf den Anteilwert, auf das vom Anleger investierte
Kapital sowie auf die vom Anleger geplante Halte-
dauer der Fondsanlage auswirken.

15.1.1. Schwankung des Anteilwerts des
Fonds

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert
des Fonds, geteilt durch die Anzahl der in den Ver-
kehr gelangten Anteile. Der Wert des Fonds ent-
spricht dabei der Summe der Marktwerte aller
Vermdgensgegenstande im Fondsvermdgen abzlg-
lich der Summe der Marktwerte aller Verbindlich-
keiten des Fonds. Der Fondsanteilwert ist daher
von dem Wert der im Fonds gehaltenen Vermo-
gensgegenstdande und der Hohe der Verbindlichkei-
ten des Fonds abhangig. Sinkt der Wert dieser
Vermdgensgegenstande oder steigt der Wert der
Verbindlichkeiten, so fallt der Fondsanteilwert.

15.1.2. Beeinflussung der individuellen Per-

formance durch steuerliche Aspekte
Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen
hangt von den individuellen Verhdltnissen des
jeweiligen Anlegers ab und kann kiinftig Anderun-
gen unterworfen sein. Fir Einzelfragen - insbeson-
dere unter Beriicksichtigung der individuellen steu-
erlichen Situation - sollte sich der Anleger an sei-
nen personlichen Steuerberater wenden.

15.1.3. Riicknahmeaussetzung

Die Gesellschaft darf die Ricknahme der Anteile
zeitweilig aussetzen, sofern auBergewdhnliche
Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter Be-
rlicksichtigung der Interessen der Anleger erforder-
lich erscheinen lassen. AuBergewdhnliche Umstan-
de in diesem Sinne kdnnen z.B. wirtschaftliche oder
politische Krisen, Ricknahmeverlangen in auBer-
gewoOhnlichem Umfang sein sowie die SchlieBung
von Borsen oder Markten, Handelsbeschrankungen
oder sonstige Faktoren, die die Ermittlung des
Anteilwerts beeintrachtigen. Daneben kann die
BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Rick-
nahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im
Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erfor-
derlich ist. Dadurch besteht das Risiko, dass die
Anteile aufgrund beschrankter Rickgabemdglich-
keiten eventuell nicht zum vom Anleger gewlinsch-
ten Zeitpunkt liquidiert werden kénnen. Auch im
Fall einer Aussetzung der Anteilriicknahme kann
der Anteilwert sinken; z. B. wenn die Gesellschaft
gezwungen ist, Vermoégensgegenstande wahrend
der Aussetzung der Anteilriicknahme unter Ver-
kehrswert zu verauBern. Der Anteilpreis nach Wie-
deraufnahme der Anteilricknahme kann niedriger
liegen, als derjenige vor Aussetzung der Ricknah-
me. Einer Aussetzung kann ohne erneute Wieder-
aufnahme der Ricknahme der Anteile direkt eine
Auflésung des Fonds folgen, z.B. wenn die Gesell-
schaft die Verwaltung des Fonds kiindigt, um den
Fonds dann aufzulésen. Fir den Anleger besteht
daher das Risiko, dass er die von ihm geplante
Haltedauer nicht realisieren kann und dass ihm
wesentliche Teile des investierten Kapitals fur un-
bestimmte Zeit nicht zur Verfligung stehen oder
insgesamt verloren gehen.



15.1.4. Anderung der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit
Genehmigung der BaFin andern. Dadurch kdénnen
auch Rechte des Anlegers betroffen sein. Die Ge-
sellschaft kann etwa durch eine Anderung der An-
lagebedingungen die Anlagepolitik des Fonds an-
dern oder sie kann die dem Fonds zu belastenden
Kosten erhohen.

15.1.5. Auflosung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwal-
tung des Fonds zu kindigen. Die Gesellschaft kann
den Fonds nach Kindigung der Verwaltung ganz
auflésen. Das Verfligungsrecht (ber den Fonds
geht nach einer Kindigungsfrist von sechs Monaten
auf die Verwahrstelle Gber. Fir den Anleger besteht
daher das Risiko, dass er die von ihm geplante
Haltedauer nicht realisieren kann. Bei dem Uber-
gang des Fonds auf die Verwahrstelle kénnen dem
Fonds andere Steuern als deutsche Ertragssteuern
belastet werden. Wenn die Fondsanteile nach Be-
endigung des Liquidationsverfahrens aus dem
Depot des Anlegers ausgebucht werden, kann der
Anleger mit Ertragssteuern belastet werden.

15.1.6. Verschmelzung

Die Gesellschaft kann samtliche Vermdgensgegen-
stdande des Fonds auf einen anderen OGAW Uber-
tragen. Der Anleger kann seine Anteile in diesem
Fall (i) zurlickgeben, (ii) behalten mit der Folge,
dass er Anleger des Ubernehmenden OGAW wird,
(iii) oder gegen Anteile an einem anderen offenen
Publikums-Investmentvermdgen mit vergleichba-
ren Anlagegrundsdtzen umtauschen, sofern die Ge-
sellschaft oder ein mit ihr verbundenes Unterneh-
men einen solchen Fonds mit vergleichbaren Anla-
gegrundsdtzen verwaltet. Dies gilt gleichermaBen,
wenn die Gesellschaft sémtliche Vermdgensgegen-
stande eines anderen Investmentvermdgens auf
den Fonds Ubertragt. Der Anleger muss daher im
Rahmen der Ubertragung vorzeitig eine erneute
Investitionsentscheidung treffen. Bei einer Riickga-
be des Anteils kdnnen Ertragssteuern anfallen. Bei
einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem
Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlage-
grundsatzen kann der Anleger mit Steuern belastet
werden, etwa wenn der Wert der erhaltenen Antei-
le hoher ist als der Wert der alten Anteile zum
Zeitpunkt der Anschaffung.

15.1.7. Ubertragung auf eine andere Kapi-
talverwaltungsgesellschaft

Die Gesellschaft kann den Fonds auf eine andere
Kapitalverwaltungsgesellschaft  Gbertragen. Der
Fonds bleibt dadurch zwar unverandert, wie auch
die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss aber
im Rahmen der Ubertragung entscheiden, ob er die
neue Kapitalverwaltungsgesellschaft fir ebenso
geeignet hédlt wie die bisherige. Wenn er in den
Fonds unter neuer Verwaltung nicht investiert
bleiben mdéchte, muss er seine Anteile zurlickge-
ben. Hierbei kdnnen Ertragssteuern anfallen.

15.1.8. Rentabilitat und Erfiillung der Anla-
geziele

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger
seinen gewilinschten Anlageerfolg erreicht. Der
Anteilwert des Fonds kann fallen und zu Verlusten
beim Anleger fiihren. Es bestehen keine Garantien
der Gesellschaft oder Dritter hinsichtlich einer be-
stimmten Mindestzahlungszusage bei Rickgabe

oder eines bestimmten Anlageerfolgs des Fonds.
Anleger kénnten somit einen niedrigeren als den
urspringlich angelegten Betrag zurtck erhalten.
Ein bei Erwerb von Anteilen entrichteter Ausgabe-
aufschlag kann zudem insbesondere bei nur kurzer
Anlagedauer einen Erfolg einer Anlage reduzieren
oder sogar aufzehren.

15.1.9. Spezifische Risiken bei Wertpapie-
rindex-OGAW

Der Anleger unterliegt bei einer negativen Entwick-
lung des zugrunde liegenden Index mit seinem
Fondsanteil uneingeschréankt einem entsprechen-
den Verlustrisiko. Die Gesellschaft wird den Wert-
verlust nicht mittels Absicherungsgeschéaften be-
grenzen (kein aktives Management).

Eine voribergehende Nichtverfliigbarkeit bestimm-
ter Wertpapiere am Markt oder andere auBeror-
dentliche Umstande kénnen zu einer Abweichung
von der genauen Index-Wertentwicklung fihren.
Dartber hinaus entstehen dem Fonds bei Nachbil-
dung des zugrunde liegenden Index Transaktions-
kosten und sonstige Kosten, Geblhren oder Steu-
ern und Abgaben, die bei Berechnung des Index
keine Bericksichtigung finden. Dies fiuhrt dazu,
dass der Fonds die Entwicklung des zugrunde lie-
genden Index nicht vollstandig abbilden kann.
Unter die auBerordentlichen Umsténde fallen auch
Erwerbs- und VerduBerungsrestriktionen im Hin-
blick auf die Einhaltung von gesetzlichen Grenzen,
die sich aus der Zugehorigkeit zur BlackRock Group
ergeben. Ferner kann sich die Zusammensetzung
des zugrunde liegenden Index mit der Zeit veran-
dern. Es gibt keine Gewahr daflir, dass der zugrun-
de liegende Index weiterhin auf der in diesem
Verkaufsprospekt beschriebenen Grundlage be-
rechnet und verdffentlicht wird oder dass keine
wesentlichen Veranderungen daran vorgenommen
werden.

Der Fonds versucht zwar, die Wertentwicklung des
zugrunde liegenden Index nachzubilden, es besteht
jedoch keine Garantie daflr, dass der Fonds eine
exakte Nachbildung erzielt. Der Fonds kann even-
tuell dem Risiko eines Tracking Error ausgesetzt
sein, bei dem es sich um das Risiko handelt, dass
die Renditen gelegentlich die des zugrunde liegen-
den Index nicht genau nachbilden. Dieser Tracking
Error entsteht, wenn es unmdglich ist, die genauen
Bestandteile des zugrunde liegenden Index zu
halten, beispielsweise wenn lokale Markte Handels-
beschrankungen unterliegen, kleinere Bestandteile
illiquide sind, der Handel mit bestimmten im zu-
grunde liegenden Index enthaltenen Wertpapieren
vorliibergehend nicht verfligbar oder unterbrochen
ist und/oder wenn gesetzliche Vorschriften den
Erwerb bestimmter Bestandteile des zugrunde
liegenden Index einschranken. Darliber hinaus
stitzt sich die Gesellschaft auf Indexlizenzen des
Lizenzgebers zur Nutzung und Nachbildung des
zugrunde liegenden Index. Falls der Lizenzgeber
eine Indexlizenz beendet oder andert, beeinflusst
dies die Fahigkeit des betroffenen Fonds, seinen
zugrunde liegenden Index weiter zu nutzen und
nachzubilden und seine Anlageziele zu erreichen.
Unabhangig von den Marktbedingungen zielt der
Fonds darauf ab, die Wertentwicklung des zugrun-
de liegenden Index nachzubilden, der Fonds ver-
sucht jedoch nicht, den zugrunde liegenden Index
zu Ubertreffen.
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Es kann nicht zugesichert werden, dass der Lizenz-
geber den zugrunde liegenden Index richtig zu-
sammenstellt oder dass der zugrunde liegenden
Index richtig bestimmt, zusammengesetzt oder
berechnet wird. Der Lizenzgeber liefert zwar Be-
schreibungen dessen, was der zugrunde liegenden
Index erreichen soll, er Ubernimmt jedoch weder
eine Gewahr oder Haftung fir die Qualitat, Richtig-
keit oder Vollstandigkeit der Daten beziglich des
zugrunde liegenden Index, noch garantiert er, dass
der zugrunde liegende Index seine beschriebene
Indexmethodologie einhalten wird. Die in diesem
Verkaufsprospekt dargelegte Aufgabe der Gesell-
schaft besteht darin, den Fonds im Einklang mit
dem jeweiligen der Gesellschaft zur Verfligung
gestellten zugrunde liegenden Index zu verwalten.
Daher Ubernimmt der die Gesellschaft keine Ge-
wahrleistung oder Garantie flr Fehler des Lizenz-
gebers. Es kdnnen von Zeit zu Zeit Fehler bezlglich
der Qualitat, der Richtigkeit und der Vollstéandigkeit
der Daten auftreten. Diese werden gegebenenfalls
Uber einen bestimmten Zeitraum hinweg nicht
erkannt oder korrigiert, insbesondere wenn es sich
um weniger gebrdauchliche Indizes handelt. Daher
sind die Gewinne, Verluste oder Kosten in Verbin-
dung mit Fehlern des Lizenzgebers vom Fonds und
dessen Anteilinhabern zu tragen. So wirde z. B. in
einem Zeitraum, in dem der zugrunde liegende
Index falsche Bestandteile enthadlt, der Fonds, der
diesen veroffentlichten zugrunde liegenden Index
nachbildet, eine Marktrisikoposition in diesen Be-
standteilen halten, und eine geringere Marktrisi-
koposition in den Bestandteilen, die eigentlich im
zugrunde liegenden Index enthalten sein sollten.
Fehler kdnnen somit negative oder positive Auswir-
kungen auf die Wertentwicklung des Fonds und auf
deren Anteilinhaber haben. Anteilinhabern sollte
klar sein, dass samtliche Gewinne aus Fehlern des
Lizenzgebers vom Fonds und dessen Anteilinhabern
einbehalten werden und dass samtliche Verluste
aus Fehlern des Lizenzgebers vom Fonds und des-
sen Anteilinhabern getragen werden.

Der Lizenzgeber kann neben fest geplanten Neuge-
wichtungen und -zusammensetzungen zusatzliche
Ad-hoc-Neugewichtungen und -zusammensetzun-
gen des zugrunde liegenden Index vornehmen, um
beispielsweise einen Fehler bei der Auswahl der In-
dexbestandteile zu korrigieren. Wenn der zugrunde
liegende Index neu gewichtet und zusammenge-
setzt wird und der Fonds daraufhin sein Portfolio
neu gewichtet und zusammensetzt, so dass dieses
dem zugrunde liegenden Index entspricht, werden
aus dieser Neugewichtung und -zusammensetzung
des Portfolios entstehende Transaktionskosten
(einschlieBlich Kapitalgewinnsteuern und/oder
Transaktionssteuern) und  Marktrisikopositionen
direkt vom Fonds und von dessen Anteilinhabern
getragen. Nicht planmé&Bige Neugewichtungen und
-zusammensetzungen des zugrunde liegenden
Index konnen auBerdem dazu flihren, dass der
Fonds dem Risiko eines Tracking Error unterliegt.
Fehler im zugrunde liegenden Index und vom Li-
zenzgeber am zugrunde liegenden Index vorge-
nommene zusatzliche Ad-hoc-Neugewichtungen
und -zusammensetzungen kdénnen somit die Kos-
ten und das Marktrisiko des Fonds erhdhen.
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15.2. Risiko der negativen Wertent-
wicklung (Marktrisiko)

Die untenstehenden Risiken kdnnen die Wertent-
wicklung des Fonds bzw. der im Fonds gehaltenen
Vermdgensgegenstdnde beeintrachtigen und sich
damit auch nachteilig auf den Anteilwert und auf
das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

15.2.1. Wertveranderungsrisiken

Die Vermoégensgegenstdnde, in die die Gesellschaft
fir Rechnung des Fonds investiert, unterliegen
Risiken. So koénnen Wertverluste auftreten, indem
der Marktwert der Vermdgensgegenstédnde gegen-
Uber dem Einstandspreis fallt oder Kassa- und
Terminpreise sich unterschiedlich entwickeln.

15.2.2. Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten hangt insbesondere von der Entwicklung
der Kapitalmérkte ab, die wiederum von der allge-
meinen Lage der Weltwirtschaft sowie den wirt-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in
den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die
allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer
Borse kdnnen auch irrationale Faktoren wie Stim-
mungen, Meinungen und Gerlichte einwirken.
Schwankungen der Kurs- und Marktwerte kénnen
auch auf Verdnderungen der Zinssatze, Wechsel-
kurse oder der Bonitat eines Emittenten zurtckzu-
fuhren sein.

15.2.3. Kursanderungsrisiko bei Aktien

Aktien unterliegen erfahrungsgemaf starken Kurs-
schwankungen und somit auch dem Risiko von
Kursriickgédngen. Diese Kursschwankungen werden
insbesondere durch die Entwicklung der Gewinne
des emittierenden Unternehmens sowie die Ent-
wicklungen der Branche und der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung beeinflusst. Das Vertrauen der
Marktteilnehmer in das jeweilige Unternehmen
kann die Kursentwicklung ebenfalls beeinflussen.
Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, deren
Aktien erst Uber einen kiirzeren Zeitraum an der
Borse oder einem anderen organisierten Markt
zugelassen sind; bei diesen kénnen bereits geringe
Veranderungen von Prognosen zu starken Kursbe-
wegungen flhren. Ist bei einer Aktie der Anteil der
frei handelbaren, im Besitz vieler Aktionare befind-
lichen Aktien (sogenannter Streubesitz) niedrig, so
kénnen bereits kleinere Kauf- und Verkaufsauftrage
dieser Aktie eine starke Auswirkung auf den Markt-
preis haben und damit zu hdéheren Kursschwan-
kungen flhren.

15.2.4. Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere
ist die Mdglichkeit verbunden, dass sich das Markt-
zinsniveau andert, das im Zeitpunkt der Begebung
eines Wertpapiers besteht. Steigen die Marktzinsen
gegeniiber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission,
so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen
Wertpapiere. Fallt dagegen der Marktzins, so steigt
der Kurs festverzinslicher Wertpapiere. Diese Kurs-
entwicklung flhrt dazu, dass die aktuelle Rendite
des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem
aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kursschwan-
kungen fallen jedoch je nach (Rest-)Laufzeit der
festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich stark
aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kurzeren
Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als festver-
zinsliche Wertpapiere mit l|angeren Laufzeiten.



Festverzinsliche Wertpapiere mit kilrzeren Laufzei-
ten haben demgegeniber in der Regel geringere
Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit lan-
geren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente besitzen
aufgrund ihrer kurzen Laufzeit von maximal 397
Tagen tendenziell geringere Kursrisiken. Daneben
konnen sich die Zinssatze verschiedener, auf die
gleiche Wahrung lautender zinsbezogener Finanzin-
strumente mit vergleichbarer Restlaufzeit unter-
schiedlich entwickeln.

15.2.5. Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei
der Verwahrstelle oder anderen Banken fir Rech-
nung des Fonds an. Fur diese Bankguthaben ist
teilweise ein Zinssatz vereinbart, der sich in der
Regel aus dem European Interbank Offered Rate
(Euribor) abzliglich einer bestimmten Marge ent-
spricht. Sinkt der Euribor unter die vereinbarte
Marge, so flhrt dies zu negativen Zinsen auf dem
entsprechenden Konto. Abhangig von der Entwick-
lung der Zinspolitik der Europaischen Zentralbank
kénnen sowohl kurz-, mittel- als auch langdfristige
Bankguthaben eine negative Verzinsung erzielen.

15.2.6. Risiken in Zusammenhang mit Deri-

vatgeschiften

Die Gesellschaft darf fiir den Fonds Derivatgeschaf-

te abschlieBen. Kauf und Verkauf von Optionen

sowie der Abschluss von Terminkontrakten oder

Swaps sind mit folgenden Risiken verbunden:

. Durch die Verwendung von Derivaten kénnen
Verluste entstehen, die nicht vorhersehbar
sind und sogar die flr das Derivatgeschaft ein-
gesetzten Betrage Uberschreiten kénnen.

e Kursanderungen des Basiswertes kdénnen den
Wert eines Optionsrechts oder Terminkontrak-
tes vermindern. Vermindert sich der Wert und
wird das Derivat hierdurch wertlos, kann die
Gesellschaft gezwungen sein, die erworbenen
Rechte verfallen zu lassen. Durch Wertdande-
rungen des einem Swap zugrunde liegenden
Vermdgenswertes kann der Fonds ebenfalls
Verluste erleiden.

e Ein liquider Sekundarmarkt fir ein bestimmtes
Instrument zu einem gegebenen Zeitpunkt
kann fehlen. Eine Position in Derivaten kann
dann unter Umstdnden nicht wirtschaftlich
neutralisiert (geschlossen) werden.

e Durch die Hebelwirkung von Optionen kann
der Wert des FondsvermoOgens starker beein-
flusst werden, als dies beim unmittelbaren Er-
werb der Basiswerte der Fall ist. Das Verlustri-
siko kann bei Abschluss des Geschéfts nicht
bestimmbar sein.

. Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass
die Option nicht ausgelibt wird, weil sich die
Preise der Basiswerte nicht wie erwartet entwi-
ckeln, so dass die vom Fonds gezahlte Opti-
onspramie verfallt. Beim Verkauf von Optionen
besteht die Gefahr, dass der Fonds zur Ab-
nahme von Vermdgenswerten zu einem hohe-
ren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lie-
ferung von Vermdgenswerten zu einem niedri-
geren als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet
ist. Der Fonds erleidet dann einen Verlust in
Hohe der Preisdifferenz minus der eingenom-
menen Optionspramie.

e Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass
die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds ver-

pflichtet ist, die Differenz zwischen dem bei
Abschluss zugrunde gelegten Kurs und dem
Marktkurs zum Zeitpunkt der Glattstellung
bzw. Falligkeit des Geschéftes zu tragen. Da-
mit wirde der Fonds Verluste erleiden. Das Ri-
siko des Verlusts ist bei Abschluss des Termin-
kontrakts nicht bestimmbar.

e Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss
eines Gegengeschéfts (Glattstellung) ist mit
Kosten verbunden.

e Die von der Gesellschaft getroffenen Progno-
sen Uber die kinftige Entwicklung von zugrun-
de liegenden Vermdgensgegenstdanden, Zinss-
atzen, Kursen und Devisenmarkten kénnen
sich im Nachhinein als unrichtig erweisen.

. Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermo-
gensgegenstdnde koénnen zu einem an sich
glnstigen Zeitpunkt nicht gekauft bzw. ver-
kauft werden bzw. muissen zu einem unglnsti-
gen Zeitpunkt gekauft oder verkauft werden.

Bei auBerbdrslichen Geschaften, sogenannten over-
the-counter (OTC)-Geschaften, koénnen folgende
Risiken auftreten:

e Es kann ein organisierter Markt fehlen, so dass
die Gesellschaft die fur Rechnung des Fonds
am OTC-Markt erworbenen Finanzinstrumente
schwer oder gar nicht verduBern kann.

e Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstel-
lung) kann aufgrund der individuellen Verein-
barung schwierig, nicht mdéglich bzw. mit er-
heblichen Kosten verbunden sein.

15.2.7. Kursanderungsrisiko von Wandel-
und Optionsanleihen

Wandel- und Optionsanleihen verbriefen das
Recht, die Anleihe in Aktien umzutauschen oder
Aktien zu erwerben. Die Entwicklung des Werts von
Wandel- und Optionsanleihen ist daher abhdngig
von der Kursentwicklung der Aktie als Basiswert.
Die Risiken der Wertentwicklung der zugrunde
liegenden Aktien koénnen sich daher auch auf die
Wertentwicklung der Wandel- und Optionsanleihe
auswirken. Optionsanleihen, die dem Emittenten
das Recht einrdumen dem Anleger statt der Riick-
zahlung eines Nominalbetrags eine im Vorhinein
festgelegte Anzahl von Aktien anzudienen (Reverse
Convertibles), sind in verstarktem MaBe von dem
entsprechenden Aktienkurs abhéangig.

15.2.8. Risiken im Zusammenhang mit dem
Erhalt von Sicherheiten
Die Gesellschaft erhalt fir Derivatgeschafte Sicher-
heiten. Derivate kdnnen im Wert steigen. Die er-
haltenen Sicherheiten koénnten dann nicht mehr
ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Riickibertra-
gungsanspruch der Gesellschaft gegeniiber dem
Kontrahenten in voller Héhe abzudecken.
Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperr-
konten, in Staatsanleihen von hoher Qualitat oder
in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur an-
legen. Das Kreditinstitut, bei dem Bankguthaben
verwahrt werden, kann jedoch ausfallen. Staatsan-
leihen oder Geldmarktfonds kdnnen sich negativ
entwickeln. Bei Beendigung des Geschafts kdnnten
die angelegten Sicherheiten nicht mehr in voller
Hohe verfugbar sein, missen jedoch von der Ge-
sellschaft fir den Fonds in der urspriinglich ge-
wahrten Hoéhe wieder zuriick gewdhrt werden.
Dann miusste der Fonds die bei den Sicherheiten
erlittenen Verluste tragen.
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15.2.9. Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fur
alle Vermdgensgegenstande. Dies gilt auch fur die
im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande. Die
Inflationsrate kann Uber dem Wertzuwachs des
Fonds liegen.

15.2.10. Wdhrungsrisiko

Vermodgenswerte des Fonds konnen in anderen
Wahrungen als der Fondswdhrung angelegt sein.
Der Fonds erhalt die Ertrdge, Rickzahlungen und
Erlése aus solchen Anlagen in der jeweiligen Wah-
rung. Fallt der Wert dieser Wahrung gegentiber der
Fondswahrung, so reduziert sich der Wert solcher
Anlagen und somit auch der Wert des Fondsvermo-
gens.

15.2.11. Konzentrationsrisiko

Der dem Fonds zugrunde liegende Index kon-
zentriert die Anlage der Vermdgensgegen-
stinde auf einen bestimmten nationalen
Markt. Dadurch ist der Fonds ausschlieBlich
von der Entwicklung dieses nationalen Mark-
tes und nicht des Gesamtmarktes abhéngig.

15.3. Risiken der eingeschrinkten
oder erhohten Liquiditat des
Fonds (Liquiditdtsrisiko)

Die untenstehenden Risiken kdnnen die Liquiditat

des Fonds beeintrachtigen. Dies kdnnte dazu fih-

ren, dass der Fonds seinen Zahlungsverpflich-
tungen voriibergehend oder dauerhaft nicht nach-
kommen kann bzw. dass die Gesellschaft die Rick-
nahmeantrage von Anlegern vorubergehend oder
dauerhaft nicht erfillen kann. Der Anleger kdénnte
die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren
und ihm koénnte ggf. das investierte Kapital oder
Teile hiervon flr unbestimmte Zeit nicht zur Verfi-
gung stehen. Durch die Verwirklichung der Liquidi-
tatsrisiken kdénnte zudem der Wert des Fondsver-
mogens und damit der Anteilwert sinken, etwa
wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit ge-
setzlich zuldssig, Vermdgensgegenstdande fir den

Fonds unter Verkehrswert zu verduBern. Ist die

Gesellschaft nicht in der Lage, die Rickgabeverlan-

gen der Anleger zu erfillen, kann dies auBerdem

zur Aussetzung der Ricknahme und im Extremfall
zur anschlieBenden Auflésung des Fonds fihren.

15.3.1. Risiko aus der Anlage in Vermogens-
gegenstinde

Fir den Fonds dirfen auch Vermdgensgegenstande
erworben werden, die nicht an einer Borse zugelas-
sen oder in einen anderen organisierten Markt
einbezogen sind. Es kann nicht garantiert werden,
dass diese Vermodgensgegenstdnde ohne Abschla-
ge, zeitliche Verzégerung oder gar nicht weiterver-
auBert werden kénnen. Auch an der Borse zugelas-
sene Vermdgensgegenstdnde kénnen abhdngig von
der Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen und
den geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder
nur mit hohen Preisabschldgen verauBert werden.
Obwohl fir den Fonds nur Vermdgensgegenstdnde
erworben werden dirfen, die grundsatzlich jeder-
zeit liquidiert werden koénnen, kann nicht ausge-
schlossen werden, dass diese zeitweise oder dau-
erhaft nur mit Verlust verauBert werden kdnnen.

15.3.2. Risiko durch Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Kre-
dite entsprechend dem Punkt 12. , Kreditaufnah-
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me" aufnehmen. Kredite mit einer variablen Ver-
zinsung koénnen sich durch steigende Zinssatze
zudem negativ auf das Fondsvermdgen auswirken.
Muss die Gesellschaft einen Kredit zurickzahlen
und kann ihn nicht durch eine Anschlussfinanzie-
rung oder im Fonds vorhandene Liquiditat ausglei-
chen, ist sie mdoglicherweise gezwungen, Vermo-
gensgegenstdnde vorzeitig oder zu schlechteren
Konditionen als geplant zu verauBern.

15.3.3. Risiken durch vermehrte Riickgaben
oder Zeichnungen

Durch Zeichnung und Ricknahmen von ein- und
aussteigenden Anlegern flieBt dem Fondsvermdgen
Liquiditdt zu oder vom Fondsvermdgen Liquiditat
ab. Die Zu- und Abflisse kdnnen nach Saldierung
zu einem Nettozu- oder —abfluss der liquiden Mittel
des Fonds flhren. Dieser Nettozu- oder -abfluss
kann den Fondsmanager veranlassen, Vermdgens-
gegenstande zu kaufen oder zu verkaufen, wo-
durch Transaktionskosten entstehen. Dies gilt ins-
besondere, wenn durch die Zu- oder Abflisse eine
von der Gesellschaft flir den Fonds vorgesehene
Quote liquider Mittel Uber- bzw. unterschritten
wird. Die hierdurch entstehenden Transaktionskos-
ten werden dem Fonds belastet und kénnen die
Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen.

15.3.4. Risiko bei Feiertagenin bestimmten
Regionen/Lindern

Nach der Anlagestrategie sollen Investitionen fur
den Fonds insbesondere in bestimmten Regionen/
Landern getatigt werden. Aufgrund lokaler Feier-
tage in diesen Regionen/Landern kann es zu Ab-
weichungen zwischen den Handelstagen an Bdérsen
dieser Regionen/Lander und Bewertungstagen des
Fonds kommen. Der Fonds kann moglicherweise an
einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Markt-
entwicklungen in den Regionen/Landern nicht am
selben Tag reagieren oder an einem Bewertungs-
tag, der kein Handelstag in diesen Regionen/ Lan-
dern ist, auf dem dortigen Markt nicht handeln.
Hierdurch kann der Fonds gehindert sein, Vermo-
gensgegenstande in der erforderlichen Zeit zu ver-
auBern. Dies kann die Fahigkeit des Fonds nachtei-
lig beeinflussen, Riickgabeverlangen oder sonstigen
Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.

15.4. Kontrahentenrisiken inklusive

Kredit- und Forderungsrisiko
Die untenstehenden Risiken kdnnen die Wertent-
wicklung des Fonds beeintrachtigen und sich damit
auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom
Anleger investierte Kapital auswirken. VerduBert
der Anleger Anteile am Fonds zu einem Zeitpunkt,
in dem eine Gegenpartei oder ein zentraler Kontra-
hent ausgefallen ist und dadurch der Wert des
Fondsvermoégens beeintréchtigt ist, kodnnte der
Anleger das von ihm in den Fonds investierte Kapi-
tal nicht oder nicht vollstandig zurtick erhalten.

15.4.1. Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-
Risiken (auBer zentrale Kontrahen-
ten)

Durch den Ausfall eines Emittenten oder eines

Vertragspartners (Kontrahenten), gegen den der

Fonds Anspriche hat, kénnen fir den Fonds Ver-

luste entstehen. Das Emittentenrisiko beschreibt

die Auswirkung der besonderen Entwicklungen des
jeweiligen Emittenten, die neben den allgemeinen

Tendenzen der Kapitalmdarkte auf den Kurs eines



Wertpapiers einwirken. Auch bei sorgfaltiger Aus-
wahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen
werden, dass Verluste durch Vermdgensverfall bei
Emittenten eintreten. Die Partei eines fiir Rechnung
des Fonds geschlossenen Vertrags kann teilweise
oder vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisiko).
Dies gilt fur alle Vertrdage, die fir Rechnung des
Fonds geschlossen werden.

Das Adressenausfallrisiko ist beim vorliegenden
Fonds eher gering, da ein Staatsbankrott der Bun-
desrepublik Deutschland unwahrscheinlich ist.

Von wahrungsabgesicherten Anteilklassen zur Absi-
cherung ihrer Wahrungsrisiken verwendete Devi-
sentermingeschéfte werden nicht besichert. Die
wahrungsabgesicherten Anteilklassen haben daher
eine unbesicherte Kontrahentenrisikoposition ge-
genuber diesen Devisentermingeschafts-Kontra-
henten in Bezug auf diese Derivate, vorbehaltlich
der Anlagegrenzen fir Derivate und vorbehaltlich
der Bestimmung, dass wahrungsabgesicherte An-
teilklassen keine Ubersicherten Positionen haben
dirfen, die 105 % ihres Nettoinventarwerts Uber-
schreiten. Zum Datum dieses Prospekts ist State
Street Bank International GmbH der einzige Kon-
trahent flr Devisentermingeschédfte, der fir wah-
rungsabgesicherte Anteilklassen verwendet wird.
Fir jeden neuen Kontrahenten wird eine formelle
Prifung vorgenommen, und alle genehmigten
Kontrahenten werden kontinuierlich Gberwacht und
Uberprift. Die Gesellschaft Uberwacht aktiv das
Kontrahentenrisiko sowie das Verfahren zur Ver-
waltung von Sicherheiten.

15.4.2. Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty -
»CCP") tritt als zwischengeschaltete Institution in
bestimmte Geschéfte fiir den Fonds ein, insbeson-
dere in Geschafte Uber derivative Finanzinstrumen-
te. In diesem Fall wird er als Kaufer gegeniber
dem Verkaufer und als Verkaufer gegeniiber dem
Kdufer tatig. Ein CCP sichert sich gegen das Risiko,
dass seine Geschaftspartner die vereinbarten Leis-
tungen nicht erbringen kénnen, durch eine Reihe
von Schutzmechanismen ab, die es ihm jederzeit
ermoglichen, Verluste aus den eingegangenen
Geschaften auszugleichen (z.B. durch Besicherun-
gen). Es kann trotz dieser Schutzmechanismen
nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP seiner-
seits Uberschuldet wird und ausféllt, wodurch auch
Anspriiche der Gesellschaft fiir den Fonds betroffen
sein konnen. Hierdurch kénnen Verluste flr den
Fonds entstehen.

15.5. Operationelle und sonstige
Risiken des Fonds

Die untenstehenden Risiken kdnnen die Wertent-

wicklung des Fonds beeintrachtigen und sich damit

auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom

Anleger investierte Kapital auswirken.

15.5.1. Risiken durch kriminelle Handlungen,

Missstdande oder Naturkatastrophen
Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen
kriminellen Handlungen werden. Er kann Verluste
durch Fehler von Mitarbeitern der Gesellschaft oder
externer Dritter erleiden oder durch auBere Ereig-
nisse wie z.B. Naturkatastrophen oder Pandemien
geschadigt werden.

15.5.2. Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer
Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlen-
der Transferfahigkeit der Wahrung, fehlender
Transferbereitschaft seines Sitzlandes, oder aus
ahnlichen Griinden, Leistungen nicht fristgerecht,
Uberhaupt nicht oder nur in einer anderen Wéahrung
erbringen kann. So kdnnen z.B. Zahlungen, auf die
die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds Anspruch
hat, ausbleiben, in einer Wahrung erfolgen, die
aufgrund von Devisenbeschrankungen nicht (mehr)
konvertierbar ist, oder in einer anderen Wahrung
erfolgen. Zahlt der Schuldner in einer anderen
Wahrung, so unterliegt diese Position dem oben
dargestellten Wahrungsrisiko.

15.5.3. Rechtliche und politische Risiken

Fur den Fonds dirfen Investitionen in Rechtsord-
nungen getatigt werden, in denen deutsches Recht
keine Anwendung findet bzw. im Fall von Rechts-
streitigkeiten der Gerichtsstand auBerhalb Deutsch-
lands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflich-
ten der Gesellschaft fir Rechnung des Fonds kon-
nen von denen in Deutschland zum Nachteil des
Fonds bzw. des Anlegers abweichen. Politische oder
rechtliche Entwicklungen einschlieBlich der Ande-
rungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in
diesen Rechtsordnungen konnen von der Gesell-
schaft nicht oder zu spat erkannt werden oder zu
Beschrankungen hinsichtlich erwerbbarer oder
bereits erworbener Vermdgensgegensténde fihren.
Diese Folgen kdnnen auch entstehen, wenn sich die
rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Gesell-
schaft und/oder die Verwaltung des Fonds in
Deutschland andern.

15.5.4. Anderung der steuerlichen Rahmen-
bedingungen
Die Kurzangaben Uber steuerrechtliche Vorschriften
in diesem Verkaufsprospekt gehen von der derzeit
bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an in
Deutschland unbeschrankt einkommensteuerpflich-
tige oder unbeschrankt kérperschaftsteuerpflichtige
Personen. Es kann jedoch keine Gewahr dafilr
Ubernommen werden, dass sich die steuerliche
Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtsprechung
oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht andert.
Eine Anderung fehlerhaft festgestellter Besteue-
rungsgrundlagen des Fonds fir vorangegangene
Geschéftsjahre (z.B. aufgrund von steuerlichen
AuBenprifungen) kann bei einer fir Anleger steu-
erlich grundsatzlich nachteiligen und auBerhalb der
Einflusssphare der Gesellschaft liegenden Korrektur
zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast
aus der Korrektur filir vorangegangene Geschdfts-
jahre zu tragen hat, obwohl er unter Umstanden zu
diesem Zeitpunkt nicht in dem Fonds investiert
war. Umgekehrt kann fir den Anleger der Fall
eintreten, dass ihm eine steuerlich grundséatzlich
vorteilhafte Korrektur fur das aktuelle und fiur vo-
rangegangene Geschaftsjahre, in denen er an dem
Fonds beteiligt war, nicht mehr zugute kommt, weil
er seine Anteile vor Umsetzung der Korrektur zu-
rickgegeben oder verauBert hat.
Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu
fuhren, dass steuerpflichtige Ertrédge bzw. steuerli-
che Vorteile in einem anderen als dem eigentlich
zutreffenden Veranlagungszeitraum steuerlich er-
fasst werden und sich dies beim einzelnen Anleger
negativ auswirkt.
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Die Gesellschaft (oder ein Vertreter) kann im Na-
men des Fonds Antrdge auf Erstattung von Quel-
lensteuern auf Dividenden- und Zinsertrage (soweit
vorhanden) von Emittenten aus bestimmten Lan-
dern, in denen eine solche Antrége mdglich sind,
stellen. Ob oder wann der Fonds in Zukunft eine
Rickerstattung der Quellensteuer erhalt, liegt im
Ermessen der Steuerbehdrden in diesen Landern.
Soweit die Gesellschaft, auf der Grundlage einer
fortlaufenden Bewertung der Wahrscheinlichkeit
einer Rickerstattung, davon ausgeht, dass eine
Rickerstattung von Quellensteuern fir den Fonds
erfolgen wird, enthdlt der Nettoinventarwert des
Fonds grundsatzlich Rickstellungen beziglich die-
ser Steuerriickerstattungen. Die Gesellschaft wer-
tet fortlaufend Entwicklungen des Steuerrechts
hinsichtlich mdoglicher Auswirkungen auf die Wahr-
scheinlichkeit von Rickerstattungen fir den Fonds
aus. Wenn die Wahrscheinlichkeit, Rickerstattun-
gen zu erhalten, wesentlich sinkt, z.B. aufgrund
einer Anderung der Steuervorschriften oder des
steuerlichen Verfahrens, mussen Riickstellungen im
Nettoinventarwert des Fonds fir solche Rickerstat-
tungen moglicherweise teilweise oder vollstédndig
abgeschrieben werden, was sich nachteilig auf den
Nettoinventarwert des Fonds auswirken wird. Die
Anleger des Fonds zum Zeitpunkt der Abschreibung
einer Ruckstellung tragen die Auswirkungen einer
daraus resultierenden Verringerung des Nettoin-
ventarwerts, unabhdngig davon, ob sie wahrend
des Zeitraums der Rickstellung Anleger waren
oder nicht. Umgekehrt, wenn der Fonds eine Steu-
errlckerstattung erhalt, die vorher nicht als Rick-
stellung eingestellt wurde, profitieren die Anleger
des Fonds zum Zeitpunkt der erfolgreichen Erstat-
tungsanspruchs von einer daraus resultierenden
Erhéhung des Nettoinventarwerts des Fonds. Anle-
ger, die ihre Anteile vor diesem Zeitpunkt verkauft
haben, profitieren nicht von einer solchen Erho-
hung des Nettoinventarwerts.

15.5.5. FATCA und andere grenziiberschrei-
tende Meldesysteme

Anleger sollten auch die Informationen im Ab-
schnitt ,FATCA und andere grenziberschreitende
Meldesysteme"™ unter Punkt 29.9 lesen, insbeson-
dere in Bezug auf die Folgen, wenn die Gesellschaft
die Bedingungen solcher Meldesysteme nicht erfiil-
len kann.

15.5.6. Schliisselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem be-
stimmten Zeitraum sehr positiv aus, hangt dieser
Erfolg mdglicherweise auch von der Eignung der
handelnden Personen und damit den richtigen
Entscheidungen ihres Managements ab. Die perso-
nelle Zusammensetzung des Fondsmanagements
kann sich jedoch verandern. Neue Entscheidungs-
trager kénnen dann madglicherweise weniger erfolg-
reich agieren.

15.5.7. Verwabhrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden
insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko ver-
bunden, das aus Insolvenz oder Sorgfaltspflichtver-
letzungen des Verwahrers bzw. aus héherer Gewalt
resultieren kann.

15.5.8. Risiken aus Handels- und Clearing-
mechanismen (Abwicklungsrisiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften
besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien
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verzdgert oder nicht vereinbarungsgemaB zahlt
oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert.
Dieses Abwicklungsrisiko besteht entsprechend
auch beim Handel mit anderen Vermdgensgegen-
standen fir den Fonds.

15.5.9. Risiko von Anlagebeschriankungen

Investitionen der BlackRock Gruppe kdnnen dazu
fihren, dass die modglichen Anlagestrategien des
Fonds durch Anlagebeschrankungen beeintrachtigt
werden. Als Investitionen der BlackRock Gruppe
gelten in diesem Zusammenhang auch Investitio-
nen fir Rechnung von Konten, die von der Black-
Rock Gruppe verwaltet werden.

So konnen sich beispielsweise aus der gesell-
schaftsrechtlichen oder der aufsichtsrechtlichen
Definition des Eigentums an regulierten Unterneh-
men auf bestimmten Markten Gesamt-Anlagegren-
zen flr verbundene Unternehmen ergeben, die
nicht Uberschritten werden durfen.

Nicht-Einhaltung dieser Anlagegrenzen ohne Ertei-
lung einer entsprechenden Genehmigung oder
sonstigen aufsichtsrechtlichen oder gesellschafts-
rechtlichen Zustimmungen kann Nachteile oder
Geschéftsbeschrankungen fir die BlackRock Grup-
pe und den Fonds nach sich ziehen.

Das Erreichen solcher Gesamt-Anlagegrenzen kann
zur Folge haben, dass der Fonds aus aufsichts-
rechtlichen oder sonstigen Griinden nicht mehr in
der Lage ist, Anlagen zu tatigen oder zu verauBern
bzw. Rechte aus solchen Anlagen auszuliben.

Im Hinblick auf mdgliche aufsichtsrechtliche Be-
schrdankungen der Eigentumsrechte oder sonstige
Beschrankungen, die sich aus dem Erreichen der
Anlagegrenzen ergeben, ist die Gesellschaft daher
berechtigt, den Erwerb von Anlagen zu beschran-
ken, bestehende Anlagen zu verduBern oder die
Ausibung von Rechten (einschlieBlich Stimmrech-
ten) auf sonstige Weise einzuschranken.

15.5.10. Nachhaltigkeitsrisiken
Nachhaltigkeitsrisiko ist ein umfassender Begriff
zur Bezeichnung von Anlagerisiken (Wahrschein-
lichkeit oder Ungewissheit des Auftretens wesentli-
cher Verluste im Verhdltnis zur erwarteten Rendite
einer Anlage), die sich auf 6kologische, soziale oder
Governance-Themen beziehen.

Das Nachhaltigkeitsrisiko im Zusammenhang mit
Umweltfragen umfasst unter anderem das Klima-
risiko, sowohl das physische als auch das Uber-
gangsrisiko. Das physische Risiko ergibt sich aus
den physischen Auswirkungen des Klimawandels,
akut oder chronisch. Zum Beispiel kénnen haufige
und schwerwiegende klimabedingte Ereignisse
Produkte und Dienstleistungen sowie Lieferketten
beeintrachtigen. Das Ubergangsrisiko, ob Politik-,
Technologie-, Markt- oder Reputationsrisiko, ergibt
sich aus der Anpassung an eine kohlenstoffarme
Wirtschaft, um den Klimawandel abzumildern.
Risiken im Zusammenhang mit sozialen Fragen
kdénnen Arbeitsrechte und Beziehungen zu den
Gemeinden umfassen, sind aber nicht darauf be-
schrankt. Risiken im Zusammenhang mit der Un-
ternehmensfihrung kénnen u.a. Risiken im Zu-
sammenhang mit der Unabhangigkeit der Fuh-
rungsgremien, mit Eigentumsverhaltnissen und
Kontrolle oder mit dem Audit- und Steuermanage-
ment umfassen. Diese Risiken kdnnen sich auf die
operative Effektivitdt und Widerstandsfahigkeit
eines Emittenten sowie auf seine 6ffentliche Wahr-



nehmung und Reputation auswirken, was sich auf
seine Rentabilitdt und damit auf sein Kapitalwachs-
tum und letztlich auf den Wert der Beteiligungen
an einem Fonds auswirkt.

Dies sind nur Beispiele fur Nachhaltig-
keitsrisikofaktoren, und die Nachhaltigkeitsrisiko-
faktoren bestimmen nicht allein das Risikoprofil der
Anlage. Relevanz, Schweregrad, Wesentlichkeit
und Zeithorizont von Nachhaltigkeitsrisikofaktoren
und anderen Risiken konnen sich je nach Fonds
erheblich unterscheiden.

Das Nachhaltigkeitsrisiko kann sich durch verschie-
dene bestehende Risikotypen manifestieren (ein-
schlieBlich, aber nicht beschrankt auf Markt-, Liqui-
ditats-, Konzentrations-, Kredit-, Aktiv-Passiv-
Missverhaltnisse usw.). So kann ein Fonds bei-
spielsweise in die Aktien oder Schuldtitel eines
Emittenten investieren, welche aufgrund des physi-
schen Klimarisikos (z. B. verringerte Produktions-
kapazitaten aufgrund von Stdérungen in der Liefer-
kette, geringere Umséatze aufgrund von Nachfrage-
schocks oder hoéhere Betriebs- oder Kapitalkosten)
oder des Ubergangsrisikos (z. B. verringerte Nach-
frage nach kohlenstoffintensiven Produkten und
Dienstleistungen oder erhéhte Produktionskosten
aufgrund von sich andernden Inputpreisen) mit
potenziell verringerten Einnahmen oder erhdhten
Ausgaben konfrontiert sein kdnnten. Folglich kon-
nen sich Nachhaltigkeitsrisikofaktoren wesentlich
auf eine Anlage auswirken, die Volatilitdt erhdhen,
die Liquiditat beeintrachtigen und zu einem Wert-
verlust der Anteile an einem Fonds fihren.

Die Auswirkungen dieser Risiken kdnnen fur Fonds
mit bestimmten sektoralen oder geografischen
Konzentrationen hoher sein, z. B. fir Fonds mit
einer geografischen Konzentration an Standorten,
die anfadllig fir unglnstige Wetterbedingungen
sind, an denen der Wert der Anlagen in den Fonds
anfalliger fir unglinstige physische Klimaereignisse
sein kann, oder fur Fonds mit bestimmten sektora-
len Konzentrationen, wie z. B. Anlagen in Branchen
oder Emittenten mit hoher Kohlenstoffintensitat
oder hohen Umstellungskosten im Zusammenhang
mit dem Ubergang zu kohlenstoffarmen Alternati-
ven, die starker von den Risiken des Klimawandels
betroffen sein kdnnen.

Alle oder eine Kombination dieser Faktoren kénnen
einen unvorhersehbaren Einfluss auf die Anlagen
des betreffenden Fonds haben. Unter normalen
Marktbedingungen kénnten solche Ereignisse einen
wesentlichen Einfluss auf den Wert der Anteile des
Fonds haben.

Die Bewertung des Nachhaltigkeitsrisikos ist spezi-
fisch fur die Anteilklasse und das Ziel des Fonds.
Unterschiedliche Anteilklassen erfordern unter-
schiedliche Daten und Instrumente, um eine ver-
starkte Prifung durchzufiihren, die Wesentlichkeit
zu bewerten und eine sinnvolle Differenzierung
zwischen Emittenten und Vermdgenswerten vorzu-
nehmen. Die Risiken werden gleichzeitig betrachtet
und verwaltet, indem eine Priorisierung nach We-
sentlichkeit und nach dem Ziel des Fonds vorge-
nommen wird.

Die Lizenzgeber stellen zwar Beschreibungen des-
sen zur Verfligung, was die einzelnen Referenzindi-
zes erreichen sollen, aber die Lizenzgeber geben im
Allgemeinen keine Garantie oder Ubernehmen
keine Haftung in Bezug auf die Qualitdt, Genauig-
keit oder Vollstandigkeit der Daten in Bezug auf

ihre Referenzindizes, noch garantieren sie, dass die
verdffentlichten zugrunde liegenden Indizes mit
ihren beschriebenen Referenzindexmethoden Uber-
einstimmen. Fehler in Bezug auf die Qualitdt, Ge-
nauigkeit und Vollstandigkeit der Daten kdnnen
von Zeit zu Zeit auftreten und moglicherweise erst
nach einer gewissen Zeit erkannt und korrigiert
werden, insbesondere wenn es sich um weniger
verbreitete zugrunde liegende Indizes handelt.

Die Auswirkungen des Nachhaltigkeitsrisikos wer-
den sich wahrscheinlich im Laufe der Zeit entwi-
ckeln und neue Nachhaltigkeitsrisiken kénnen iden-
tifiziert werden, wenn weitere Daten und Informa-
tionen zu Nachhaltigkeitsfaktoren und -auswirk-
ungen verfligbar werden.

15.5.11. Spezifische Risiken fiir Anlagen in
wadhrungsabgesicherten Anteilklas-
sen

a) Allgemeines

Anleger sollten beachten, dass Wahrungsabsiche-
rungen aufgrund von Transaktionskosten und
Spreads, Marktineffizienzen, Risikopramien und
anderen Faktoren negative Auswirkungen auf die
Renditen ihrer Anlagen haben kdnnen, die bei be-
stimmten Wahrungen erheblich und/oder langfristig
sein kénnen.

Wahrungsabgesicherte  Anteilklassen verwenden
Devisentermingeschafte und Devisenkassageschaf-
te, um das Risiko von Wahrungsschwankungen
zwischen ihren zugrunde liegenden Portfolio-
Wahrungspositionen und ihrer Bewertungswéahrung
zu reduzieren oder zu minimieren. In Situationen,
in denen die Bewertungswahrung einer wahrungs-
abgesicherten Anteilklasse allgemein eine Aufwer-
tung gegenliber den abgesicherten Wahrungsposi-
tionen (d. h. der zugrunde liegenden Portfolio-
Wahrungspositionen einer wahrungsabgesicherten
Anteilklasse) erfdhrt, kann die Wahrungsabsiche-
rung Anleger der wahrungsabgesicherten Anteil-
klasse vor solchen Wahrungsschwankungen schiit-
zen. Wenn hingegen die Bewertungswahrung einer
wahrungsabgesicherten Anteilklasse allgemein eine
Abwertung gegenuber den abgesicherten Wah-
rungspositionen erfahrt, kann die Wahrungsabsi-
cherung dazu fihren, dass die Anleger nicht von
diesen Wahrungsschwankungen profitieren. Anle-
ger sollten nur dann in eine wahrungsabgesicherte
Anteilklasse investieren, wenn sie bereit sind, auf
potenzielle Gewinne aus Aufwertungen der zugrun-
de liegenden Portfolio-Wahrungspositionen einer
wahrungsabgesicherten Anteilklasse gegenilber der
Bewertungswahrung der wahrungsabgesicherten
Anteilklasse zu verzichten.

Zwar kann die Wahrungsabsicherung das Wah-
rungsrisiko in den wahrungsabgesicherten Anteil-
klassen wahrscheinlich reduzieren, es ist jedoch
unwahrscheinlich, dass sie das Wahrungsrisiko
ganzlich eliminieren kann.

Wahrungsabgesicherte Anteilklassen in Nebenwdh-
rungen kdénnen von der Tatsache beeintrachtigt
werden, dass die Kapazitat des betreffenden Wah-
rungsmarkts maoglicherweise begrenzt ist, was die
Fahigkeit der wahrungsabgesicherten Anteilklasse
zur Reduzierung ihres Wahrungsrisikos und der
Volatilitdt dieser wahrungsabgesicherten Anteil-
klasse verringern kénnte.

b) Konkrete Risiken
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Wahrungsabgesicherte  Anteilklassen verwenden
einen Ansatz zur Wahrungsabsicherung, bei dem
die Absicherung anteilig nach Nettozeichnungen
und -ricknahmen in der jeweiligen wahrungsabge-
sicherten Anteilklasse angepasst wird. Die Absiche-
rung wird angepasst, um Preisschwankungen der
zugrunde liegenden Wertpapiere, die flr die betref-
fende wahrungsabgesicherte Anteilklasse gehalten
werden, diese Wertpapiere beeinflussende Unter-
nehmensereignisse oder Zugange, Abgdnge oder
andere Anderungen an den Bestidnden des zugrun-
de liegenden Portfolios fir die wahrungsabgesi-
cherte Anteilklasse zu berlicksichtigen. Die Absi-
cherung wird allerdings nur einmal monatlich und
bei Erreichen einer vorab festgelegten Toleranz-
schwelle wdhrend des Monats neu festgelegt oder
angepasst, jedoch nicht bei jeder Marktbewegung
der zugrunde liegenden Wertpapiere. In jedem Fall
wird eine Ubersicherte Position in einer wahrungs-
abgesicherten Anteilklasse taglich Uberwacht und
darf gemaB den OGAW-Vorschriften 105 % des
Nettoinventarwerts dieser Anteilklasse nicht Uber-
schreiten. Untersicherte Positionen durfen 95 %
des Anteils des Nettoinventarwerts der betreffen-
den wahrungsabgesicherten Anteilklasse, die gegen
das Wahrungsrisiko abgesichert werden soll, nicht
unterschreiten.

Der Gesamtgewinn oder -verlust aus den Absiche-
rungspositionen einer wahrungsabgesicherten
Anteilklasse wird nur einmal monatlich und bei
Erreichen einer vorab von der Gesellschaft festge-
legten Toleranzschwelle wahrend des Monats durch
eine Anpassung einiger oder aller Wahrungsabsi-
cherungen reduziert, aber nicht jedes Mal, wenn
ein Gesamtgewinn oder -verlust entsteht. Wenn ein
Gewinn oder ein Verlust aus einer Wahrungsabsi-
cherung realisiert wird, wird entweder der Gewinn
in die zugrunde liegenden Wertpapiere reinvestiert
oder die zugrunde liegenden Wertpapiere werden
verkauft, um den Verlust auszugleichen. Wenn vor
einer Anpassung oder Neufestlegung ein Verlust
aus der Wahrungsabsicherung der betreffenden
wahrungsabgesicherten Anteilklasse entsteht, weist
diese wahrungsabgesicherte Anteilklasse ein Risiko
aus Wertpapieren auf, das ihren Nettoinventarwert
Ubersteigt, da ihr Nettoinventarwert sowohl aus
dem Wert ihrer zugrunde liegenden Wertpapiere
als auch dem nicht realisierten Verlust aus der
Wahrungsabsicherung besteht. Wenn hingegen vor
einer Anpassung oder Neufestlegung ein Gewinn
aus der Wahrungsabsicherung der betreffenden
wahrungsabgesicherten Anteilklasse entsteht, weist
diese wahrungsabgesicherte Anteilklasse ein Risiko
aus Wertpapieren auf, das geringer als ihr Nettoin-
ventarwert ist, da ihr Nettoinventarwert in diesem
Fall einen nicht realisierten Gewinn aus der Wah-
rungsabsicherung umfasst. Wenn die Wahrungsab-
sicherung angepasst oder neu festgelegt wird,
werden diese Abweichungen im Wesentlichen be-
ricksichtigt.

Die Gesellschaft Uberwacht das Wahrungsrisiko
sowie den aus Absicherungspositionen entstehen-
den Gewinn oder Verlust jeder wahrungsabgesi-
cherten Anteilklasse im Hinblick auf die vorab fest-
gelegten Toleranzen taglich und bestimmt, wenn
eine Wahrungsabsicherung neu festgelegt und der
Gewinn oder Verlust aus der Wahrungsabsicherung
wieder angelegt oder realisiert werden sollte. Dabei
berlicksichtigt sie die Haufigkeit und die verbunde-
nen Transaktions- und Wiederanlagekosten der

30

Neufestlegung der Devisentermingeschafte. Wenn
eine vorab festgelegte Toleranzschwelle fir eine
wahrungsabgesicherte Anteilklasse am Ende eines
Geschéftstags erreicht wird, wird die betreffende
Wahrungsabsicherung erst am nachsten Geschafts-
tag (an dem die entsprechenden Devisenmarkte
geoffnet sind) neu festgelegt bzw. angepasst. Da-
her kdnnte es bei der Neufestlegung oder Anpas-
sung der Wahrungsabsicherung eine Verzdgerung
von einem Geschaftstag geben.

Die Ausloser fir die Neufestlegung und Anpassung

der Absicherung werden von der Gesellschaft vorab

festgelegt und regelmaBig auf ihre Angemessenheit
hin Uberpruft. AuBer dieser regelmaBigen Anpas-
sung der Toleranzwerte hat die Gesellschaft keine

Mdglichkeit, die Absicherungsmethodik der betref-

fenden wahrungsabgesicherten Anteilklasse zu

andern oder zu variieren (auBer in auBergewdhnli-
chen Marktsituationen, in denen die Gesellschaft
glaubt, dass es im Interesse der Anleger ware, die

Absicherung neu festzulegen oder anzupassen,

bevor die Toleranzschwellen Uberschritten werden,

oder die Absicherung nicht neu festzulegen bzw.
anzupassen, wenn die Schwellen (Uberschritten
werden).

c) Sonstige Risiken bei einer oder mehre-
ren wahrungsabgesicherten Anteilklas-
sen

Wahrungsabgesicherte Anteilklassen sichern ihr

Wahrungsrisiko mithilfe von Devisentermingeschaf-

ten und Devisenkassageschaften ab. Alle Gewinne

und Verluste aus sowie Ausgaben in Verbindung
mit Sicherungsgeschaften fir eine bestimmte wéah-
rungsabgesicherte Anteilklasse werden nur dieser
wahrungsabgesicherten  Anteilklasse zugeordnet
und sind in der Regel nur von den Anlegern dieser

Anteilklasse zu tragen. Wenn es jedoch rechtlich

keine Haftungstrennung zwischen den einzelnen

Anteilklassen gibt, besteht das Risiko, dass dann,

wenn die Vermoégenswerte, die nominell einer wah-

rungsabgesicherten Anteilklasse zugeordnet sind,
nicht ausreichen, um die Verluste aus deren Siche-
rungsgeschaften (sowie andere Geblhren und

Aufwendungen dieser Anteilklasse) auszugleichen,

die Verluste aus den Sicherungsgeschaften fur

diese Anteilklasse den Nettoinventarwert je Anteil
einer oder mehrerer anderer Anteilklassen dessel-
ben Fonds beeintrachtigen.

16. Erlauterung des Risikoprofils
des Fonds

Das Risikoprofil basiert auf einer Ertrags- und Risi-
koskala von 1 bis 7, wobei 1 fir ein eher niedriges
Risiko aber typischerweise auch niedrigere Ertrage
und 7 far ein eher hoheres Risiko aber
typischerweise auch hohere Ertrdge steht.

Der iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-
2.5yr UCITS ETF (DE) und der iShares eb.rexx®
Government Germany 2.5-5.5yr UCITS ETF (DE)
gehdrt gegenwartig zur Kategorie 2, der iShares
eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5yr UCITS
ETF (DE) gehort gegenwartig zur Kategorie 3 und
der iShares eb.rexx® Government Germany
10.5+yr UCITS ETF (DE) gehért gegenwartig zur
Kategorie 4 wegen der Art ihrer Anlagen, die die
nachfolgend aufgefiihrten Risiken einschlieBen.

Der Indikator basiert auf historischen Daten und ist
moglicherweise kein zuverldssiger Hinweis auf das
kinftige Risikoprofil des Fonds. Die ausgewiesene



Risikokategorie stellt keine Garantie dar und kann
sich im Laufe der Zeit &ndern. Die jeweils aktuelle
Kategorisierung kann den wesentlichen Anleger-
informationen entnommen werden. Die niedrigste
Kategorie kann nicht mit einer risikofreien Anlage
gleichgesetzt werden. Diese Faktoren kdénnen den
Wert der Anlagen beeinflussen oder zu Verlusten
fuhren.

Kreditrisiko, Zinsschwankungen und/oder der Aus-
fall eines Emittenten haben wesentliche Auswirkun-
gen auf die Wertentwicklung von festverzinslichen
Wertpapiere. Potenzielle oder tatsachliche Herab-
stufungen der Kreditwirdigkeit kdnnen zu einem
Anstieg des Risikos fuhren.

Das Anlagerisiko ist auf bestimmte Sektoren, Lan-
der, Wé&hrungen oder Unternehmen konzentriert.
Folglich reagiert der Fonds anfalliger auf lokale
wirtschaftliche, marktbezogene, politische, nach-
haltigkeitsbezogene oder aufsichtsrechtliche Ereig-
nisse.

Besondere Risiken, die nicht auf angemessene Art
und Weise vom Risikoindikator erfasst werden,
umfassen das Kontrahentenrisiko, das Kreditrisiko
sowie das Liquiditatsrisiko.

17. Profil des typischen Anle-
gers

Der Fonds richtet sich an alle Arten von Anle-gern,
die das Ziel der Vermdégensbildung bzw. Vermoé-
gensoptimierung verfolgen. Die Anteile unterliegen
grundsatzlich nur geringen Wertschwankungen, die
allerdings dazu fihren kénnen, dass die Anteilwerte
unter die Einstandspreise sinken und der Anleger
dadurch Kapitalverluste erleidet. Der Fonds ist fir
mittel- und langfristige Investitionen geeignet,
auch wenn der Fonds ebenfalls fur ein kirzeres
Engagement in den zugrunde liegenden Index
geeignet sein kann.

18. Anteile

Die Rechte der Anleger werden ausschlieBlich in
Sammelurkunden verbrieft. Diese Sammelurkun-
den werden bei einer Wertpapier-Sammelbank
verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Ausliefe-
rung einzelner Anteilscheine besteht nicht. Der
Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwahrung
moglich. Die Anteile lauten auf den Inhaber und
verbriefen die Anspriiche der Inhaber gegeniber
der Gesellschaft.

19. Ausgabe und Ricknahme
von Anteilen

19.1. Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatz-
lich nicht beschrdankt. Die Anteile kénnen bei den
auf dem Innendeckblatt genannten Designated
Sponsors erworben werden. Sie werden von der
Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegeben, der
dem Nettoinventarwert pro Anteil zuzuglich eines
gegebenenfalls  anfallenden  Ausgabeaufschlags
entspricht. Die Berechnung des Nettoinventarwerts
wird im Abschnitt , Ausgabe- und Ricknahmepreis®
erlautert. Die Gesellschaft behélt sich vor, die Aus-
gabe von Anteilen voribergehend oder vollstédndig
einzustellen.

Bei Erwerb von Anteilen direkt Uber die Gesell-
schaft bzw. die Verwahrstelle - also im Primar-
markthandel - wird der im ,Uberblick tber die
bestehenden Anteilklassen" unmittelbar vor den
+Allgemeinen  Anlagebedingungen" angegebene
Ausgabeaufschlag erhoben.

19.2. Riicknahme von Anteilen

Die Anleger kdénnen grundsatzlich bérsentaglich die
Riucknahme von Anteilen verlangen. Ricknahme-
auftrdge sind bei der Verwahrstelle oder der Ge-
sellschaft selbst zu stellen. Die Gesellschaft ist
verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden
Rucknahmepreis, der dem an diesem Tag ermittel-
ten Anteilwert - ggf. abziglich eines Ricknahme-
abschlages - entspricht, zurlickzunehmen. Bei der
Ricknahme durch Vermittlung Dritter kdnnen zu-
satzliche Kosten entstehen.

Von einem Anleger zurlickgekaufte Anteile werden
gegen Barzahlung zuriickgenommen. Die Zahlung
steht unter der Bedingung, dass der Anleger zuvor
alle erforderlichen Uberpriifungen zur Feststellung
seiner Identitdt und zur Verhinderung von Geldwa-
sche durchlaufen hat. Ricknahmen gegen Sachleis-
tung kénnen auf Anfrage eines Anlegers im freien
Ermessen der Gesellschaft angeboten werden.
Ruckkaufauftrage werden an dem Handelstag, an
dem die Anteile bis zur Eingangsfrist fir Handels-
antrdage wieder im Depot der Transferstelle einge-
gangen sind, nach Abzug aller anfallenden Abgaben
und Geblhren und sonstigen angemessenen Ver-
waltungskosten ausgefiihrt, sofern der ausgeflllte
Ricknahmeauftrag ebenfalls eingegangen ist.

Bei Verkauf von Anteilen direkt Uber die Gesell-
schaft bzw. die Verwahrstelle - also im Primar-
markthandel - wird der im ,Uberblick iber die
bestehenden Anteilklassen" unmittelbar vor den
+Allgemeinen Anlagebedingungen" angegebene
Ricknahmeabschlag erhoben.

19.3. Abrechnung bei Anteilausgabe
und -riicknahme

Die Gesellschaft tragt dem Grundsatz der Anleger-
gleichbehandlung Rechnung, indem sie sicherstellt,
dass sich kein Anleger durch den Kauf oder Verkauf
von Anteilen zu bereits bekannten Anteilwerten
Vorteile verschaffen kann. Sie setzt deshalb einen
taglichen Orderannahmeschluss fest. Grundsétzlich
werden Zeichnungs- oder Ricknahmeauftrage, die
bis zu dem von der Gesellschaft festgelegten An-
nahmeschluss bei der Gesellschaft oder der Ver-
wahrstelle vorliegen, zu dem Ausgabe- oder Riick-
nahmepreis abgerechnet, der am folgenden Han-
delstag bekannt gemacht wird. Orders, die nach
dem Annahmeschluss bei der Verwahrstelle oder
bei der Gesellschaft eingehen, werden erst an dem
auf den in Satz 2 folgenden Wertermittlungstag zu
dem dann ermittelten Anteilwert abgerechnet. Der
Orderannahmeschluss fiir diesen Fonds ist auf der
Homepage der Gesellschaft unter www.ishares.de
verdffentlicht. Er kann von der Gesellschaft jeder-
zeit gedndert werden.

Dartber hinaus koénnen Dritte die Anteilausgabe
bzw. -rlicknahme vermitteln, z.B. die depotfiihren-
de Stelle des Anlegers. Dabei kann es zu langeren
Abrechnungszeiten kommen. Auf die unterschiedli-
chen Abrechnungsmodalitdten der depotfiihrenden
Stellen hat die Gesellschaft keinen Einfluss.
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19.4. Aussetzung der Anteilriick-
nahme
Die Gesellschaft kann die Ricknahme der Anteile
zeitweilig aussetzen, sofern auBergewdhnliche
Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter
Berlicksichtigung der Interessen der Anleger erfor-
derlich erscheinen lassen. AuBergewdhnliche Um-
stande liegen zum Beispiel vor, wenn eine Borse,
an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des
Fonds gehandelt wird, auBerplanmaBig geschlossen
ist, oder wenn die Vermdgensgegenstdande des
Fonds nicht bewertet werden kodnnen. Daneben
kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die
Ricknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies
im Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit
erforderlich ist.
Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile
erst dann zu dem dann glltigen Preis zurlickzu-
nehmen oder umzutauschen, wenn sie unverzlg-
lich, jedoch unter Wahrung der Interessen aller
Anleger, Vermdgensgegenstande des Fonds verau-
Bert hat. Einer voribergehenden Aussetzung kann
ohne erneute Wiederaufnahme der Ricknahme der
Anteile direkt eine Auflésung des Fonds folgen
(siehe hierzu den Abschnitt ,Auflésung, Ubertra-
gung und Verschmelzung des Fonds").
Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch
Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darlber
hinaus unter www.ishares.de Uber die Aussetzung
und die Wiederaufnahme der Ricknahme der An-
teile. AuBerdem werden die Anleger Uber ihre de-
potfihrenden Stellen per dauerhaftem Datentréger,
etwa in Papierform oder elektronischer Form infor-
miert.

20. Liquiditatsmanagement

1. Die Gesellschaft hat flir den Fonds schriftliche
Grundsatze und Verfahren festgelegt, die es ihr
ermadglichen, die Liquiditatsrisiken des Fonds zu
Uberwachen und zu gewéhrleisten, dass sich
das Liquiditatsprofil der Anlagen des Fonds mit
den zugrundeliegenden Verbindlichkeiten des
Fonds deckt. Die Grundsatze und Verfahren
stellen sich wie folgt dar:

a) Die Gesellschaft Uberwacht die Liquiditatsri-
siken, die sich auf Ebene des Fonds oder der
Vermdgensgegenstdnde ergeben kdnnen.
Sie nimmt dabei eine Einschatzung der Li-
quiditdt der im Fonds gehaltenen Vermo-
gensgegenstdande in Relation zum Fonds-
vermdgen vor. Die Beurteilung der Liquiditat
beinhaltet beispielsweise eine Analyse des
Handelsvolumens, der Komplexitdt des
Vermdgensgegenstandes sowie die Anzahl
der Handelstage, die zur VerduBerung des
jeweiligen VermoOgensgegenstandes bendtigt
werden. Die Gesellschaft Uberwacht hierbei
auch die Anlagen in Zielfonds und deren
Rucknahmegrundsétze und daraus resultie-
rende etwaige Auswirkungen auf die Liquidi-
tat des Fonds.

b) Die Gesellschaft (iberwacht die Liquiditatsri-
siken, die sich durch erhdhte Ruckgabever-
langen der Anleger ergeben kénnen.

Die Gesellschaft Uberprift diese Grundsatze re-

gelmaBig und aktualisiert sie entsprechend.

2. Die Gesellschaft fihrt regelmaBig, mindestens
jahrlich Stresstests durch, mit denen sie die Li-
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quiditatsrisiken des Fonds bewerten kann. Die
Gesellschaft fihrt die Stresstests auf der
Grundlage zuverlassiger und aktueller quantita-
tiver oder, falls dies nicht angemessen ist, qua-
litativer Informationen durch. Die Stresstests
simulieren gegebenenfalls mangelnde Liquiditat
der Vermogenswerte im Fonds. Sie decken
Marktrisiken und deren Auswirkungen ab. Sie
tragen Bewertungssensitivitdten unter Stress-
bedingungen Rechnung. Sie werden unter Be-
rlicksichtigung der Anlagestrategie und des Li-
quiditatsprofils der Vermdgensgegenstdnde in
einer der Art des Fonds angemessenen Haufig-
keit durchgefihrt.

3. Die Rickgaberechte unter normalen und auBer-
gewodhnlichen Umstanden sowie die Aussetzung
der Rucknahme sind im Abschnitt ,Anteile -
Ausgabe und Ricknahme von Anteilen - Aus-
setzung der Anteilricknahme" dargestellt. Die
hiermit verbunden Risiken sind unter , Risiko-
hinweise - Allgemeine Risiken einer Fondsanla-
ge - Ricknahmeaussetzung" sowie unter ,- Ri-
siken der eingeschrankten oder erhéhten Liqui-
ditat des Fonds (Liquiditatsrisiko)" erlautert.

21. Borsen und Markte

21.1. Allgemeines

Die Anteile des Fonds sind zum Handel an folgen-
den Bodrsen zugelassen:

Frankfurter Wertpapierborse

Deutsche Borse AG

Borsenplatz 4

60485 Frankfurt am Main, Deutschland

Telefon: +49 (0) 69 - 211 -0

Telefax: +49 (0) 69 - 211 - 12005

Bolsa Mexicana de Valores

Bolsa Mexicana de Valores S.A.B. de C.V.

Av. Paseo de la Reforma 255 Juarez Cuauhtémoc
06500 Ciudad de México, D. F., Mexiko

Telefon: +52 (0) 55 5342 - 9000

Telefax: +52 (0) 555 726 6805

CBOE

Cboe Europe Limited

11 Monument St - 5th Floor
London, EC3R 8AF, GroBbritannien
Telefon: +44 (0)20 7012 8900

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Anteile auch an anderen Markten gehandelt wer-
den.

21.2. Die Funktion der Designhated
Sponsors

Die Designated Sponsors - auch Market Maker
bzw. Permanent Liquidity Provider genannt - sor-
gen sowohl auf der Angebots- als auch auf der
Nachfrageseite filr ausreichende Liquiditdt. Ein
Designated Sponsor stellt jeweils einen Kaufkurs
(Geldkurs) und einen Verkaufskurs (Briefkurs), zu
dem der Anleger jederzeit Anteile erwerben bzw.
verauBern kann.
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21.3. Beschreibung der zugelasse-
nen Teilnehmer

Ein zugelassener Teilnehmer ist ein bei der Gesell-
schaft als zugelassener Teilnehmer registrierter
Market Maker, Designated Sponsor oder Marktteil-
nehmer oder Broker, der als solcher befugt ist,
Anteile eines Fonds direkt bei der Gesellschaft zu
zeichnen bzw. an diese zurlickzugeben (d.h. Uber
den Primarmarkt).

21.4. Die Risiken des Borsenhandels

Die Verpflichtung der Designated Sponsors, Liquidi-
tat bereitzuhalten, ist auf bestimmte Mengen (Min-
destquotierungsvolumen) zu maximalen Preisspan-
nen begrenzt. Die minimale Einstelldauer von
Nachfrage- und Angebotspreisen erstreckt sich in
der Regel nicht Uber die gesamte effektive Han-
delszeit der jeweiligen Borse. Dies kann fir kurze
Zeit zu einer Unterbrechung der Kurseinstellung
fuhren. Dadurch kann es zu Orderausfihrungen
kommen, die nicht den festgelegten Qualitatskrite-
rien der jeweiligen BOrse entsprechen.

21.5. Handel von Anteilen am Se-
kundarmarkt

Anteile kénnen von allen Anlegern am Sekundar-
markt Uber eine anerkannte Borse, an der die An-
teile zum Handel zugelassen sind, oder auBerbdrs-
lich ge- oder verkauft werden.

Die Fondsanteile werden an einer oder mehreren
anerkannten Boérsen notiert sein. Die Notierung der
Anteile an anerkannten Borsen verfolgt den Zweck,
es Anlegern zu ermdglichen, Anteile in jeder Menge
oberhalb einer Mindestmenge von einem Anteil am
Sekundarmarkt zu kaufen und zu verkaufen. Dies
geschieht  normalerweise Uuber einen  Bro-
ker/Handler. Market Maker (bei denen es sich um
zugelassene Teilnehmer handeln kann, aber nicht
muss) werden gemaB den Anforderungen der be-
treffenden anerkannten Boérse Liquiditdat sowie
Geld- und Briefkurse bereitstellen, um den Handel
mit den Anteilen am Sekundarmarkt zu férdern.
Alle Anleger, die Anteile eines Fonds am Sekun-
darmarkt kaufen oder verkaufen mdchten, sollten
ihre Auftrage Uber ihren jeweiligen Broker einrei-
chen. Bei Auftrédgen flr den Kauf von Anteilen am
Sekundarmarkt Uber die anerkannten Bdrsen oder
auBerbdrslich kénnen Makler- und/oder sonstige
Kosten anfallen, die nicht von der Gesellschaft
erhoben werden und auf die die Gesellschaft keinen
Einfluss hat. Informationen Uber solche Geblhren
sind von den anerkannten Bdérsen, an denen die
Anteile notiert werden, o6ffentlich erhaltlich oder
kénnen von Aktienmaklern angefordert werden.

Bei Erwerb oder Verkauf von Anteilen Uber die
Borse - also im Sekundérmarkthandel - fallen
weder ein Ausgabeaufschlag noch ein Riicknahme-
abschlag an. Der Preis von Anteilen, die am Sekun-
darmarkt gehandelt werden, wird vom Markt und
den vorherrschenden wirtschaftlichen Bedingun-
gen, die sich auf den Wert der zugrunde liegenden
Vermdgenswerte auswirken kdnnen, bestimmt. Der
Marktkurs eines an einer Borse notierten bzw.
gehandelten Anteils reflektiert méglicherweise nicht
den Nettoinventarwert je Anteil eines Fonds.

Der Handelsterminplan flir den Sekundarmarkt
hangt von den Regeln der Bérse, an der die Anteile
gehandelt werden, oder von den Bedingungen des
jeweiligen auBerbdrslichen Geschafts ab. Nahere

Informationen zum entsprechenden Handelster-
minplan sin beim fachkundigen Berater oder Broker
erhaltlich.

Anleger kénnen ihre Anteile Uber einen zugelasse-
nen Teilnehmer zurlickgeben, in dem sie ihre An-
teile an den zugelassenen Teilnehmer (direkt oder
Uber einen Broker) verkaufen.

Ein Anleger, der einen Rickkauf seiner Anteile
verlangt, kann gegebenenfalls Steuern unterliegen,
einschlieBlich Kapitalertragsteuern oder Transakti-
onssteuern. Daher wird empfohlen, dass der Anle-
ger sich vor dem Ricknahmeverlangen zu steuerli-
chen Fragen zu den Auswirkungen des Rickkaufs
nach dem Recht des Landes, in dem er ggf. der
Besteuerung unterliegt, professionell beraten Iasst.
Anleger kénnen ihre Anteile auch direkt Uber die
Gesellschaft oder die Verwahrstelle, d.h. im Pri-
marmarkt, zurlickgeben (siehe dazu Abschnitt 19.2
,Ricknahme von Anteilen").

22. Portfoliotransparenzstrate-
gie und indikativer Net As-
set Value

22.1. Portfoliotransparenzstrategie
Eine Aufstellung der vom Fonds gehaltenen Titel ist
fur Anleger und potenzielle Anleger des Fonds auf
der offiziellen iShares-Internetseite
(www.iShares.com) erhaltlich. Diese gilt vorbehalt-
lich der maBgeblichen Beschrdnkungen gemal der
Lizenz, die die Gesellschaft vom Lizenzgeber des
zugrunde liegenden Index erhalten hat.

22.2. Indikativer Net Asset Value

Die Deutsche Boérse AG oder ein mit ihr
verbundenes Unternehmen errechnet wahrend des
Handels fortlaufend den indikativen Net Asset Va-
lue des Fonds. Der indikative Net Asset Value (iN-
AV®) ist der wahrend der Handelszeiten in Echtzeit
(alle 15 Sekunden) berechnete Nettoinventarwert
eines Fonds. Die Werte sollen den Anlegern und
Marktteilnehmern einen kontinuierlichen Anhalts-
punkt fir den Wert eines Fonds bieten. Die Werte
werden gewdhnlich auf der Grundlage einer Bewer-
tung des tatsachlichen Fondsportfolios unter Ver-
wendung von Echtzeitpreisen von allen maBgebli-
chen Boérsen berechnet.

Die Deutsche Borse Gruppe wurde von der Gesell-
schaft mit der Berechnung und Verdéffentlichung
der iNAV®-Werte des Fonds beauftragt. iNAV®-
Werte werden Uber den CEF-Datafeed der Deut-
schen Borse verbreitet und auf den wichtigsten
Marktdatenanbieterterminals sowie auf einer brei-
ten Palette von Websites mit Boérsendaten ein-
schlieBlich der Website der Deutschen Bdrse unter
http://deutsche-boerse.com bereitgestellt.

Der iNAV® entspricht nicht dem Wert eines Anteils
oder dem Preis, zu dem Anteile gezeichnet oder
zurickgenommen oder an einer Bodrse ge- oder
verkauft werden konnen, und darf nicht in dieser
Weise verstanden werden. Insbesondere kann der
iNAV® fir einen Fonds, bei dem die Bestandteile
des zugrunde liegenden Index oder die Anlagen
wadhrend der Dauer der Verbdffentlichung dieses
iNAV® nicht aktiv gehandelt werden, eventuell nicht
dem wahren Wert des Anteils entsprechen oder
irrefihrend sein und es sollte nicht darauf vertraut
werden. Die fehlende Bereitstellung des iNAV®
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wahrend des Handelszeitraums flhrt als solche
nicht zur Einstellung des Handels der Anteile an
einer Borse. Fur die Einstellung des Handels gelten
vielmehr die Regularien der jeweiligen Boérse. Die
Berechnung und Veroffentlichung des iNAV® kann
Verzoégerungen beim Erhalt der Preise der maBgeb-
lichen Bestandteile beinhalten, die auf denselben
Bestandteilen basieren, einschlieBlich zum Beispiel
des zugrunde liegenden Index oder der Vermo-
gensgegenstande selbst, des iNAV® anderer bor-
sengehandelter Fonds mit identischem Referenzin-
dex oder denselben Vermdgensgegenstdnden ba-
sieren. Anleger, die Anteile an einer Borse zeichnen
oder verkaufen wollen, sollten sich bei ihren Anla-
geentscheidungen nicht nur auf den zur Verfligung
gestellten iNAV® verlassen, sondern sollten auch
andere Marktdaten, wirtschaftliche und sonstige
Faktoren berlicksichtigen (gegebenenfalls auch
Informationen zum zugrunde liegenden Index oder
zu den Vermodgensgegenstdnden, den maBgebli-
chen Bestandteilen und Finanzinstrumenten auf der
Grundlage des zugrunde liegenden Index oder den
fir den Fonds zuldssigerweise erwerbbaren Vermo-
gensgegenstande). Die Gesellschaft, oder von ihr
benannte Personen, die Verwahrstelle, Designated
Sponsors und die sonstigen Dienstleister haften
gegenuber keiner Person, die sich auf den iNAV®
verlasst.

23. Ausgabe- und Ricknahme-
preise und Kosten

23.1. Ausgabe- und Riicknahmepreis
Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Riick-
nahmepreises fir die Anteile ermittelt die Verwahr-
stelle unter Mitwirkung der Gesellschaft bewer-
tungstaglich den Wert der zum Fonds gehdrenden
Vermdgensgegenstande abzlglich der Verbindlich-
keiten (Nettoinventarwert).

Die Division des Nettoinventarwertes durch die
Zahl der ausgegebenen Anteilscheine ergibt den
~Anteilwert".

Der Anteilwert wird flr jede Anteilklasse gesondert
errechnet, indem die Kosten der Auflegung neuer
Anteilklassen und die Verwaltungsvergiitung, die
auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen gdf.
einschlieBlich Ertragsausgleich, ausschlieBlich
dieser Anteilklasse zugeordnet werden.

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden bor-
sentaglich ermittelt, d.h. Bewertungstage sind
grundsatzlich alle Bdrsentage. An gesetzlichen
Feiertagen im Geltungsbereich des KAGB, die Bor-
sentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember
jeden Jahres konnen die Gesellschaft und die Ver-
wahrstelle von einer Ermittlung des Wertes abse-
hen. Von einer Anteilpreisermittlung wird derzeit an
Neujahr, Karfreitag, Ostermontag, Maifeiertag,
Pfingstmontag, Heiligabend, 1. und 2. Weihnachts-
feiertag und Silvester abgesehen. Die Gesellschaft
behalt sich vor am Ostermontag und an Silvester
Nettoinventarwerte zu berechnen, eine Ausgabe
bzw. Rlcknahme von Anteilen erfolgt an diesen
Tagen aber nicht.

23.2. Aussetzung der Errechnung
des Ausgabe-/Riicknahme-

preises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe-
und Ricknahmepreises zeitweilig unter denselben
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Voraussetzungen wie die Anteilricknahme ausset-
zen. Diese sind unter Punkt 19.4. (Aussetzung der
Anteilricknahme) naher erlautert.

23.3. Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises wird dem
Anteilwert ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet.
Der Ausgabeaufschlag betragt bis zu 2 Prozent des
Anteilwertes. Der jeweilige Ausgabeaufschlag fur
die entsprechenden Anteilklassen kann dem ,Uber-
blick Uber die bestehenden Anteilklassen" unmittel-
bar vor den ,Allgemeinen Anlagebedingungen" ent-
nommen werden. Dieser Ausgabeaufschlag kann
insbesondere bei kurzer Anlagedauer die Wertent-
wicklung reduzieren oder sogar ganz aufzehren.
Der Ausgabeaufschlag stellt im Wesentlichen eine
Verglitung fir den Vertrieb der Anteile des Fonds
dar. Die Gesellschaft kann den Ausgabeaufschlag
zur Abgeltung von Vertriebsleistungen an etwaige
vermittelnde Stellen weitergeben.

23.4. Riicknahmeabschlag

Bei Festsetzung eines Ricknahmepreises wird vom
Anteilwert ein Ricknahmeabschlag abgezogen. Der
Ricknahmeabschlag betragt bis zu 1 Prozent des
Anteilwertes. Der jeweilige Ricknahmeabschlag fur
die entsprechenden Anteilklassen kann dem , Uber-
blick Uber die bestehenden Anteilklassen" unmittel-
bar vor den , Allgemeinen Anlagebedingungen" ent-
nommen werden. Dieser Ricknahmeabschlag kann
insbesondere bei kurzer Anlagedauer die Wertent-
wicklung reduzieren oder sogar ganz aufzehren.
Der Riicknahmeabschlag steht der Gesellschaft zu.

23.5. Veroffentlichung der Ausgabe-
und Riicknahmepreise

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise sowie gdfs.

der Nettoinventarwert je Anteil werden regelmaBig

unter www.iShares.de verdffentlicht.

23.6. Kosten bei Ausgabe und Riick-
nahme der Anteile

Die Ausgabe und Ricknahme der Anteile durch die
Gesellschaft bzw. durch die Verwahrstelle erfolgt
zum Ausgabepreis (Anteilwert ggf. zuziglich Aus-
gabeaufschlag) bzw. Ricknahmepreis (Anteilwert
ggf. abzlglich Ricknahmeabschlag) ohne Berech-
nung zusatzlicher Kosten.

Werden Anteile Uber Dritte zurlickgegeben, so
kénnen Kosten bei der Ricknahme der Anteile
anfallen. Bei Vertrieb von Anteilen Uber Dritte kdn-
nen auch hoéhere Kosten als der Ausgabepreis be-
rechnet werden.

24. \Verwaltungs- und sonstige
Kosten

24.1. Kostenpauschale

Die Gesellschaft erhdlt aus dem Fonds eine Kos-
tenpauschale, deren Héhe von der jeweiligen An-
teilklasse abhangt.

Die aktuell glltige tatsachliche Héhe der Kosten-
pauschale kann dem , Uberblick iiber die bestehen-
den Anteilklassen" unmittelbar vor den ,Allge-
meinen Anlagebedingungen” entnommen werden.
Mit dieser Pauschale sind folgende Vergitungen
und Aufwendungen abgedeckt:



— Vergitung fir die Verwaltung des Fonds
(Fondsmanagement, administrative Tatigkei-
ten),

— Vergiltung der Verwahrstelle,

— Kosten fir den Druck und Versand der fir die
Anleger bestimmten Verkaufsunterlagen (Ver-
kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformatio-
nen, Jahres- und Halbjahresberichte),

— Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und
Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rick-
nahmepreise und ggf. der Ausschittungen oder
Thesaurierungen und des Aufldsungsberichts,

— Kosten fir die Priufung des Fonds durch den
Abschlussprifer der Gesellschaft,

— Kosten fir die Bekanntmachung der Besteue-
rungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass
die steuerlichen Angaben nach den Regeln des
deutschen Steuerrechts ermittelt wurden,

— die fir den Lizenzvertrag zu zahlenden Gebih-
ren,

— Kosten fur den Vertrieb,

— Kosten im Zusammenhang mit Wahrungsabsi-
cherungsgeschaften in  wahrungsgesicherten
Anteilsklassen.

Die Kostenpauschale wird dem Fonds monatlich in
anteiligen Vorschiissen entnommen.

24.2. Sonstige Aufwendungen

Daneben konnen die folgenden Aufwendungen dem

Fonds zusatzlich zu der Kostenpauschale belastet

werden:

— im Zusammenhang mit dem Erwerb und der
VerauBerung von Vermdgensgegenstanden ent-
stehende Kosten,

— bankibliche Depotgebihren, ggf. einschlieBlich
der bankiblichen Kosten fir die Verwahrung
auslandischer Wertpapiere im Ausland,

— im Zusammenhang mit den Kosten der Verwal-
tung und Verwahrung evtl. entstehende Steu-
ern,

— bankibliche Kosten, die im Zusammenhang mit
der laufenden Kontoflihrung entstehen,

— Kosten fir die Geltendmachung und Durchset-
zung von Rechtsanspriichen des Fonds,

— Kosten fir die Information der Anleger des
Fonds mittels eines dauerhaften Datentrégers,
mit Ausnahme der Kosten fir Informationen bei
Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der
Informationen Uber MaBnahmen im Zusam-
menhang mit Anlagegrenzverletzungen oder
Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermitt-
lung.

24.3. Zusammensetzung der Total
Expense Ratio

Im Jahresbericht werden die im Geschaftsjahr zu
Lasten des Fonds angefallenen Verwaltungskosten
(ohne Transaktionskosten) offen gelegt und als
Quote des durchschnittlichen Fondsvolumens aus-
gewiesen (Gesamtkostenquote). Diese setzt sich
zusammen aus:

— Kostenpauschale, die gemaB Punkt 24.1 fir die

Verwaltung des Fonds erhoben wird,

— Lieferspesen bei Indexanpassungen,

— bankiblichen Depotgebiihren, ggf. einschlieB-
lich der bankilblichen Kosten flr die Verwah-

rung auslandischer Wertpapiere im Ausland so-
wie damit im Zusammenhang stehende Steu-
ern,

— Kosten, die im Zusammenhang mit der laufen-
den Kontoflhrung entstehen.

Ausgenommen sind die Nebenkosten und die Kos-
ten, die beim Erwerb und der VerdauBerung von
Vermdgensgegenstanden entstehen. Die Gesamt-
kostenquote wird in den wesentlichen Anlegerin-
formationen als sogenannte ,laufende Kosten®"
verdffentlicht.

24.4. Abweichender Kostenausweis
durch Dritte

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch
Dritte beraten oder vermitteln diese den Kauf,
weisen sie ihm gegebenenfalls Kosten oder Kosten-
quoten aus, die nicht mit den Kostenangaben in
diesem Prospekt und in den wesentlichen Anleger-
informationen deckungsgleich sind und die hier
beschriebene = Gesamtkosten-quote (ibersteigen
kénnen. Grund dafir kann insbesondere sein, dass
der Dritte die Kosten seiner eigenen Tatigkeit (z.B.
Vermittlung, Beratung oder Depotfiihrung) zusatz-
lich berlcksichtigt. Darlber hinaus bericksichtigt
er ggf. auch einmalige Kosten wie Ausgabeauf-
schldge und benutzt in der Regel andere Berech-
nungsmethoden oder auch Schatzungen fur die auf
Fondsebene anfallenden Kosten, die insbesondere
die Transaktionskosten des Fonds mit umfassen.

Abweichungen im Kostenausweis kdnnen sich so-
wohl bei Informationen vor Vertragsschluss erge-
ben als auch bei regelmaBigen Kosteninformatio-
nen Uber die bestehende Fondsanlage im Rahmen
einer dauerhaften Kundenbeziehung.

24.5. Vergiitungspolitik

Der Gesellschaft hat eine mit einem soliden und
wirksamen Risikomanagement im Einklang stehen-
de und dieses fordernde Vergiitungspolitik verab-
schiedet. Die Vergltungspolitik enthalt eine Be-
schreibung, wie Vergitungen und Leistungen be-
rechnet werden und identifiziert diejenigen Perso-
nen, an die entsprechende Verglitungen und Leis-
tungen erbracht werden. Dabei férdert die Vergi-
tungspolitik keine Risikobereitschaft, die mit den
Risikoprofilen, Anlagebedingungen oder der Sat-
zung der Gesellschaft unvereinbar ist und beein-
trachtigt nicht die Einhaltung der Pflicht des Mana-
gers im besten Interesse der Anleger zu handeln.
Die Vergitungspolitik enthalt fixe und variable
Bestandteile der Gehalter und freiwillige Altersvor-
sorgeleistungen. Die Vergutungspolitik gilt fur
Mitarbeiter, einschlieBlich des Vorstands, Risikotra-
ger, Kontrollfunktionen und solche Mitarbeiter, die
eine Gesamtverglitung erhalten, die der des Vor-
stands und Risikotragern entspricht, deren Tatig-
keit einen wesentlichen Einfluss auf das Risikoprofil
der Gesellschaft hat. Die Vergitungspolitik ist ab-
rufbar unter www.blackrock.com sowie auf Anfrage
bei der Gesellschaft in Papierform erhaltlich.

25. Teilfonds

Der Fonds ist nicht Teilfonds einer Umbrella-
Konstruktion.
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26. Regeln furdie Ermittlung
und Verwendung der Ertra-

ge
Der Fonds erzielt Ertrage in Form der wahrend des
Geschéftsjahres angefallenen und nicht zur Kos-
tendeckung verwendeten Zinsen und Dividenden.
Weitere Ertrdge kénnen aus der VerdauBerung von
fur Rechnung des Fonds gehaltenen Vermdgensge-
genstanden resultieren.
Die Gesellschaft wendet fur den Fonds ein so ge-
nanntes Ertragsausgleichsverfahren an. Das bedeu-
tet, dass die wahrend des Geschéftsjahres angefal-
lenen anteiligen Ertrage, die der Anteilerwerber als
Teil des Ausgabepreises bezahlen muss und die der
Verkaufer von Anteilscheinen als Teil des Rick-
nahmepreises vergitet erhalt, fortlaufend verrech-
net werden. Bei der Berechnung des Ertragsaus-
gleichs werden die angefallenen Aufwendungen
berlcksichtigt.
Das Ertragsausgleichsverfahren dient  dazu,
Schwankungen im Verhaltnis zwischen Ertragen
und sonstigen Vermdgensgegenstédnden auszuglei-
chen, die durch Nettomittelzuflisse oder Nettomit-
telabflisse aufgrund von Anteilkdufen oder -riick-
gaben verursacht werden. Denn jeder Nettomittel-
zufluss liquider Mittel wiirde andernfalls den Anteil
der Ertrdge am Nettoinventarwert des Fonds ver-
ringern, jeder Abfluss ihn vermehren.
Im Ergebnis fuhrt das Ertragsausgleichsverfahren
dazu, dass der Ausschiittungsbetrag je Anteil nicht
durch die unvorhersehbare Entwicklung des Fonds
bzw. des Anteilumlaufs beeinflusst wird. Dabei wird
in Kauf genommen, dass Anleger, die beispielswei-
se kurz vor dem Thesaurierungs- oder Ausschut-
tungstermin Anteile erwerben, den auf Ertrédge
entfallenden Teil des Ausgabepreises in Form einer
Ausschittung zurtickerhalten und ggf. versteuern
mussen, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem
Entstehen der Ertréage nicht mitgewirkt hat.

27. Geschaftsjahrund
Ertragsverwendung

27.1. Geschaiftsjahr

Das Geschdftsjahr des Fonds beginnt am 1. April
und endet am 31. Marz.

27.2. Ertragsverwendung

Die Gesellschaft schittet grundsatzlich die wahrend
des Geschaftsjahres flir Rechnung des Fonds ange-
fallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten
Zinsen und Dividenden - unter Bertcksichtigung
des zugehdrigen Ertragsausgleichs - an die Anleger
aus. VerduBerungsgewinne und sonstige Ertréage
konnen ebenfalls zur Ausschittung herangezogen
werden.

Die Schlussausschiittung erfolgt innerhalb von vier
Monaten nach Schluss des Geschéftsjahres.
Darliber hinaus kann die Gesellschaft unterjéhrig
Zwischenausschiittungen vornehmen.

Die Hohe der Zwischenausschittung steht im Er-
messen der Gesellschaft. Sie ist nicht verpflichtet,
die gesamten bis zum Zeitpunkt einer Zwischen-
ausschittung angesammelten ausschuttbaren Er-
trage auszuschitten, sondern sie kann die ordent-
lichen Ertrége auch bis zum nachsten Ausschut-
tungstermin vortragen.
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Durch die Zwischenausschiittungen soll eine
Abweichung der Performance des Fonds gegeniber
der Performance des zugrunde liegenden Index
minimiert werden.

Soweit die Anteile in einem Depot bei der Verwahr-
stelle verwahrt werden, schreiben deren Geschéfts-
stellen die Ausschittungen kostenfrei gut. Soweit
das Depot bei anderen Banken oder Sparkassen
geflihrt wird, kdénnen zusatzliche Kosten entstehen.
Bei thesaurierenden Anteilklassen werden die
Ertrage im Fonds wiederangelegt.

28. Auflésung, Ubertragung und
Verschmelzung des Fonds

28.1. Allgemeines

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des
Fonds zu verlangen. Die Gesellschaft kann jedoch
die Verwaltung des Fonds unter Einhaltung einer
Kindigungsfrist von 6 Monaten durch Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger und darlber hinaus im
Jahresbericht oder Halbjahresbericht kundigen.
Uber die Kiindigung werden die Anleger auBerdem
durch ihre depotfiihrenden Stellen per dauerhaftem
Datentrager, etwa in Papierform oder in elektroni-
scher Form (ber die Kindigung informiert. Ent-
sprechend kann auch bezliglich einer oder mehre-
rer Anteilklassen des Fonds verfahren werden.

Des Weiteren erlischt das Recht der Gesellschaft,
den Fonds zu verwalten, wenn das Insolvenzver-
fahren Uber das Vermdgen der Gesellschaft eroff-
net ist oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbe-
schlusses, durch den der Antrag auf die Eréffnung
des Insolvenzverfahrens mangels Masse nach § 26
der Insolvenzordnung abgewiesen wird. In diesen
Fallen geht das Verfligungsrecht Uber den Fonds
auf die Verwahrstelle Uber, die den Fonds abwickelt
und den Erlés an die Anleger verteilt, oder mit
Genehmigung der BaFin einer anderen Gesellschaft
die Verwaltung Ubertragt.

28.2. Verfahren bei Auflosung des
Fonds
Mit dem Ubergang des Verfiigungsrechts (iber den
Fonds auf die Verwahrstelle wird die Ausgabe und
die Ricknahme von Anteilen eingestellt und der
Fonds abgewickelt.
Der Erl6és aus der VerauBerung der Vermdgenswer-
te des Fonds abzliglich der noch durch den Fonds
zu tragenden Kosten und der durch die Auflésung
verursachten Kosten werden an die Anleger ver-
teilt, wobei diese in Hohe ihrer jeweiligen Anteile
am Fonds Anspriiche auf Auszahlung des Liquida-
tionserldses haben.
Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr
Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflésungsbericht,
der den Anforderungen an einen Jahresbericht
entspricht. Spdtestens drei Monate nach dem
Stichtag der Auflésung des Fonds wird der Aufl6-
sungsbericht im Bundesanzeiger bekannt gemacht.
Wahrend die Verwahrstelle den Fonds abwickelt,
erstellt sie jahrlich sowie auf den Tag, an dem die
Abwicklung beendet ist, einen Bericht, der den
Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.
Diese Berichte sind ebenfalls spatestens drei Mona-
te nach dem Stichtag im Bundesanzeiger bekannt
zu machen.



28.3. Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfi-
gungsrecht Uber den Fonds auf eine andere Kapi-
talverwaltungsgesellschaft Ubertragen. Die Uber-
tragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch
die BaFin. Die genehmigte Ubertragung wird im
Bundesanzeiger und darliber hinaus im Jahres-
oder Halbjahresbericht des Fonds bekannt ge-
macht. Uber die geplante Ubertragung werden die
Anleger auBerdem Uber ihre depotfiihrenden Stel-
len per dauerhaften Datentrager, etwa in Papier-
form oder elektronischer Form informiert. Der
Zeitpunkt, zu dem die Ubertragung wirksam wird,
bestimmt sich nach den vertraglichen Vereinbarun-
gen zwischen der Gesellschaft und der aufnehmen-
den Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die Ubertra-
gung darf jedoch friihestens drei Monate nach ihrer
Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam
werden. Samtliche Rechte und Pflichten der Gesell-
schaft in Bezug auf den Fonds gehen dann auf die
aufnehmende Kapitalverwaltungsgesellschaft Gber.

28.4. Verschmelzung

Alle Vermdgensgegenstdnde dieses Fonds dirfen
mit Genehmigung der BaFin auf ein anderes beste-
hendes oder durch die Verschmelzung neu gegrin-
detes Investmentvermdégen (bertragen werden,
welches die Anforderungen der Richtlinie
2009/65/EG (OGAW) erfillen muss und in
Deutschland oder in einem anderen EU- oder EWR-
Staat aufgelegt wurde. Dariber hinaus durfen
samtliche Vermdégensgegenstdnde auf ein beste-
hendes oder durch die Verschmelzung neu gebilde-
tes inldndisches Teilgesellschaftsvermégen einer
OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit verdnder-
lichem Kapital Ubertragen werden.

Die Ubertragung wird zum _Geschaftsjahresende
des Ubertragenden Fonds (Ubertragungsstichtag)
wirksam, sofern kein anderer Ubertragungsstichtag
bestimmt wird.

28.5. Rechte der Anleger im Falle
einer Verschmelzung

Die depotfiihrenden Stellen der Anleger Ubermitteln
diesen spatestens 37 Tage vor dem geplanten
Ubertragungsstichtag in Papierform oder in elekt-
ronischer Form Informationen zu den Griinden fur
die Verschmelzung, den potentiellen Auswirkungen
fir die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang
mit der Verschmelzung sowie zu maBgeblichen
Verfahrensaspekten. Die Anleger erhalten auch die
wesentlichen Anlegerinformationen des (berneh-
menden Investmentvermdgens.

Die Anleger haben bis funf Arbeitstage vor dem
geplanten Ubertragungsstichtag entweder die Még-
lichkeit, ihre Anteile ohne weitere Kosten, insbe-
sondere ohne Ricknahmeabschlag, mit Ausnahme
der Kosten zur Deckung der Auflésung des Fonds,
zurlickzugeben, oder ihre Anteile gegen Anteile
oder Aktien eines anderen Investmentvermdgens
umzutauschen, das ebenfalls von der Gesellschaft
oder einem Unternehmen desselben Konzerns
verwaltet wird und dessen Anlagegrundsatze mit
denen des Fonds vergleichbar sind.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinven-
tarwerte des Ubertragenden Fonds und des Uber-
nehmenden Investmentvermdgens berechnet, das
Umtauschverhaltnis wird festgelegt und der gesam-
te Umtauschvorgang wird vom Abschlusspriifer

geprift. Das Umtauschverhéltnis ermittelt sich
nach dem Verhdltnis der Nettoinventarwerte je
Anteil des Ubertragenden Fonds und des Uberneh-
menden Investmentvermégens zum Zeitpunkt der
Ubernahme. Der Anleger erhdlt die Anzahl von
Anteilen an dem Ubernehmenden Investmentver-
mogen, die dem Wert seiner Anteile an dem Uber-
tragenden Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Rickgabe- oder Um-
tauschrecht keinen Gebrauch machen, werden sie
am Ubertragungsstichtag Anleger des (iberneh-
menden Investmentvermdgens. Es besteht auch
die Mdglichkeit, dass den Anlegern des Ubertragen-
den Investmentvermdgen bis zu 10 Prozent des
Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt werden.
Findet die Verschmelzung wahrend des laufenden
Geschdftsjahres des (bertragenden Investment-
vermdgens statt, muss dessen verwaltende Gesell-
schaft auf den Ubertragungsstichtag einen Bericht
erstellen, der den Anforderungen an einen Jahres-
bericht entspricht. Die Gesellschaft macht im Bun-
desanzeiger und dariber hinaus unter
www.iShares.de bekannt, wenn der Fonds ein an-
deres Investmentvermdégen aufgenommen hat und
die Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte
der Fonds durch eine Verschmelzung untergehen,
Ubernimmt die Gesellschaft die Bekanntmachung,
die den aufnehmenden oder neu gegriindeten
Fonds verwaltet.

Die Ubertragung aller Vermégensgegenstande
dieses Fonds auf ein anderes Investmentvermdégen
oder einen anderen auslandischen Investmentfonds
findet nur mit Genehmigung der BaFin statt.

29. Kurzangaben Uber flr die
Anleger bedeutsame Steu-
ervorschriften

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur fir Anleger, die in Deutschland unbe-
schrankt steuerpflichtig sind. Unbeschrankt steuer-
pflichtige Anleger werden nachfolgend auch als
Steuerinlander bezeichnet. Dem auslandischen
Anleger empfehlen wir, sich vor Erwerb von Antei-
len an dem in diesem Verkaufsprospekt beschrie-
benen Fonds mit seinem Steuerberater in Verbin-
dung zu setzen und mdogliche steuerliche Konse-
quenzen aus dem Anteilserwerb in seinem Heimat-
land individuell zu klaren. Auslandische Anleger
sind Anleger, die nicht unbeschrankt steuerpflichtig
sind. Diese werden nachfolgend auch als Steuer-
auslander bezeichnet.

Der Fonds ist als Zweckvermdgen grundsatzlich
von der Korperschaft- und Gewerbesteuer befreit.
Er ist jedoch partiell kdrperschaftsteuerpflichtig mit
seinen inlandischen Beteiligungseinnahmen und
sonstigen inlandischen Einkinften im Sinne der
beschrankten Einkommensteuerpflicht mit Aus-
nahme von Gewinnen aus dem Verkauf von Antei-
len an Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz be-
tragt 15%. Soweit die steuerpflichtigen Einkiinfte
im Wege des Kapitalertragsteuerabzugs erhoben
werden, umfasst der Steuersatz von 15% bereits
den Solidaritatszuschlag.

Die Investmentertrage werden jedoch beim Privat-
anleger als Einkiinfte aus Kapitalvermdgen der
Einkommensteuer unterworfen, soweit diese zu-
sammen mit sonstigen Kapitalertragen den Sparer-
Pauschbetrag von jahrlich 801,- Euro (fir Allein-
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stehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw.
1.602,- Euro (fur zusammen veranlagte Ehegatten)
Ubersteigen. Einkiinfte aus Kapitalvermdgen unter-
liegen grundsatzlich einem Steuerabzug von
25 Prozent (zuzlglich  Solidaritatszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkilnften
aus Kapitalvermdgen gehdren auch die Ertrage aus
Investmentfonds (Investmentertrdge), d.h. die
Ausschittungen des Fonds, die Vorabpauschalen
und die Gewinne aus der VerauBerung der Anteile.
Unter bestimmten Voraussetzungen koénnen die
Anleger einen pauschalen Teil dieser Investmenter-
trage steuerfrei erhalten (sog. Teilfreistellung).

Der Steuerabzug hat fiir den Privatanleger grund-
satzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer),
so dass die Einkinfte aus Kapitalvermdgen regel-
maBig nicht in der Einkommensteuererklarung
anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerab-
zugs werden durch die depotfliihrende Stelle grund-
satzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenom-
men und aus der Direktanlage stammende auslan-
dische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgel-
tungswirkung, wenn der personliche Steuersatz
geringer ist als der Abgeltungssatz von 25 Prozent.
In diesem Fall kdnnen die Einkiinfte aus Kapital-
vermodgen in der Einkommensteuererkldrung ange-
geben werden. Das Finanzamt setzt dann den nied-
rigeren personlichen Steuersatz an und rechnet auf
die personliche Steuerschuld den vorgenommenen
Steuerabzug an (sog. Gunstigerprifung).

Sofern Einklinfte aus Kapitalvermdgen keinem
Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Ge-
winn aus der VerdauBerung von Fondsanteilen in
einem ausléndischen Depot erzielt wird), sind diese
in der Steuererklarung anzugeben. Im Rahmen der
Veranlagung unterliegen die Einkiinfte aus Kapital-
vermdgen dann ebenfalls dem Abgeltungssatz von
25 Prozent oder dem niedrigeren personlichen
Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermdgen befin-
den, werden die Ertrédge als Betriebseinnahmen
steuerlich erfasst.

29.1. Anteile im Privatvermogen
(Steuerinlander)

29.1.1. Ausschiittungen

Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich steu-
erpflichtig.

Die steuerpflichtigen Ausschittungen unterliegen
i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchen-
steuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer-
den, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuer-
pflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveran-
lagung bzw. 1.602,- Euro bei Zusammenveranla-
gung von Ehegatten nicht Ubersteigen. Entspre-
chendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung
fir Personen, die voraussichtlich nicht zur Ein-
kommenssteuer veranlagt werden (sogenannte
Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-
Bescheinigung").

Verwahrt der inlédndische Anleger die Anteile in
einem inldndischen Depot, so nimmt die depotfiih-
rende Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Ab-
stand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausschiit-
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tungstermin ein in ausreichender Hohe ausgestell-
ter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster
oder eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt
fur die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird,
vorgelegt wird. In diesem Fall erhdlt der Anleger
die gesamte Ausschittung ungekilirzt gutgeschrie-
ben.

29.1.2. Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschittungen des Fonds innerhalb eines Kalen-
derjahrs den Basisertrag flr dieses Kalenderjahr
unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multipli-
kation des Ricknahmepreises des Anteils zu Beginn
eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszin-
ses, der aus der landfristig erzielbaren Rendite
offentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der
Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der
sich zwischen dem ersten und dem letzten im Ka-
lenderjahr festgesetzten Ricknahmepreis zuziglich
der Ausschittungen innerhalb des Kalenderjahrs
ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert
sich die Vorabpauschale um ein Zwdlftel flr jeden
vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs voran-
geht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag
des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.
Vorabpauschalen sind grundsatzlich steuerpflichtig.
Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen
i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchen-
steuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer-
den, wenn der Anleger Steuerinldander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuer-
pflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveran-
lagung bzw. 1.602,- Euro bei Zusammenveranla-
gung von Ehegatten nicht Ubersteigen. Entspre-
chendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung
fir Personen, die voraussichtlich nicht zur Ein-
kommenssteuer veranlagt werden (sogenannte
Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend ,NV-
Bescheinigung").

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in
einem inlédndischen Depot, so nimmt die depotfiih-
rende Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Ab-
stand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in
ausreichender Hohe ausgestellter Freistellungsauf-
trag nach amtlichem Muster oder eine NV-
Bescheinigung, die vom Finanzamt fir die Dauer
von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt
wird. In diesem Fall wird keine Steuer abgeflihrt.
Andernfalls hat der Anleger der inlédndischen depot-
fihrenden Stelle den Betrag der abzufiihrenden
Steuer zur Verfugung zu stellen. Zu diesem Zweck
darf die depotfiihrende Stelle den Betrag der abzu-
fuhrenden Steuer von einem bei ihr unterhaltenen
und auf den Namen des Anlegers lautenden Kontos
ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit
der Anleger nicht vor Zufluss der Vorabpauschale
widerspricht, darf die depotfiihrende Stelle auch
insoweit den Betrag der abzufiihrenden Steuer von
einem auf den Namen des Anlegers lautenden
Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger verein-
barter Kontokorrentkredit fiir dieses Konto nicht in
Anspruch genommen wurde. Soweit der Anleger
seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufilihren-
den Steuer der inldndischen depotfiihrenden Stelle
zur Verfugung zu stellen, nicht nachkommt, hat die
depotfiihrende Stelle dies dem fir sie zustandigen
Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem



Fall die Vorabpauschale insoweit in seiner Einkom-
mensteuererklarung angeben.

29.1.3. VerduBerungsgewinne auf Anleger-
ebene

Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. De-
zember 2017 verduBert, unterliegt der VerauBe-
rungsgewinn dem Abgeltungssatz von 25 Prozent.
Dies gilt sowohl fir Anteile, die vor dem 1. Januar
2018 erworben wurden und die zum 31. Dezember
2017 als verauBert und zum 1. Januar 2018 wieder
als angeschafft gelten, als auch flir nach dem
31. Dezember 2017 erworbene Anteile.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die
vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die
zum 31. Dezember 2017 als verauBert und zum 1.
Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu
beachten, dass im Zeitpunkt der tatsachlichen
VerduBerung auch die Gewinne aus der zum 31.
Dezember 2017 erfolgten fiktiven VerauBerung zu
versteuern sind, falls die Anteile tatsachlich nach
dem 31. Dezember 2008 erworben worden sind.
Wertveranderungen bei vor dem 1.Januar 2009
erworbenen Anteilen, die zwischen dem Anschaf-
fungszeitpunkt und dem 31. Dezember 2017 einge-
treten sind, sind steuerfrei.

Sofern die Anteile in einem inléandischen Depot ver-
wahrt werden, nimmt die depotfiihrende Stelle den
Steuerabzug unter Berlcksichtigung etwaiger Teil-
freistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzlglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines aus-
reichenden Freistellungsauftrags bzw. einer NV-
Bescheinigung vermieden werden. Werden solche
Anteile von einem Privatanleger mit Verlust verau-
Bert, dann ist der Verlust mit anderen positiven
Einkinften aus Kapitalvermdgen verrechenbar.
Sofern die Anteile in einem inldndischen Depot
verwahrt werden und bei derselben depotfiihren-
den Stelle im selben Kalenderjahr positive Einkinf-
te aus Kapitalvermdgen erzielt wurden, nimmt die
depotfiihrende Stelle die Verlustverrechnung vor.
Bei einer VerduBerung der vor dem 1. Januar 2009
erworbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember
2017 ist der Gewinn, der nach dem 31. Dezember
2017 entsteht, bei Privatanlegern grundsatzlich bis
zu einem Betrag von 100.000 Euro steuerfrei.
Dieser Freibetrag kann nur in Anspruch genommen
werden, wenn diese Gewinne gegeniber dem fir
den Anleger zustdndigen Finanzamt erklart werden.
Bei der Ermittlung des VerauBerungsgewinns ist
der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit ange-
setzten Vorabpauschalen zu mindern.

29.2. Anteile im Betriebsvermdégen
(Steuerinlander)

29.2.1. Erstattung der Korperschaftsteuer
des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer
kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen Anle-
ger erstattet werden, soweit dieser Anleger eine
inlandische  Korperschaft, Personenvereinigung
oder Vermodgensmasse ist, die nach der Satzung,
dem Stiftungsgeschéft oder der sonstigen Verfas-
sung und nach der tatsdchlichen Geschéftsfiihrung
ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzigen,
mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient oder
eine Stiftung des offentlichen Rechts, die aus-
schlieBlich und unmittelbar gemeinnitzigen oder

mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische
Person des oOffentlichen Rechts ist, die ausschlieB-
lich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient;
dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirt-
schaftlichen Geschdftsbetrieb gehalten werden.
Dasselbe gilt flr vergleichbare auslandische Anle-
ger mit Sitz und Geschdftsleitung in einem Amts-
und Beitreibungshilfe leistenden ausldndischen
Staat.

Voraussetzung hierfir ist, dass ein solcher Anleger
einen entsprechenden Antrag stellt und die ange-
fallene Korperschaftsteuer anteilig auf seine Besitz-
zeit entfallt. Zudem muss der Anleger seit mindes-
tens drei Monaten vor dem Zufluss der kérper-
schaftsteuerpflichtigen Ertrdge des Fonds zivil-
rechtlicher und wirtschaftlicher Eigentimer der
Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur
Ubertragung der Anteile auf eine andere Person
besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf
die auf der Fondsebene angefallene Korperschafts-
teuer auf deutsche Dividenden und Ertréage aus
deutschen eigenkapitaldhnlichen Genussrechten im
Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom
Fonds als wirtschaftlichem Eigentiimer ununterbro-
chen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und nach
dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage gehal-
ten wurden und in diesen 45 Tagen ununterbro-
chen Mindestwertédnderungsrisiken i.H.v. 70 Pro-
zent bestanden. (sog. 45-Tage-Regelung)

Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuerbefrei-
ung und ein von der depotfiuhrenden Stelle ausge-
stellter Investmentanteil-Bestandsnachweis beizu-
fugen. Der Investmentanteil-Bestandsnachweis ist
eine nach amtlichen Muster erstellte Bescheinigung
Uber den Umfang der durchgehend wahrend des
Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile
sowie den Zeitpunkt und Umfang des Erwerbs und
der VerauBerung von Anteilen wahrend des Kalen-
derjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer
kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an
einen Anleger erstattet werden, soweit die Anteile
an dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder
Basisrentenvertragen gehalten werden, die nach
dem  Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz
zertifiziert wurden. Dies setzt voraus, dass der
Anbieter eines Altersvorsorge- oder Basisrenten-
vertrags dem Fonds innerhalb eines Monats nach
dessen Geschéftsjahresende mitteilt, zu welchen
Zeitpunkten und in welchem Umfang Anteile er-
worben oder verauBert wurden. Zudem ist die o.g.
45-Tage-Regelung zu berlicksichtigen.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft,
sich die entsprechende Korperschaftsteuer zur
Weiterleitung an den Anleger erstatten zu lassen,
besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung
erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen Bera-
ters sinnvoll.

29.2.2. Ausschiittungen

Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich ein-
kommen- bzw. korperschaftsteuer- und gewerbe-
steuerpflichtig.

Die Ausschuttungen unterliegen i.d.R. dem Steuer-
abzug von 25 Prozent (zuzliglich Solidaritatszu-
schlag).
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29.2.3. Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschittungen des Fonds innerhalb eines Kalen-
derjahrs den Basisertrag fir dieses Kalenderjahr
unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multipli-
kation des Ricknahmepreises des Anteils zu Beginn
eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des Basiszin-
ses, der aus der langfristig erzielbaren Rendite
offentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt. Der
Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der
sich zwischen dem ersten und dem letzten im Ka-
lenderjahr festgesetzten Ricknahmepreis zuzlglich
der Ausschittungen innerhalb des Kalenderjahrs
ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert
sich die Vorabpauschale um ein Zwdlftel fir jeden
vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs voran-
geht. Die Vorabpauschale gilt am ersten Werktag
des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.
Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen-
bzw. korperschaftsteuer- und gewerbesteuerpflich-
tig.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steu-
erabzug von 25 Prozent (zuzlglich Solidaritatszu-
schlag).

29.2.4. VerduBerungsgewinne auf Anleger-
ebene

Gewinne aus der VerduBerung der Anteile unterlie-
gen grundsatzlich der Einkommen- bzw. Korper-
schaftsteuer und der Gewerbesteuer. Bei der Er-
mittlung des VerduBerungsgewinns ist der Gewinn
um die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorab-
pauschalen zu mindern.

29.2.5. Negative steuerliche Ertrdage

Eine Zurechnung negativer steuerlicher Ertrage auf
den Anleger ist nicht moglich.

29.2.6. Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Aus-
schittungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen
der Wertzuwachs eines Kalenderjahres enthalten
ist.
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29.2.7. Zusammenfassende Ubersicht fiir iibliche betriebliche Anlegergruppen

Inlandische Anleger

Einzelunternehmer

Regelbesteuerte Kérperschaften
(typischerweise
Industrieunternehmen; Banken,
sofern Anteile nicht im
Handelsbestand gehalten
werden; Sachversicherer)

Lebens- und Kranken-
versicherungs-unternehmen und
Pensionsfonds, bei denen die
Fondsanteile den Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Banken, die die Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Steuerbefreite gemeinnitzige,
mildtatige oder kirchliche
Anleger (insb. Kirchen, gemein-
nitzige Stiftungen)

Andere steuerbefreite Anleger
(insb. Pensionskassen,
Sterbekassen und
Unterstltzungskassen, sofern
die im Koérperschaftsteuer-
gesetz geregelten
Voraussetzungen erfllt sind)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer:
25%

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von
Teilfreistellungen

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25%

Materielle Besteuerung:
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer; ggf. unter Beriicksichtigung von

Teilfreistellungen

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Koérperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit
handelsbilanziell keine Rickstellung fir Beitragsriickerstattungen (RfB)
aufgebaut wird, die die auch steuerlich anzuerkennen ist ggf. unter
Bertcksichtigung von Teilfreistellungen

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer; ggf. unter Beriicksichtigung von
Teilfreistellungen (

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei- zusatzlich kann die auf der Fondsebene angefallene
Korperschaftsteuer auf Antrag erstattet werden

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Unterstellt ist eine inlandische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und Korper-
schaftsteuer wird ein Solidaritatszuschlag als Erganzungsabgabe erhoben. Anrechenbare ausldndische Quellen-
steuern konnen auf der Ebene des Investmentfonds als Werbungskosten abgezogen werden; in diesem Fall ist
keine Anrechnung auf der Ebene des Anlegers mdoglich. Fir die Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug
kann es erforderlich sein, dass Nichtveranlagungsbescheinigungen rechtzeitig der depotfiihrenden Stelle vorge-

legt werden.

29.3. Steuerausliander

Verwahrt ein Steuerausléander die Fondsanteile im
Depot bei einer inlandischen depotfiihrenden Stel-
le, wird vom Steuerabzug auf Ausschittungen,
Vorabpauschalen und Gewinne aus der VerauBe-

rung der Anteile Abstand genommen, sofern er
seine steuerliche Ausldandereigenschaft nachweist.
Sofern die Auslandereigenschaft der depotfiihren-
den Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig
nachgewiesen wird, ist der auslandische Anleger
gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs ent-
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sprechend der Abgabenordnung* zu beantragen.
Zustandig ist das fur die depotfiihrende Stelle zu-
stéandige Finanzamt.

29.4. Solidaritatszuschlag
Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und
Gewinnen aus der VerduBerung von Anteilen abzu-
fuhrenden Steuerabzug ist ein Solidaritétszuschlag
in H6he von 5,5 Prozent zu erheben.

29.5. Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer
inlandischen depotfiihrenden Stelle (Abzugsver-
pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird,
wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem
Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der
der Kirchensteuerpflichtige angehdrt, regelmaBig
als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die Ab-
zugsfahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe
wird bereits beim Steuerabzug mindernd berick-
sichtigt.

29.6. Auslandische Quellensteuer
Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teil-
weise in den Herkunftslandern Quellensteuer ein-
behalten. Diese Quellensteuer kann bei den Anle-
gern nicht steuermindernd bericksichtigt werden.

29.7. Folgen der Verschmelzung von

Investmentvermoégen
In den Fallen der Verschmelzung eines inldndischen
Investmentvermdgens auf ein anderes inlandisches
Investmentvermdgen kommt es weder auf der
Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteilig-
ten Investmentvermdgen zu einer Aufdeckung von
stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuer-
neutral. Erhalten die Anleger des Ubertragenden
Investmentvermdgens eine im Verschmelzungsplan
vorgesehene Barzahlung,® ist diese wie eine Aus-
schiittung zu behandeln.

29.8. Automatischer Informations-
austausch in Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von
Informationen zur Bekampfung von grenziber-
schreitendem Steuerbetrug und grenziberschrei-
tender Steuerhinterziehung hat auf internationaler
Ebene in den letzten Jahren stark zugenommen.
Die OECD hat hierfur unter anderem einen globalen
Standard fir den automatischen Informationsaus-
tausch Uber Finanzkonten in Steuersachen verof-
fentlicht (Common Reporting Standard, im Folgen-
den "CRS"). Der CRS wurde Ende 2014 mit der
Richtlinie 2014/107/EU des Rates vom 9. Dezem-
ber 2014 in die Richtlinie 2011/16/EU bezlglich der
Verpflichtung zum automatischen Austausch von
Informationen im Bereich der Besteuerung inte-
griert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitglied-
staaten der EU sowie etliche Drittstaaten) wenden
den CRS mittlerweile an. Deutschland hat den CRS
mit dem Finanzkonten-Informationsaustauschge-
setz vom 21. Dezember 2015 in deutsches Recht
umgesetzt.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im

Wesentlichen Kreditinstitute) dazu verpflichtet,
bestimmte Informationen Uber ihre Kunden einzu-

4 § 37 Abs. 2 AO.
5 § 190 Abs. 2 Nr. 2 KAGB.
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holen. Handelt es sich bei den Kunden (natlrliche
Personen oder Rechtstrdager) um in anderen teil-
nehmenden Staaten ansdssige meldepflichtige
Personen (dazu zahlen nicht z.B. bdrsennotierte
Kapitalgesellschaften oder Finanzinstitute), werden
deren Konten und Depots als meldepflichtige Kon-
ten eingestuft. Die meldenden Finanzinstitute wer-
den dann fir jedes meldepflichtige Konto bestimm-
te Informationen an ihre Heimatsteuerbehorde
Ubermitteln. Diese Ubermittelt die Informationen
dann an die Heimatsteuerbehdrde des Kunden.

Bei den zu Ubermittelnden Informationen handelt
es sich im Wesentlichen um die persénlichen Daten
des meldepflichtigen Kunden (Name, Anschrift,
Steueridentifikationsnummer, Geburtsdatum und
Geburtsort (bei natlirlichen Personen), Ansdssig-
keitsstaat) sowie um Informationen zu den Konten
und Depots (z.B. Kontonummer, Kontosaldo oder
Kontowert, Gesamtbruttobetrag der Ertrdge wie
Zinsen, Dividenden oder Ausschittungen von In-
vestmentfonds, Gesamtbruttoerlése aus der Verau-
Berung oder Riickgabe von Finanzvermdgen (ein-
schlieBlich Fondsanteilen)).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige
Anleger, die ein Konto und/oder Depot bei einem
Kreditinstitut unterhalten, das in einem teilneh-
menden Staat anséassig ist. Daher werden deutsche
Kreditinstitute Informationen Uber Anleger, die in
anderen teilnehmenden Staaten ansdssig sind, an
das Bundeszentralamt fir Steuern melden, das die
Informationen an die jeweiligen Steuerbehdrden
der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten.
Entsprechend werden Kreditinstitute in anderen
teilnehmenden Staaten Informationen Uber Anle-
ger, die in Deutschland ansdssig sind, an ihre je-
weilige Heimatsteuerbehdrde melden, die die In-
formationen an das Bundeszentralamt fir Steuern
weiterleiten. Zuletzt ist es denkbar, dass in ande-
ren teilnehmenden Staaten ansassige Kreditinstitu-
te Informationen Uber Anleger, die in wiederum
anderen teilnehmenden Staaten ansdssig sind, an
ihre jeweilige Heimatsteuerbehdérde melden, die die
Informationen an die jeweiligen Steuerbehdrden
der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten.

29.9. FATCA und andere grenziiber-
schreitende Meldesysteme
Das Abkommen zwischen den USA und der Bun-
desrepublik Deutschland zur Férderung der Steuer-
ehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten und
zur Umsetzung von FATCA (das ,USA-Deutschland-
Abkommen™) wurde mit dem Ziel geschlossen, die
Umsetzung der Bestimmungen des Gesetzes Uber
die Steuerehrlichkeit bezilglich Auslandskonten
(Foreign Account Tax Compliance Act) des U.S.
Hiring Incentives to Restore Employment Act
(,FATCA") in Deutschland zu ermdglichen. FATCA
schreibt ein Meldesystem und eine potenzielle
Quellensteuer von 30 Prozent auf bestimmte Zah-
lungen vor, die aus US-Quellen oder diesen zu-
rechenbaren Quellen oder in Bezug auf US-Ver-
mogenswerte an bestimmte Empfangerkategorien
geleistet werden, darunter ein nicht in den USA
ansdssiges Finanzinstitut (ein ,auslandisches Fi-
nanzinstitut® bzw. ,FFI“), das die FATCA-Bestim-
mungen nicht erflllt und nicht anderweitig steuer-
befreit ist. Bestimmte Finanzinstitute (,meldende
Finanzinstitute®) missen gemdB dem USA-
Deutschland-Abkommen bestimmte Informationen
Uber ihre US-Kontoinhaber dem Bundeszentralamt



fir Steuern melden (welches wiederum die Infor-
mationen an die US-Steuerbehdrde weiterleitet). Es
wird gegenwartig jedoch nicht davon ausgegangen,
dass die Gesellschaft ein ,meldendes Finanzinsti-
tut" in diesem Sinne darstellt, da erwartet wird,
dass der Fonds ein FFI darstellt und daher die
FACTA-Bestimmungen einhalt. Sollte der Fonds
kein die FATCA-Bestimmungen einhaltendes FFI
darstellen, beabsichtigt die Gesellschaft zu errei-
chen, dass der Fonds als FATCA-konform behandelt
wird, indem er die Bedingungen des Meldesystems
erflllt, die Gegenstand des USA-Deutschland-
Abkommens sind. Es kann jedoch nicht zugesichert
werden, dass der Fonds in der Lage sein wird, die
FATCA-Bestimmungen zu erfillen, und wenn der
Fonds dazu nicht in der Lage ist, kann eine 30%ige
Quellensteuer auf Zahlungen erhoben werden, die
der Fonds aus US-Quellen oder diesen zurechenba-
ren Quellen oder in Bezug auf US-Vermdgenswerte
erhalt, wodurch sich die Betrdge verringern kon-
nen, die dem Fonds fliir Zahlungen an die Anleger
zur Verfugung stehen.

Eine Reihe von Landern hat multilaterale Abkom-
men abgeschlossen, die auf dem Gemeinsamen
Meldestandard fir den automatischen Informati-
onsaustausch uber Finanzkonten basieren, der von
der Organisation flr wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) veroffentlicht wurde.
Nach der Umsetzung in deutsches Recht, sind be-
stimmte Finanzinstitute (auch als , meldende Finan-
zinstitute® beschrieben) verpflichtet, deutschen
Steuerbehdrden bestimmte Informationen Uber
Anleger aus jenen Landern zu Ubermitteln, die
Parteien dieser Abkommen sind. (Die deutschen
Steuerbehérden werden diese Informationen wie-
derum an die jeweiligen Steuerbehdrden weiterlei-
ten). Gegenwartig ist nicht zu erwarten, dass der
Fonds als meldendes Finanzinstitut qualifiziert wird.
Angesichts des Vorstehenden sind Anleger des
Fonds verpflichtet, der Gesellschaft bestimmte
Informationen zur Verfligung zu stellen, um die
Bedingungen der Meldesysteme zu erfilllen. Bitte
beachten Sie, dass die Gesellschaft verfigt hat,
dass US-Personen keine Anteile am Fonds halten
dirfen.

29.10. Hinweis

Die steuerlichen Ausfiihrungen gehen von der der-
zeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an
in Deutschland unbeschrankt einkommensteuer-
pflichtige oder unbeschréankt korperschaftsteuer-
pflichtige Personen. Es kann jedoch keine Gewahr
dafir Gbernommen werden, dass sich die steuerli-
che Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtspre-
chung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht
andert.

30. Auslagerung

Die Gesellschaft hat Tatigkeiten im Rahmen folgen-

der Aufgaben ganz oder teilweise an andere Unter-

nehmen Ubertragen:

— Swap Collateral Management, BlackRock In-
vestment Management (UK) Ltd.,

— EDV-Service, BlackRock Investment Manage-
ment (UK) Ltd.,

— Interne Revision, BlackRock Investment Ma-
nagement (UK) Ltd.,

— Compliance Monitoring, BlackRock Investment
Management (UK) Ltd.,

— Kontrahentenrisiko, BlackRock Investment
Management (UK) Ltd.,

— KVG-Buchhaltung und Finanzen, BlackRock
Investment Management (UK) Ltd.,

— Middle Office (u.a. Trade Operations, Corporate
Actions), BlackRock Investment Management
(UK) Ltd.,

— Fonds Administration, State Street Bank Inter-
national GmbH,

— Collateral Management (Wertpapierleihe), State
Street Bank International GmbH,

— Kontrollfunktion im Rahmen der Fonds Admi-
nistation / Collateral Management (Wertpapier-
leihe), BlackRock Investment Management (UK)
Ltd.,

— Wertpapierleihe, BlackRock Institutional Trust
Company, N.A.,

— EMIR-Meldewesen, BlackRock Investment Ma-
nagement (UK) Ltd.,

— Handel und Sicherheitenverwaltung fir Future-
Geschdafte, BlackRock Investment Management
(UK) Ltd.,

— Portfoliomanagement der Rentensondervermo-
gen, BlackRock Investment Management (UK)
Ltd.,

— Indexlizensierung, BlackRock Fund Advisors,

— Management von Wertpapierstammdaten,
BlackRock Investment Management (UK) Ltd,

— Management von Informationssicherheitspro-
zessen, BlackRock Investment Management
(UK) Ltd.,

— Management von Risiken im Bereich der Infor-
mationstechnologie, BlackRock Investment Ma-
nagement (UK) Ltd.,

— Wahrungsabsicherungsgeschafte fir wéhrungs-
abgesicherte Anteilklassen, State Street Bank
International GmbH.

31. Jahres- / Halbjahresberichte
/ Abschlussprifer

Die Jahresberichte und Halbjahresberichte sind bei
der Gesellschaft sowie bei der Verwahrstelle erhalt-
lich.

Mit der Prifung des Fonds und des Jahresberichtes
ist die Wirtschaftsprifungsgesellschaft Deloitte
GmbH  Wirtschaftspriifungsgesellschaft, Minchen
beauftragt.

32. Zahlungen an die Anteilin-
haber/Verbreitung der Be-
richte und sonstige Informa-
tionen

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist si-
chergestellt, dass die Anleger - soweit der Fonds
die Ausschittung von Dividenden oder sonstigen
Ertragen vorsieht - diese Ausschittungen erhalten
und dass Anteile zuriickgenommen werden. Die in
diesem Verkaufsprospekt erwdhnten Anlegerinfor-
mationen konnen auf dem unter 1.1 angegebenen
Wege bezogen werden.
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33. Weitere Investmentvermo-
gen, die von der Gesell-
schaft verwaltet werden

Von der Gesellschaft werden noch folgende In-
vestmentvermdgen verwaltet, die nicht Inhalt die-
ses Verkaufsprospekts sind:

a) OGAW-Investmentvermdgen

iShares Core DAX® UCITS ETF (DE)

iShares DivDAX® UCITS ETF (DE)

iShares MDAX® UCITS ETF (DE)

iShares TecDAX® UCITS ETF (DE)

iShares Core EURO STOXX 50 UCITS ETF (DE)
iShares EURO STOXX Select Dividend 30 UCITS ETF
(DE)

iShares EURO STOXX UCITS ETF (DE)

iShares Dow Jones Eurozone Sustainability Scree-
ned UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 50 UCITS ETF (DE)
iShares STOXX Europe Select Dividend 30 UCITS
ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 UCITS ETF (DE)
iShares STOXX Europe Large 200 UCITS ETF (DE)
iShares STOXX Europe Mid 200 UCITS ETF (DE)
iShares STOXX Europe Small 200 UCITS ETF (DE)
iShares ATX UCITS ETF (DE)

iShares Dow Jones U.S. Select Dividend UCITS ETF
(DE)

iShares NASDAQ-100® UCITS ETF (DE)

iShares Nikkei 225® UCITS ETF (DE)

iShares Dow Jones Global Titans 50 UCITS ETF
(DE)

iShares Dow Jones China Offshore 50 UCITS ETF
(DE)

iShares Dow Jones Asia Pacific Select Dividend 50
UCITS ETF (DE)

iShares Dow Jones Industrial Average UCITS ETF
(DE)

iShares Diversified Commodity Swap UCITS ETF
(DE)

iShares EURO STOXX Banks 30-15 UCITS ETF (DE)
iShares SLI UCITS ETF (DE)

iShares eb.rexx® Government Germany 0-1yr
UCITS ETF (DE)

iShares Pfandbriefe UCITS ETF (DE)
iShares Euro Government Bond Capped 1.5-10.5yr
UCITS ETF (DE)

iShares eb.rexx® Government Germany UCITS ETF
(DE)

c) OGAW-Teilgesellschaftsvermégen der iShares
(DE) I Investmentaktiengesellschaft

iShares STOXX Global Select Dividend 100 UCITS
ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Automobiles & Parts
UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Banks UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Basic Resources UCITS
ETF (DE)

44

iShares STOXX Europe 600 Chemicals UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Construction & Materi-
als UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Financial Services U-
CITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Food & Beverage UCITS
ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Health Care UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Industrial Goods &
Services UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Insurance UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Media UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Oil & Gas UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Personal & Household
Goods UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Real Estate UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Retail UCITS ETF (DE)
iShares STOXX Europe 600 Technology UCITS ETF
(DE)

iShares STOXX Europe 600 Telecommunications
UCITS ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Travel & Leisure UCITS
ETF (DE)

iShares STOXX Europe 600 Utilities UCITS ETF (DE)
iShares MSCI Brazil UCITS ETF (DE)

iShares MSCI Brazil ESG Screened UCITS ETF (DE)

34. Belehrung Uber das Recht
des Kaufers zum Widerruf
nach § 305 KAGB (Haustlr-
geschafte)

Kommt der Kauf von Anteilen an offenen Invest-
mentvermdgen aufgrund mindlicher Verhandlun-
gen auBerhalb der stéandigen Geschaftsraume des-
jenigen zustande, der die Anteile verkauft oder den
Verkauf vermittelt hat, so hat der Kaufer das
Recht, seine Kauferklarung in Textform und ohne
Angabe von Grunden innerhalb einer Frist von zwei
Wochen zu widerrufen. Uber das Recht zum Wider-
ruf wird der Kaufer in der Durchschrift oder der
Kaufabrechnung belehrt. Das Widerrufsrecht be-
steht auch dann, wenn derjenige, der die Anteile
verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine sténdi-
gen Geschédftsraume hat. Ein Widerrufsrecht be-
steht nicht, wenn der Verkaufer nachweist, dass (i)
entweder der Kaufer keine natirliche Person ist,
die das Rechtsgeschaft zu einem Zweck abschlieBt,
der nicht ihrer beruflichen Tatigkeit zugerechnet
werden kann (Verbraucher), oder (ii) es zur Ver-
handlung auf Initiative des Kaufers gekommen ist,
d.h. er den Kaufer zu den Verhandlungen aufgrund
vorhergehender Bestellung des Kaufers aufgesucht
hat. Bei Vertragen, die ausschlieBlich Uber Fern-
kommunikationsmittel (z.B. Briefe, Telefonanrufe,
E-Mails) zustande gekommen sind (Fernabsatzver-
trage), besteht kein Widerrufsrecht.

35. Interessenskonflikte

Beziehungen innerhalb der BlackRock Gruppe.



Ubergeordnete Holdinggesellschaft der Gesellschaft
ist die BlackRock, Inc., ein in Delaware, USA, ge-
griindetes Unternehmen.

Es ist mdglich, dass die Gesellschaft oder eine
andere Gesellschaft der BlackRock Gruppe sowie
deren Geschaftsflihrer an dem Fonds bzw. an Ge-
schaften fir oder mit dem Fonds beteiligt sind,
oder dass eine sonstige Beziehung mit anderen
Personen besteht, die zu einem potentiellen Kon-
flikt mit ihren Verpflichtungen gegeniber der Ge-
sellschaft fihrt.

Mdgliche Interessenkonflikte konnen beispielsweise
entstehen, weil die betreffende Gesellschaft der
BlackRock Gruppe:

(@) Geschéfte fir andere Kunden tatigt;

(b) Uber Mitglieder des Verwaltungsrats oder Ange-
stellte verfligt, die Mitglieder des Verwaltungsrates
oder Aktionare eines Unternehmens sind oder mit
Wertpapieren dieses Unternehmens handeln oder
anderweitig an diesem Unternehmen beteiligt sind,
dessen Wertpapiere von der Gesellschaft in eige-
nem oder fremdem Namen gehalten oder gehan-
delt werden;

(c) unter Umstdnden von einer Provision, einer
Geblhr, einem Kursaufschlag oder Kursabschlag
profitiert, der nicht von der Gesellschaft im Zu-
sammenhang mit einem Anlagegeschaft bezahlt
wird;

(d) als Vermittler fur die Gesellschaft in Bezug auf
Transaktionen téatig ist, bei denen sie gleichzeitig
als Vermittler fur andere ihrer eigenen Kunden
auftritt;

(e) als Auftraggeber fiir eigene Rechnung mit Anla-
gen und/oder Wahrungen mit der Gesellschaft oder
deren Anteilinhabern handelt;

(f) Transaktionen mit Anteilen eines Organismus
fir gemeinsame Anlagen oder eines anderen Un-
ternehmens tatigt, fir die eine der Gesellschaften
der BlackRock Gruppe als Manager, Betreiber,
Bank, Berater oder Trustee agiert;

(g) unter Umstanden Transaktionen fir die Gesell-
schaft abwickelt, die im Zusammenhang mit Plat-
zierungen und/oder Neuemissionen durch eine
ihrer anderen Konzerngesellschaften stehen, die als
Auftraggeber flr eigene Rechnung agiert oder eine
Vermittlerprovision bezieht.

Bestimmte Wertpapiere kénnen - wie vorstehend
beschrieben - sowohl flur den Fonds als auch fir
andere Investmentvermdégen der Gesellschaft so-
wie der Fonds und Kunden anderer Gesellschaften
der BlackRock Gruppe als tatsachliche oder poten-
tielle Anlagen in Betracht kommen.

Wegen unterschiedlicher Anlageziele und anderer
Faktoren kann ein bestimmtes Wertpapier fir ein
bzw. einen oder fir mehrere dieser Investment-
vermdgen bzw. Kunden erworben, flir andere hin-
gegen verauBert werden.

Wenn die Kaufe oder Verkdufe von Wertpapieren
im Auftrag des Fonds oder dieser Kunden ungefahr
zum gleichen Zeitpunkt zur Bewertung anstehen,
werden diese Transaktionen, soweit praktikabel, in
einer Weise abgewickelt, die fiur alle beteiligten
Investmentvermdgen bzw. Kunden angemessen
erscheint. Es kénnen Félle auftreten, in denen der
Kauf oder Verkauf von Wertpapieren im Auftrag

eines oder mehrerer Fonds bzw. Kunden der Black-
Rock Gruppe anderen Fonds bzw. Kunden der
BlackRock Gruppe zum Nachteil gereichen.

Folgendes sollte in Hinblick auf BlackRock Fonds
beachtet werden, obwohl die Ausfiihrungen nicht
unbedingt relevant fir die Investmentvermdgen
sind, die von der Gesellschaft verwaltet werden.

Wenn flr dasselbe Wertpapier zum gleichen Zeit-
punkt fir verschiedene Fonds bzw. Kunden entge-
gengesetzte Positionen (d.h. Long und Short) auf-
gebaut, gehalten oder glattgestellt werden, kénnen
dadurch die Interessen der Fonds bzw. Kunden auf
der einen oder anderen Seite verletzt werden. Fir
BlackRock konnte dies einen Interessenkonflikt
bedeuten, insbesondere dann, wenn BlackRock
oder die beteiligten Portfoliomanager aus einer
Aktivitat im Vergleich zu anderen eine hdhere Ver-
gltung erhalten. Diese Aktivitat kann sich aus der
Tatsache ergeben, dass dieses Wertpapier von
verschiedenen Portfoliomanagement-Teams unter-
schiedlich eingeschatzt wird oder dass gerade Risi-
komanagement-Strategien implementiert werden
und bestimmte Richtlinien und Verfahren in diesen
Situationen nicht allgemein Anwendung finden.
Dieser Konflikt kann auch auftreten, wenn inner-
halb desselben Portfoliomanagement-Teams so-
wohl Long-Only-Mandate als auch Long-Short-
Mandate oder Short-Only-Mandate bestehen oder
bei der Implementierung von Risikomanagement-
Strategien. Wenn Mandate dieser Art innerhalb
desselben Portfoliomanagement-Teams bestehen,
dirfen Short-Positionen fir ein Wertpapier in eini-
gen Portfolios, fur das Long-Positionen in anderen
Portfolios bestehen, oder Long-Positionen fir ein
Wertpapier in einigen Portfolios, fir das Short-
Positionen in anderen Portfolios bestehen, nur im
Einklang mit festgelegten Richtlinien und Verfahren
abgewickelt werden.

Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass ein
angemessenes Treuhandprinzip herrscht und ge-
genldufige Transaktionen so ausgefihrt werden,
dass keine bestimmte Kundengruppe systematisch
bevorzugt oder benachteiligt wird. Die Compliance
Gruppe von BlackRock (iberwacht diese Richtlinien
und Verfahren und kann deren Anderung oder die
Einstellung bestimmter Aktivitdten fordern, um
Konflikte auf das MindestmaB zu beschranken.
Ausnahmen von diesen Richtlinien und Verfahren
bedlirfen der Genehmigung durch die Compliance
Gruppe.

Unterschiedliche Ansichten in Bezug auf die kurz-
und langfristige Wertentwicklung eines Wertpa-
piers, welche das Eingehen unterschiedlicher Posi-
tionen fir dasselbe Wertpapier zum selben Zeit-
punkt rechtfertigen wirden, wiirden beispielsweise
unter das Treuhandprinzip fallen. Fir Long-Only-
Konten konnte es in diesem Sinne unangebracht
sein, das Wertpapier zu verkaufen, wahrend es fur
kurzfristig orientierte Konten mit einem Short-
Mandat zweckmaBig sein kdnnte, in dem Wertpa-
pier kurzfristig eine Short-Position einzugehen. Der
Versuch, die Auswirkungen der Wertentwicklung
einer bestimmten Sparte eines Unternehmens zu
neutralisieren, indem eine gegenldufige Position in
einem anderen Unternehmen aufgebaut wird, des-
sen Geschaft im Wesentlichen mit dem fraglichen

45



Segment vergleichbar ist, kann ebenfalls auf die-
sem Prinzip beruhen.

Aufgrund der Bemuhungen von BlackRock, derarti-
ge Konflikte wirkungsvoll zu handhaben, k&nnen
bestimmte Anlagemadglichkeiten flir die Kunden
eventuell nicht wahrgenommen werden, oder es
kann sein, dass BlackRock Geschafte in anderer
Weise abwickelt, als wenn diese Konflikte nicht
vorhanden waren. Hierdurch kann wiederum die
Anlageperformance beeintrachtigen werden.

Die Gesellschaften der BlackRock Gruppe konnen
im Hinblick auf die BlackRock Fonds (oder Teile
eines BlackRock Fonds), fir die sie Anlageverwal-
tungs- und -beratungsdienste erbringen, Broker
(einschlieBlich, jedoch nicht beschrankt auf Broker,
die mit BlackRock verbunden sind) beauftragen,
die direkt oder Uber eine Drittpartei oder Uber
vergleichbare Beziehungen Research- oder Ausfih-
rungsdienstleistungen fir BlackRock erbringen.
Voraussetzung ist, dass sie nach Ansicht der
BlackRock Gruppe eine gesetzlich vertretbare und
angemessene Unterstitzung fir die betreffenden
Gesellschaften der BlackRock Gruppe in Prozessen
der Anlageentscheidung oder Auftragsausfiihrung
darstellen und begriindeterweise erwartet werden
kann, dass der Gesellschaft insgesamt Vorteile aus
der Bereitstellung dieser Dienste erwachsen und
diese der Wertentwicklung der BlackRock Fonds
zugute kommen. Zu diesen Research- oder Ausflih-
rungsdienstleistungen gehdren u.a., sofern dies im
Rahmen der anwendbaren Gesetze gestattet ist -
Research zu Unternehmen, Branchen und Wertpa-
pieren, wirtschaftliche und finanzielle Informatio-
nen und Analysen sowie Software flr quantitative
Analysen. Die auf diese Weise erhaltenen Rese-
arch- oder Ausfiihrungsdienstleistungen k&nnen
nicht nur flir das Konto, dessen Provisionen zur
Bezahlung fur diese Dienstleistungen eingesetzt
wurden, sondern auch fir weitere Kundenkonten
der BlackRock Gruppe genutzt werden. Solche
Gulter und Dienstleistungen beinhalten ausdriicklich
keine Reisen, Unterbringung, Bewirtung, Waren
oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit all-
gemeiner Verwaltung, Rechnerhardware, allgemei-
ne Buroausstattung oder Burordume, Mitgliedsbei-
trédge, Mitarbeitergehélter oder direkte Geldzahlun-
gen. Soweit BlackRock die Gelder aus Provisions-
zahlungen ihrer Kunden fir die Bereitstellung von
Research- oder Ausfiihrungsdienstleistungen ein-
setzt, mussen Gesellschaften der BlackRock Gruppe
nicht selbst fiir diese Produkte und Dienste zahlen.
Gesellschaften der BlackRock Gruppe kdnnen Re-
search- oder Abwicklungsdienste in Anspruch neh-
men, die unter die von einem bestimmten Bro-
ker/Handler  erbrachten  Auftragsausfiihrungs-,
Clearing- und/oder Abwicklungsdienste fallen.
Soweit eine Gesellschaft der BlackRock Gruppe
Research- oder Ausflihrungsdienstleistungen auf
dieser Grundlage nutzt, bestehen mdglicherweise
dieselben Konflikte im Zusammenhang mit der
Bereitstellung dieser Dienste Uber Vereinbarungen
mit Dritten. Beispielsweise wird das Research ef-
fektiv durch die Kundenprovisionen bezahlt, die
auch zur Bezahlung der Ausfuhrungs-, Clearing-
und Ausfuhrungsdienstleistungen verwendet wer-
den, die der Broker/Hé&ndler erbracht hat. Sie wer-
den daher nicht von dieser Gesellschaft der Black-
Rock Gruppe bezahlt.

Jede Gesellschaft der BlackRock Gruppe kann vor-
behaltlich des Best-Execution-Grundsatzes bestrebt
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sein, diese Auftrage Uber Broker auszufiihren, die
im Sinne solcher Vereinbarungen Research- oder
Ausfihrungsdienste erbringen. Auf diese Weise ist
sichergestellt, dass kontinuierliche Research- oder
Ausfiihrungsdienstleistungen erbracht werden, die
nach Uberzeugung der Gesellschaft der BlackRock
Gruppe nutzlich fir ihre Prozesse der Anlageent-
scheidung und Auftragsausfihrung sind. Eine Ge-
sellschaft der BlackRock Gruppe kann hdhere Ge-
blhrensatze zahlen oder scheinbar héhere Geblih-
rensatze, als sie andernfalls bezahlt hatte, entrich-
tet haben, um Research- oder Ausfiihrungsdienste
zu erhalten, wenn diese Gesellschaft der BlackRock
Gruppe nach Treu und Glauben feststellt, dass die
gezahlte Provision im Verhédltnis zum Wert der
bereitgestellten Research- oder Ausfiihrungsdienste
angemessen ist. BlackRock Gruppe ist Uberzeugt,
dass ihre Prozesse des Investmentresearch und der
Auftragsausfiihrung verbessert werden, wenn Pro-
visionsgelder fir die Bereitstellung von Research-
oder Ausfiuhrungsdiensten eingesetzt werden.
Gleichzeitig verbessern sich die Aussichten auf
héhere Anlagerenditen.

BlackRock Gruppe kann ohne vorherige Mitteilung
an die Kunden der BlackRock Gruppe gegebenen-
falls beschlieBen, die oben beschriebenen Verein-
barungen zu andern, oder beschlieBen, sich in
unterschiedlichem MaBe dadurch zu binden, soweit
dies nach den anwendbaren Gesetzen zuldssig ist.

Definitionen fir die in dieser Nummer genannten
folgenden Begriffe:

,BlackRock Fonds": Fonds, die von der BlackRock
Gruppe verwaltet werden, nicht aber von der
BlackRock Asset Management Deutschland AG.

»BlackRock Gruppe": Unternehmen der BlackRock,
Inc. sowie Tochtergesellschaften und mit dem
Unternehmen verbundene Personen.



Uberblick Uiber die bestehenden Anteilklassen

36. Uberblick iiber die bestehenden Anteilklassen des Sondervermdgens
iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF (DE)

Anteilklassenbezeichnung

iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF (DE)
EUR (Dist)

Wertpapierkennnummer/ISIN

WKN 628 947/ISIN DE0006289473

Borsengelistet

ja

Hohe der Verwaltungsvergitung

0,15 %

Borsenhandel

Frankfurter Wertpapierborse, Bolsa Mexicana

Hohe des Ausgabeaufschlags

2 %; beim Kauf Uber die Borse fallt kein Ausgabeaufschlag an

Hohe des Ricknahmeabschlags

1 %; beim Verkauf Uber die Borse fallt kein Rlicknahmeabschlag an

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge- nein

schafte

Wahrung EUR
Ertragsverwendung Ausschittend

Anteilklassenbezeichnung

iShares eb.rexx® Government Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF (DE)
MXN Hedged (Acc)

Wertpapierkennnummer/ISIN

WKN A2QP36/ISIN DEOOOA2QP364

Borsengelistet ja
Hohe der Verwaltungsvergitung 0,17 %
Borsenhandel CBOE

Hohe des Ausgabeaufschlags

2 %; beim Kauf Uber die Borse fallt kein Ausgabeaufschlag an

Hohe des Ricknahmeabschlags

1 %; beim Verkauf Uber die Borse fallt kein Riicknahmeabschlag an

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge- nein

schafte

Wahrung MXN
Ertragsverwendung Thesaurierend
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37. Uberblick iiber die bestehenden Anteilklassen des Sondervermdgens
iShares eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5yr UCITS ETF (DE)

Anteilklassenbezeichnung

iShares eb.rexx® Government Germany 2.5-5.5yr UCITS ETF (DE)

Wertpapierkennnummer/ISIN

WKN 628 948/ISIN DE0006289481

Borsengelistet

ja

Hohe der Verwaltungsvergitung

0,15 %

Bodrsenhandel

Frankfurter Wertpapierborse

Hohe des Ausgabeaufschlags

2 %; beim Kauf Uber die Borse fallt kein Ausgabeaufschlag an

Hohe des Ricknahmeabschlags

1 %; beim Verkauf Uber die Borse fallt kein Riicknahmeabschlag an

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge- nein

schafte

Wahrung EUR
Ertragsverwendung Ausschittend

38. Uberblick iiber die bestehenden Anteilklassen des Sondervermdgens
iShares eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5yr UCITS ETF (DE)

Anteilklassenbezeichnung

iShares eb.rexx® Government Germany 5.5-10.5yr UCITS ETF (DE)

Wertpapierkennnummer/ISIN

WKN 628 949/ISIN DE0006289499

Bdrsengelistet

ja

Hohe der Verwaltungsvergitung

0,15 %

Borsenhandel

Frankfurter Wertpapierborse

Hohe des Ausgabeaufschlags

2 %; beim Kauf Gber die Borse fallt kein Ausgabeaufschlag an

Hohe des Ricknahmeabschlags

1 %; beim Verkauf Uber die Borse fallt kein Rlicknahmeabschlag an

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge- nein

schafte

Wahrung EUR
Ertragsverwendung Ausschittend

39. Uberblick iiber die bestehenden Anteilklassen des Sondervermdgens
iShares eb.rexx® Government Germany 10.5+yr UCITS ETF (DE)

Anteilklassenbezeichnung

iShares eb.rexx® Government Germany 10.5+yr UCITS ETF (DE)

Wertpapierkennnummer/ISIN

WKN AOD 8Q3/ISIN DEOOOAOD8Q31

Borsengelistet

ja

Hohe der Verwaltungsvergitung

0,15 %

Borsenhandel

Frankfurter Wertpapierborse

Hohe des Ausgabeaufschlags

2 %; beim Kauf Gber die Borse fallt kein Ausgabeaufschlag an

Hohe des Ricknahmeabschlags

1 %; beim Verkauf Uber die Borse fallt kein Riicknahmeabschlag an

Wertpapier-Darlehens- und Pensionsge- nein

schafte

Wahrung EUR
Ertragsverwendung Ausschittend
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Allgemeine
Anlagebedingungen.

Allgemeine Anlagebedingungen zur Regelung des
Rechtsverhaltnisses zwischen den Anlegern und der
BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Minchen, (nachstehend , Gesellschaft® genannt) fir
die von der Gesellschaft gemaB der OGAW-Richt-
linie verwalteten Sondervermdgen (nachstehend
+~OGAW-Sondervermdgen® genannt), die nur in
Verbindung mit den fir das jeweilige OGAW-Son-
dervermdégen aufgestellten , Besonderen Anlagebe-
dingungen® gelten.

§ 1 Grundlagen.
1.

Die Gesellschaft ist eine Kapitalverwaltungsge-
sellschaft und unterliegt den Vorschriften des
Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB).

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld
im eigenen Namen fir gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger nach dem Grundsatz der Risi-
komischung in den nach dem KAGB zugelasse-
nen Vermdgensgegenstanden gesondert vom
eigenen Vermdgen in Form von OGAW-Sonder-
vermégen an. Uber die hieraus sich ergebenden
Rechte der Anleger werden von ihr Sammelur-
kunden ausgestellt. Der Geschaftszweck des
OGAW-Sondervermdgens ist auf die Kapitalan-
lage gemaB einer festgelegten Anlagestrategie
im Rahmen einer kollektiven Vermdgensverwal-
tung mittels der bei ihm eingelegten Mittel be-
schrankt; eine operative Tatigkeit und eine ak-
tive unternehmerische Bewirtschaftung der ge-
haltenen Vermdgensgegenstande ist ausge-
schlossen.

3. Das Rechtsverhaltnis zwischen der Gesellschaft
und dem Anleger richtet sich nach den Allge-
meinen Anlagebedingungen (AABen) und den
Besonderen Anlagebedingungen (BABen) des
OGAW-Sondervermdgens und dem KAGB.

§ 2 Verwahrstelle.

1. Die Gesellschaft bestellt fiir das OGAW-Sonder -
vermdgen ein Kreditinstitut als Verwahrstelle;
die Verwahrstelle handelt unabhdngig von der
Gesellschaft und ausschlieBlich im Interesse der
Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle
richten sich nach dem mit der Gesellschaft ge-
schlossenen Verwahrstellenvertrag, nach dem
KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach
MaBgabe des § 73 KAGB auf ein anderes Unter-
nehmen (Unterverwahrer) auslagern. Naheres
hierzu enthalt der Verkaufsprospekt.

4. Die Verwahrstelle haftet gegenuber dem
OGAW-Sondervermdgen oder gegenliber den
Anlegern fir das Abhandenkommen eines ver-
wahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72
Absatz 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle
oder durch einen Unterverwahrer, dem die

Verwahrung von Finanzinstrumenten nach § 73
Absatz 1 KAGB ubertragen wurde. Die Verwahr-
stelle haftet nicht, wenn sie nachweisen kann,
dass das Abhandenkommen auf auBere Ereig-
nisse zurlickzuflihren ist, deren Konsequenzen
trotz aller angemessenen GegenmaBnahmen
unabwendbar waren. Weitergehende Anspru-
che, die sich aus den Vorschriften des birgerli-
chen Rechts auf Grund von Vertrdgen oder un-
erlaubten Handlungen ergeben, bleiben unbe-
rihrt. Die Verwahrstelle haftet auch gegeniiber
dem OGAW-Sondervermdgen oder den Anle-
gern flr sdmtliche sonstigen Verluste, die diese
dadurch erleiden, dass die Verwahrstelle fahr-
lassig oder vorsatzlich ihre Verpflichtungen
nach den Vorschriften des KAGB nicht erflllt.
Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer
etwaigen Ubertragung der Verwahraufgaben
nach Absatz 3 Satz 1 unberihrt.

§ 3 Fondsverwaltung.

Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Ver-
mogensgegenstande im eigenen Namen flr
gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit
der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorg-
falt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhangig von
der Verwahrstelle und ausschlieBlich im Inte-
resse der Anleger.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den
Anlegern eingelegten Geld die Vermdgensge-
genstdande zu erwerben, diese wieder zu verau-
Bern und den Erldés anderweitig anzulegen; sie
ist ferner ermachtigt, alle sich aus der Ver-
waltung der Vermdgensgegenstdnde ergeben-
den sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

3. Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche

Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen ge-

wahren noch Verpflichtungen aus einem Birg-

schafts- oder einem Garantievertrag eingehen;
sie darf keine Vermoégensgegenstdnde nach

MaBgabe der §§ 193, 194 und 196 KAGB ver-

kaufen, die im Zeitpunkt des Geschaftsab-

schlusses nicht zum OGAW-Sondervermdgen
gehoren. § 197 KAGB bleibt unberihrt.

[y

§ 4 Anlagegrundsatze.

Die Gesellschaft bestimmt in den BABen, welche
Vermdgensgegenstdnde fir das OGAW-Sonderver-
mdgen erworben werden dirfen. Das OGAW-
Sondervermdgen wird unmittelbar oder mittelbar
nach dem Grundsatz der Risikomischung angelegt.

§ 5 Wertpapiere.

Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen
vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des
§ 198 KAGB fur Rechnung des OGAW-Sonderver-
mdgens Wertpapiere nur erwerben, wenn
a) sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der
Europaischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens uber den Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum zum Handel zu-
gelassen oder dort an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind,
b) sie ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb
der Mitgliedstaaten der Europaischen Union
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oder auBerhalb der anderen Vertragsstaaten
des Abkommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen
oder in einem dieser Staaten an einem an-
deren organisierten Markt zugelassen oder
in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl
dieser Borse oder dieses organisierten Mark-
tes von der Bundesanstalt flr Finanzdienst-
leistungsaufsicht (Bundesanstalt) zugelas-
sen ist®,

c) ihre Zulassung an einer Boérse in einem Mit-
gliedstaat der Europdischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Europdischen Wirtschafts-
raum zum Handel oder ihre Zulassung an
einem organisierten Markt oder ihre Einbe-
ziehung in diesen Markt in einem Mitglied-
staat der Europaischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den Europdischen Wirtschaftsraum nach den
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, so-
fern die Zulassung oder Einbeziehung dieser
Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ih-
rer Ausgabe erfolgt,

d) ihre Zulassung an einer Bdrse zum Handel
oder ihre Zulassung an einem organisierten
Markt oder die Einbeziehung in diesen au-
Berhalb der Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union oder auBerhalb der anderen
Vertragsstaaten des Abkommens (iber den
Europdischen Wirtschaftsraum nach den
Ausgabebedingungen zu beantragen ist, so-
fern die Wahl dieser Bdrse oder dieses or-
ganisierten Marktes von der Bundesanstalt
zugelassen ist und die Zulassung oder Ein-
beziehung dieser Wertpapiere innerhalb ei-
nes Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sonderver-
mdgen bei einer Kapitalerhéhung aus Ge-
sellschaftsmitteln zustehen,

f) sie in Ausibung von Bezugsrechten, die
zum OGAW-Sondervermdgen gehoren, er-
worben werden,

g) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193
Absatz 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kri-
terien erfullen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buch-
staben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusatzlich
die Voraussetzungen des § 193 Absatz 1 Satz 2
KAGB erfullt sind. Erwerbbar sind auch Bezugs-
rechte, die aus Wertpapieren herriihren, welche
ihrerseits nach diesem § 5 erwerbbar sind.

§ 6 Geldmarktinstrumente.

1.

Sofern die BABen keine weiteren Einschrankun-
gen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehalt-
lich des § 198 KAGB fiur Rechnung des OGAW-
Sondervermdgens Instrumente, die Ublicher-
weise auf dem Geldmarkt gehandelt werden,
sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeit-
punkt ihres Erwerbs flir das OGAW-Sonder-
vermdgen eine restliche Laufzeit von hochstens
397 Tagen haben, deren Verzinsung nach den
Ausgabebedingungen wahrend ihrer gesamten
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Die , Liste der zugelassenen Borsen und der anderen organisier-
ten Markte gemaB § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB" wird auf der
Internetseite der Bundesanstalt veroffentlicht. www.bafin.de

Laufzeit regelmaBig, mindestens aber einmal in
397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder
deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher
Wertpapiere entspricht (Geldmarktinstrumen-
te), erwerben. Geldmarktinstrumente dirfen fur
das OGAW-Sondervermégen nur erworben wer-
den, wenn sie
a) an einer Borse in einem Mitgliedstaat der
Europaischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Eu-
ropadischen Wirtschaftsraum zum Handel zu-
gelassen oder dort an einem anderen orga-
nisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind,

b) ausschlieBlich an einer Borse auBerhalb der
Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder
auBerhalb der anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europdischen Wirt-
schaftsraum zum Handel zugelassen oder
dort an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
sofern die Wahl dieser Borse oder dieses or-
ganisierten Marktes von der Bundesanstalt
zugelassen ist?,

c) von der Europadischen Union, dem Bund, ei-
nem Sondervermdgen des Bundes, einem
Land, einem anderen Mitgliedstaat oder ei-
ner anderen zentralstaatlichen, regionalen
oder lokalen Gebietskorperschaft oder der
Zentralbank eines Mitgliedstaates der Euro-
paischen Union, der Europaischen Zentral-
bank oder der Europdischen Investitions-
bank, einem Drittstaat oder, sofern dieser
ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses
Bundesstaates oder von einer internationa-
len offentlich-rechtlichen Einrichtung, der
mindestens ein Mitgliedstaat der Europai-
schen Union angehdrt, begeben oder garan-
tiert werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden,
dessen Wertpapiere auf den unter den
Buchstaben a) und b) bezeichneten Markten
gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im
Recht der Europaischen Union festgelegten
Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder
einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestim-
mungen, die nach Auffassung der Bundes-
anstalt denjenigen des Rechts der Europai-
schen Union gleichwertig sind, unterliegt
und diese einhalt, begeben oder garantiert
werden, oder

f) von anderen Emittenten begeben werden
und diese den Anforderungen des § 194 Ab-
satz 1 Nr. 6 KAGB entsprechen.

Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1

dirfen nur erworben werden, wenn sie die je-

weiligen Voraussetzungen des § 194 Absatz 2

und 3 KAGB erfiillen.

§ 7 Bankguthaben.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-
Sondervermdgens Bankguthaben halten, die eine
Laufzeit von hochstens zwolf Monaten haben. Die

Die , Liste der zugelassenen Borsen und der anderen organisier
ten Méarkte gemaB § 193 Abs. 1 Nr. 2 und 4 KAGB" wird auf der
Internetseite der Bundesanstalt verdffentlicht. www.bafin.de
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auf Sperrkonten zu fihrenden Guthaben koénnen
bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitglied-
staat der Europaischen Union oder einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europai-
schen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die
Guthaben kdénnen auch bei einem Kreditinstitut mit
Sitz in einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestim-
mungen nach Auffassung der Bundesanstalt denje-
nigen des Rechts der Europaischen Union gleich-
wertig sind, gehalten werden. Sofern in den BABen
nichts anderes bestimmt ist, kdnnen die Bankgut-
haben auch auf Fremdwahrung lauten.

§ 8 Investmentanteile.

1.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges be-
stimmt ist, kann die Gesellschaft fir Rechnung
des OGAW-Sondervermoégens Anteile an In-
vestmentvermdgen gemaB der Richtlinie
2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an an-
deren inlandischen Sondervermégen und In-
vestmentaktiengesellschaften mit verdnderli-
chem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF
und ausldndischen offenen AIF, kdnnen erwor-
ben werden, sofern sie die Anforderungen des
§ 196 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfillen.

Anteile an inlandischen Sondervermdgen und
Investmentaktiengesellschaften mit veranderli-
chem Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF
und an auslandischen offenen AIF, darf die Ge-
sellschaft nur erwerben, wenn nach den Anla-
gebedingungen oder der Satzung der Kapital-
verwaltungsgesellschaft, der Investmentaktien-
gesellschaft mit verdnderlichem Kapital, des
EU-Investmentvermdgens, der EU-Verwaltungs-
gesellschaft, des ausldndischen AIF oder der
auslandischen AIF-Verwaltungsgesellschaft ins-
gesamt hochstens 10 Prozent des Wertes ihres
Vermogens in Anteilen an anderen inldndischen
Sondervermdgen, Investmentaktiengesellschaf-
ten mit veranderlichem Kapital, offenen EU-
Investmentvermdgen oder auslandischen offe-
nen AIF angelegt werden dulrfen.

§ 9 Derivate.

1.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges be-
stimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen
der Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens
Derivate gemaB § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB
und Finanzinstrumente mit derivativer Kompo-
nente gemaB § 197 Absatz 1 Satz 2 KAGB ein-
setzen. Sie darf - der Art und dem Umfang der
eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente
mit derivativer Komponente entsprechend - zur
Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Ab-
satz 2 KAGB festgesetzten Marktrisikogrenze
fir den Einsatz von Derivaten und Finanzin-
strumenten mit derivativer Komponente entwe-
der den einfachen oder den qualifizierten An-
satz im Sinne der gemaB § 197 Absatz 3 KAGB
erlassenen ,Verordnung Uuber Risikomanage-
ment und Risikomessung beim Einsatz von De-
rivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsge-
schaften in Investmentvermdgen nach dem Ka-
pitalanlagegesetzbuch" (DerivateV) nutzen; das
Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz
nutzt, darf sie regelmaBig nur Grundformen von
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente oder Kombinationen aus diesen

Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivati-
ver Komponente sowie gemaB3 § 197 Absatz 1
Satz 1 KAGB zulassigen Basiswerten im OGAW -
Sondervermdgen einsetzen. Komplexe Derivate
mit gemaB § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zulds-
sigen Basiswerten dirfen nur zu einem ver-
nachlassigbaren Anteil eingesetzt werden. Der
nach MaBgabe von § 16 DerivateV zu ermit-
telnde Anrechnungsbetrag des OGAW-Sonder-
vermoégens flr das Marktrisiko darf zu keinem
Zeitpunkt den Wert des OGAW-Sondervermo-
gens Ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach
§ 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von
Investmentanteilen nach § 196 KAGB,

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Ba-
siswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit
Ausnahme von Investmentanteilen nach
§ 196 KAGB und auf Terminkontrakte nach
Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigen-
schaften aufweisen:

aa) eine Auslbung ist entweder wahrend der
gesamten Laufzeit oder zum Ende der
Laufzeit moglich und

bb) der Optionswert hangt zum Ausibungs-
zeitpunkt linear von der positiven oder
negativen Differenz zwischen Basispreis
und Marktpreis des Basiswerts ab und
wird null, wenn die Differenz das andere
Vorzeichen hat;

c) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-
Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), so-
fern sie die in Buchstabe b) unter Buchsta-
ben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaf-
ten aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen ein-
zelnen Basiswert beziehen (Single Name
Credit Default Swaps).

Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz

nutzt, darf sie - vorbehaltlich eines geeigneten

Risikomanagementsystems - in jegliche Finan-

zinstrumente mit derivativer Komponente oder

Derivate investieren, die von einem gemaB

§ 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB zuldssigen Basis-

wert abgeleitet sind.

Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermdgen

zuzuordnende potenzielle Risikobetrag fir das

Marktrisiko (,Risikobetrag") zu keinem Zeit-

punkt das Zweifache des potenziellen Risikobe-

trags fur das Marktrisiko des zugehorigen Ver-
gleichsvermdgens gemdB § 9 der DerivateV

Ubersteigen. Alternativ darf der Risikobetrag zu

keinem Zeitpunkt 20 Prozent des Wertes des

OGAW-Sondervermdgens Ubersteigen.

Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft

bei diesen Geschdften von den in den Anlage-

bedingungen oder von den im Verkaufsprospekt
genannten Anlagegrundsatzen und -grenzen
abweichen.

Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzin-

strumente mit derivativer Komponente zum

Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfo-

liosteuerung und der Erzielung von Zusatzer-

tragen einsetzen, wenn und soweit sie dies im

Interesse der Anleger flir geboten halt.
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6. Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze flr
den Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente darf die
Gesellschaft jederzeit gemaB § 6 Satz 3 der De-
rivateV zwischen dem einfachen und dem quali-
fizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf
nicht der Genehmigung durch die Bundesan-
stalt, die Gesellschaft hat den Wechsel jedoch
unverziglich der Bundesanstalt anzuzeigen und
im néachstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbe-
richt bekannt zu machen.

7. Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstru-
menten mit derivativer Komponente wird die
Gesellschaft die DerivateV beachten.

§ 10 Sonstige Anlageinstrumen-
te.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges be-
stimmt ist, kann die Gesellschaft fiir Rechnung des
OGAW-Sondervermdgens bis zu 10 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdégens in Sonstige
Anlageinstrumente gemaB § 198 KAGB anlegen.

§ 11 Emittentengrenzen und An-
lagegrenzen.

1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im
KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebe-
dingungen festgelegten Grenzen und Beschran-
kungen zu beachten.

2. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente ein-
schlieBlich der in Pension genommenen Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente desselben
Emittenten dirfen bis zu 5 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermégens erworben wer-
den; in diesen Werten diurfen jedoch bis zu
10 Prozent des Wertes des OGAW-Sonderver-
mogens angelegt werden, wenn der Gesamt-
wert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumen-
te dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens nicht Ubersteigt.

3. Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen,
Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumen-
te, die vom Bund, einem Land, der Europai-
schen Union, einem Mitgliedstaat der Europai-
schen Union oder seinen Gebietskérperschaf-
ten, einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum,
einem Drittstaat oder von einer internationalen
Organisation, der mindestens ein Mitgliedstaat
der Europaischen Union angehdrt, ausgegeben
oder garantiert worden sind, jeweils bis zu 35
Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermd-
gens anlegen.

4. In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschrei-
bungen sowie Schuldverschreibungen, die von
Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat
der Europadischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum ausgegeben worden
sind, darf die Gesellschaft jeweils bis zu 25 Pro-
zent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens
anlegen, wenn die Kreditinstitute auf Grund ge-
setzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber
dieser Schuldverschreibungen einer besonderen
offentlichen Aufsicht unterliegen und die mit der
Ausgabe der Schuldverschreibungen aufge-
nommenen Mittel nach den gesetzlichen Vor-
schriften in Vermodgenswerten angelegt werden,
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die wahrend der gesamten Laufzeit der Schuld-
verschreibungen die sich aus ihnen ergebenden
Verbindlichkeiten ausreichend decken und die
bei einem Ausfall des Emittenten vorrangig fir
die fallig werdenden Ruckzahlungen und die
Zahlung der Zinsen bestimmt sind. Legt die Ge-
sellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens in Schuldverschrei-
bungen desselben Emittenten nach Satz 1 an,
so darf der Gesamtwert dieser Schuldverschrei-
bungen 80 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens nicht Ubersteigen.

Die Grenze in Absatz 3 darf flir Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten
nach MaBgabe von § 206 Absatz 2 KAGB (ber-
schritten werden, sofern die BABen dies unter
Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen.
In diesen Fédllen muissen die fir Rechnung des
OGAW-Sondervermdgens gehaltenen Wertpa-
piere und Geldmarktinstrumente aus min-
destens sechs verschiedenen Emissionen
stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermégens in einer
Emission gehalten werden dirfen.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermégens in Bank-
guthaben nach MaBgabe des § 195 KAGB bei
demselben Kreditinstitut anlegen.

Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine
Kombination aus:

a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten,
die von ein und derselben Einrichtung bege-
ben werden,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung, und

c) Anrechnungsbetragen fir das Kontrahenten-
risiko der mit dieser Einrichtung eingegan-
genen Geschafte,

20 Prozent des Wertes des OGAW-Sonderver-
mogens nicht Ubersteigt. Satz 1 gilt fir die in
Absatz 3 und 4 genannten Emittenten und Ga-
rantiegeber mit der MaBgabe, dass die Gesell-
schaft sicherzustellen hat, dass eine Kombinati-
on der in Satz 1 genannten Vermdgensgegen-
stande und Anrechnungsbetrdge 35 Prozent des
Wertes des jeweiligen Sondervermdégens nicht
Ubersteigt. Die jeweiligen Einzelobergrenzen
bleiben in beiden Fallen unberihrt.

Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldver-
schreibungen, Schuldscheindarlehen und Geld-
marktinstrumente werden bei der Anwendung
der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 Pro-
zent nicht bericksichtigt. Die in den Absatzen 2
bis 4 und Absatzen 6 bis 7 genannten Grenzen
dirfen abweichend von der Regelung in Absatz
7 nicht kumuliert werden.

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges
bestimmt ist, darf die Gesellschaft in Anteilen
an Investmentvermdgen nach MaBgabe des § 8
nur bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdégens anlegen. Dabei darf die
Gesellschaft fur Rechnung des OGAW-Sonder-
vermogens nicht mehr als 25 Prozent der
ausgegebenen Anteile eines anderen offenen
inlandischen, EU- oder auslandischen Invest-
mentvermdgens, das nach dem Grundsatz der
Risikomischung in Vermoégensgegenstande im
Sinne der §§ 192 bis 198 KAGB angelegt ist,
erwerben.



§

1.

§

12 Verschmelzung.

Die Gesellschaft darf nach MaBgabe der §§ 181
bis 191 KAGB
a) samtliche Vermdgensgegenstande und Ver-
bindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermo-
gens auf ein anderes bestehendes oder ein
neues, dadurch gegrindetes inlandisches
OGAW-Sondervermégen, einen EU-OGAW
oder eine OGAW-Investmentaktiengesell-
schaft mit veranderlichem Kapital Ubertra-
gen; oder
b) samtliche Vermégensgegenstdande und Ver-
bindlichkeiten eines anderen offenen Publi-
kumsinvestmentvermogens in dieses
OGAW-Sondervermdgen aufnehmen.
Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung
der jeweils zustandigen Aufsichtsbehorde. Die
Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus
den §§ 181 bis 191 KAGB.
Das OGAW-Sondervermdgen darf nur mit ei-
nem Publikumsinvestmentvermdgen verschmol-
zen werden, das kein OGAW ist, wenn das
Ubernehmende oder neugegriindete Invest-
mentvermoégen weiterhin ein OGAW ist. Ver-
schmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-
Sondervermdgen kdnnen darlber hinaus gemai
den Vorgaben des Artikels 2 Absatz 1 Buchsta-
be p Zifferiii der Richtlinie 2009/65/EG erfol-
gen.

13 Kreditaufnahme.

Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Hohe
von 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sonder-
vermogens aufnehmen, wenn die Bedingungen der
Kreditaufnahme marktiblich sind und die Verwahr-
stelle der Kreditaufnahme zustimmt.

§

1.

14 Anteile.

Die Anteile am OGAW-Sondervermégen lauten
auf den Inhaber und werden in einer Sam-
melurkunde verbrieft; die Ausgabe von Ein-
zelurkunden ist ausgeschlossen. Mit dem Er-
werb eines Anteils am OGAW-Sondervermdgen
erwirbt der Anleger einen Miteigentumsanteil an
der Sammelurkunde. Dieser ist ubertragbar,
soweit in den BABen nichts Abweichendes gere-
geltist.

Die Anteile konnen verschiedene Ausgestal-
tungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags,
des Ricknahmeabschlags, der Verwaltungsver-
gitung, der Mindestanlagesumme, der Wah-
rung des Anteilswerts oder einer Kombination
dieser Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Ein-
zelheiten sind in den BABen festgelegt.

15 Ausgabe und Ricknahme
von Anteilen, Ricknahme-
aussetzung.

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grund-
satzlich nicht beschrankt. Die Gesellschaft be-
halt sich vor, die Ausgabe von Anteilen vo-
ribergehend oder vollstandig einzustellen.

Die Anteile kdonnen bei der Gesellschaft, der
Verwahrstelle, bei Dritten oder durch Vermitt-

lung Dritter erworben werden. Die BABen kén-
nen vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten
Anlegern erworben und gehalten werden dir-
fen.

Die Anleger kdonnen von der Gesellschaft die
Ricknahme der Anteile verlangen. Die Gesell-
schaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils
geltenden Ricknahmepreis fir Rechnung des
OGAW-Sondervermdgens zurlickzunehmen.
Ricknahmestelle ist die Verwahrstelle.

Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die
Ricknahme der Anteile gemaB § 98 Absatz 2
KAGB auszusetzen, wenn auBergewdhnliche
Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter
Berucksichtigung der Interessen der Anleger er-
forderlich erscheinen lassen.

Die Gesellschaft hat die Anleger durch Be-
kanntmachung im Bundesanzeiger und dartber
hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirt-
schafts- oder Tageszeitung oder in den in dem
Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen
Informationsmedien Uber die Aussetzung ge-
maB Absatz 4 und die Wiederaufnahme der
Ricknahme zu unterrichten. Die Anleger sind
Uber die Aussetzung und Wiederaufnahme der
Rucknahme der Anteile unverziglich nach der
Bekanntmachung im Bundesanzeiger mittels ei-
nes dauerhaften Datentragers zu unterrichten.

§ 16 Ausgabe- und Ricknahme-

preise.

Zur Errechnung des Ausgabe- und Ricknahme-
preises der Anteile werden die Verkehrswerte
der zum OGAW-Sondervermdgen gehdrenden
Vermodgensgegenstande abziiglich der aufge-
nommenen Kredite und sonstigen Verbindlich-
keiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch
die Zahl der umlaufenden Anteile geteilt (An-
teilwert). Werden gemaB § 14 Absatz 2 unter-
schiedliche Anteilklassen fir das OGAW-
Sondervermdégen eingefihrt, ist der Anteilwert
sowie der Ausgabe- und Ricknahmepreis fir
jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln. Die
Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt
gemaB 88§ 168 und 169 KAGB und der Kapital-
anlage-Rechnungslegungs- und Bewertungs-
verordnung (KARBV).

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am
OGAW-Sondervermégen, gegebenenfalls zuzlig-
lich eines in den BABen festzusetzenden Ausga-
beaufschlags gemaB § 165 Absatz 2 Nummer 8
KAGB. Der Riicknahmepreis entspricht dem An-
teilwert am OGAW-Sondervermdgen, gegebe-
nenfalls abzliglich eines in den BABen festzu-
setzenden Ricknahmeabschlags gemaB § 165
Absatz 2 Nummer 8 KAGB.

Der Abrechnungsstichtag fiur Anteilabrufe und
Ricknahmeauftrage ist spatestens der Uber-
nachste auf den Eingang des Anteilsabrufs-
bzw. Ricknahmeauftrags folgende Wertermitt-
lungstag, soweit in den BABen nichts anderes
bestimmt ist.

Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden
borsentaglich ermittelt. Soweit in den BABen
nichts weiteres bestimmt ist, kénnen die Ge-
sellschaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen
Feiertagen, die Borsentage sind, sowie am 24.
und 31. Dezember jedes Jahres von einer Er-
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§

In

mittlung des Wertes absehen; das Nahere re-
gelt der Verkaufsprospekt.

17 Kosten.

den BABen werden die Aufwendungen und die

der Gesellschaft, der Verwahrstelle und Dritten
zustehenden Vergitungen, die dem OGAW-
Sondervermdgen belastet werden konnen, ge-
nannt. Fir Vergltungen im Sinne von Satz 1 ist in
den BABen daruber hinaus anzugeben, nach wel-
cher Methode, in welcher Héhe und auf Grund
welcher Berechnung sie zu leisten sind.

§

1.
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18 Rechnungslegung.

Spatestens vier Monate nach Ablauf des Ge-
schaftsjahres des OGAW-Sondervermdgens
macht die Gesellschaft einen Jahresbericht, ein-
schlieBlich  Ertrags- und Aufwandsrechnung,
gemaB § 101 Absatz 1, 2 und 4 KAGB bekannt.
Spatestens zwei Monate nach der Mitte des
Geschaftsjahres macht die Gesellschaft einen
Halbjahresbericht gemaB § 103 KAGB bekannt.

Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-
Sondervermdgens wahrend des Geschéftsjahres
auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft
Ubertragen oder das OGAW-Sondervermégen
wahrend des Geschéftsjahres auf ein anderes
Sondervermdgen, eine OGAW-Investment-
aktiengesellschaft mit verdnderlichem Kapital
oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat die
Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag ei-
nen Zwischenbericht zu erstellen, der den An-
forderungen an einen Jahresbericht gemaB Ab-
satz 1 entspricht.

Wird das OGAW-Sondervermdgen abgewickelt,
hat die Verwahrstelle jahrlich sowie auf den
Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen
Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anfor-
derungen an einen Jahresbericht gemaB Ab-
satz 1 entspricht.

Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der
Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im Ver-
kaufsprospekt und in den wesentlichen Anleger-
informationen anzugeben sind, erhaltlich; sie
werden ferner im Bundesanzeiger bekannt ge-
macht.

19 Kindigung und Abwicklung
des OGAW-Sondervermo-
gens.

Die Gesellschaft kann die Verwaltung des
OGAW-Sondervermdgens mit einer Frist von
mindestens sechs Monaten durch Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger und dariber hinaus
im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kiindi-
gen. Die Anleger sind Uber eine nach Satz 1 be-
kannt gemachte Kiindigung mittels eines dau-
erhaften Datentragers unverziglich zu unter-
richten.

Mit dem Wirksamwerden der Kiindigung erlischt
das Recht der Gesellschaft, das OGAW-
Sondervermdgen zu verwalten. In diesem Falle
geht das OGAW-Sondervermdgen bzw. das Ver-
fugungsrecht Uber das OGAW-Sondervermdgen
auf die Verwahrstelle Gber, die es abzuwickeln
und an die Anleger zu verteilen hat. Fir die Zeit
der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen An-

spruch auf Vergitung ihrer Abwicklungstatigkeit
sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die fiir
die Abwicklung erforderlich sind. Mit Genehmi-
gung der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle
von der Abwicklung und Verteilung absehen
und einer anderen Kapitalverwaltungsgesell-
schaft die Verwaltung des OGAW-Sonderver-
mogens nach MaBgabe der bisherigen Anlage-
bedingungen Ubertragen.

Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr
Verwaltungsrecht nach MaBgabe des § 99 KAGB
erlischt, einen Auflésungsbericht zu erstellen,
der den Anforderungen an einen Jahresbericht
nach § 18 Absatz 1 entspricht.

§ 20 Wechsel der Kapitalverwal-

tungsgesellschaft und der
Verwahrstelle

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und
Verfligungsrecht Uber das OGAW-Sonderver-
mogen auf eine andere Kapitalverwaltungsge-
sellschaft Ubertragen. Die Ubertragung bedarf
der vorherigen Genehmigung durch die Bun-
desanstalt.

Die genehmigte Ubertragung wird im Bundes-
anzeiger und dartber hinaus im Jahresbericht
oder Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die
Anleger sind Uber eine nach Satz 1 bekannt
gemachte Ubertragung unverziiglich mittels ei-
nes dauerhaften Datentrdgers zu unterrichten.
Die Ubertragung wird frilhestens drei Monate
nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger
wirksam.

Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fur das
OGAW-Sondervermdgen wechseln. Der Wechsel
bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.

§ 21 Anderungen der Anlagebe-

dingungen.
Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen
andern.

Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen
der vorherigen Genehmigung durch die Bun-
desanstalt. Soweit die Anderungen nach Satz 1
Anlagegrundsatze des OGAW-Sondervermdgens
betreffen, bedirfen sie der vorherigen Zustim-
mung des Aufsichtsrates der Gesellschaft.

Samtliche vorgesehenen Anderungen werden
im Bundesanzeiger und dartber hinaus in einer
hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Ta-
geszeitung oder in den im Verkaufsprospekt be-
zeichneten elektronischen Informationsmedien
bekannt gemacht. In einer Verdffentlichung
nach Satz 1 ist auf die vorgesehenen Anderun-
gen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle
von Kostenanderungen im Sinne des § 162 Ab-
satz 2 Nummer 11 KAGB, Anderungen der An-
lagegrundsdtze des OGAW-Sondervermdgens
im Sinne des § 163 Absatz 3 KAGB oder Ande-
rungen in Bezug auf wesentliche Anlegerrechte
sind den Anlegern zeitgleich mit der Bekannt-
machung nach Satz 1 die wesentlichen Inhalte
der vorgesehenen Anderungen der Anlagebe-
dingungen und ihre Hintergriinde sowie eine In-
formation Uber ihre Rechte nach § 163 Absatz 3
KAGB in einer verstandlichen Art und Weise



mittels eines dauerhaften Datentrdgers gemafB
§ 163 Absatz 4 KAGB zu Ubermitteln.

4. Die Anderungen treten friihestens am Tag nach
ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in
Kraft, im Falle von Anderungen der Kosten und
der Anlagegrundsatze jedoch nicht vor Ablauf
von drei Monaten nach der entsprechenden Be-
kanntmachung.

§ 22 Erflullungsort.

Erfullungsort ist der Sitz der Gesellschaft.
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Besondere Anlage-
bedingungen flr das
OGAW-Sondervermo-
gen iShares eb.rexx®
Government Germany
1.5-2.5yr UCITS ETF

(DE).

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des
Rechtsverhdltnisses zwischen den Anlegern und der
BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Minchen, (nachstehend ,Gesellschaft® genannt) fir
das von der Gesellschaft gemaB der OGAW-Richtli-
nie verwaltete Sondervermdgen iShares eb.rexx®
Government Germany 1.5-2.5yr UCITS ETF
(DE) (nachstehend ,OGAW-Sondervermodgen®
genannt), die nur in Verbindung mit den flr das
jeweilige OGAW-Sondervermégen aufgestellten
»~Allgemeinen Anlagebedingungen® (nachstehend
~AABen" genannt) gelten.

Anlagegrundsatze und Anlage-
grenzen.

§ 1 Vermdgensgegenstande.
1.

Die Gesellschaft darf fiir das OGAW-Sonderver-
mogen die folgenden Vermdgensgegenstande
erwerben:
a) Wertpapiere gemaB § 5 der AABen,
b) Geldmarktinstrumente gemaB § 6 der AA-
Ben,
c) Bankguthaben gemaB § 7 der AABen,
d) Derivate gemaB § 9 der AABen.
2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemaB

§ 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten
gemaB § 198 KAGB ist ausgeschlossen.

§ 2 Anlagegrenzen.

1. Das OGAW-Sondervermdgen muss zum Uuber-
wiegenden Teil aus Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten des eb.rexx® Government
Germany 1.5 - 2.5 Universums bestehen.

2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente der Bundesrepublik Deutsch-
land mehr als 35 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdégens gehal-
tenen Geldmarktinstrumente missen aus min-
destens sechs verschiedenen  Emissionen
stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdgens in einer
Emission gehalten werden durfen.

3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik
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Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des
§ 208 KAGB anzurechnen.

4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens darf in Wertpapiere nach
MaBgabe des § 5 der AABen gehalten werden.
Hierbei sind die fir das OGAW-Sondervermégen
gehaltenen Bankguthaben zu bertcksichtigen.

5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und

Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegren-

zen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurech-

nen.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-

Sondervermdgens darf in Bankguthaben nach

MaBgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten

werden. Hierbei sind die fur das OGAW-

Sondervermdgen gehaltenen Wertpapiere sowie

die Betrdge, die die Gesellschaft als Pensions-

nehmer gezahlt hat, anzurechnen.

§ 3 Derivate.

1. Die Gesellschaft darf - vorbehaltlich eines ge-
eigneten Risikomanagementsystems - in jegli-
che Derivate investieren, die von Vermdgens-
gegenstanden, die gemalB § 1 Absatz 1 a) oder
b) fir das OGAW-Sondervermdgen erworben
werden dlrfen, oder von anerkannten Finanzin-
dizes, Zinssatzen, Wechselkursen oder Wah-
rungen abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbeson-
dere Optionen, Finanzterminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

2. Die Gesellschaft wird die in Absatz 1 genannten
Derivate zum Zwecke der Erzielung einer Per-
formance, welche der Performance des
eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5 (Total
Return Index) entspricht, einsetzen.

o

Anteilklassen.

§ 4 Anteilklassen.

1. Fir das OGAW-Sondervermdégen kdnnen Anteil-
klassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen
gebildet werden, die sich hinsichtlich der Er-
tragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des
Ricknahmeabschlags, der Verwaltungsvergl-
tung, der Mindestanlagesumme, der Wahrung
des Anteilswerts oder einer Kombination dieser
Merkmale unterscheiden. Die Bildung von An-
teilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im
Ermessen der Gesellschaft.

2. Der Anteilswert wird fir jede Anteilklasse ge-
sondert errechnet, indem die Kosten der Aufle-
gung neuer Anteilklassen, die Ausschuttungen
(einschlieBlich der aus dem Fondsvermdgen
ggf. abzuflihrenden Steuern), die Verwal-
tungsvergiitung ggf. einschlieBlich Ertrags-
ausgleich, ausschlieBlich dieser Anteilklasse zu-
geordnet werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und
Halbjahresbericht einzeln aufgezéhlt. Die An-
teilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungs-
merkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeauf-
schlag, Ricknahmeabschlag, Verwaltungsver-
gltung, Mindestanlagesumme, Wahrung oder
eine Kombination dieser Merkmale) werden im
Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjah-
resbericht im Einzelnen beschrieben



Anteile, Ausgabepreis, Ricknah-
mepreis, Ricknahme von Anteilen
und Kosten.

§ 5 Anteile.

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermdgensge-
genstanden des OGAW-Sondervermdgens in Hbéhe
ihrer Anteile als Miteigentimer nach Bruchteilen
beteiligt.

§ 6 Ausgabe- und Ricknahme-

preis.

Die Gesellschaft gibt flr jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerin-
formationen und im Jahres- und Halbjahresbe-
richt die erhobenen Ausgabeauf- und Rick-
nahmeabschlage an.

Der Ausgabeaufschlag betragt abhangig von der
Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.
Der Ricknahmeabschlag betragt abhangig von
der Anteilklasse je Anteil bis zu 1 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ricknahmeabschlag zu berechnen.
Der Riucknahmeabschlag steht der Gesellschaft
zu.

§ 7 Kosten.

1.

Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des
OGAW-Sondervermdgens aus dem OGAW-Son-
dervermégen eine Vergltung in Hohe von bis
zu 0,30 Prozent pro Jahr abhangig von der An-
teilklasse pro Jahr auf Basis des bdrsentaglich
nach § 16 Absatz 1 der AABen ermittelten Net-
toinventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei,
fir eine, mehrere oder alle Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergitung zu berechnen.
Die Gesellschaft gibt fir jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahres-
bericht die erhobene Verwaltungsvergitung an.
Die Verwaltungsverglitung wird dem OGAW-
Sondervermdgen monatlich in anteiligen Vor-
schiissen entnommen.

Mit der Verwaltungsvergitung nach Absatz 1
sind die Leistungen der Gesellschaft fur das
OGAW-Sondervermdgen, einschlieBlich der Kos-
ten fur die Tatigkeit der Verwahrstelle, fur die
gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen
und Veroffentlichungen im Zusammenhang mit
dem OGAW-Sondervermdgen und fir die Pri-
fung der Jahresberichte durch den Abschluss-
prifer der Gesellschaft abgegolten.

Nicht gemaB Absatz 1 abgegolten sind folgende

Aufwendungen:

a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der VerduBerung von Vermdgens-
gegenstanden entstehen (Transaktionskos-
ten),

b) Bankibliche Depotgebihren, ggf. ein-
schlieBlich der bankiblichen Kosten fir die
Verwahrung ausléandischer Wertpapiere im

Ausland sowie damit im Zusammenhang
stehende Steuern,

c) Bankubliche Kosten, die im Zusammenhang
mit der laufenden Kontoflihrung entstehen,

d) Kosten fur die Geltendmachung und Durch-
setzung von Rechtsanspriichen des OGAW-
Sondervermdgens,

e) Kosten fur die Information der Anleger des
OGAW-Sondervermdgens mittels eines dau-
erhaften Datentragers, mit Ausnahme der
Kosten fur Informationen bei Fondsver-
schmelzungen und Uber MaBnahmen im Zu-
sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen
oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwert-
ermittlung.

Diese Aufwendungen kdnnen dem OGAW-Son-

dervermodgen zusatzlich zu der Verwaltungsver-

gltung gemaB Absatz 1 belastet werden.

Ertragsverwendung und Ge-
schaftsjahr.

§ 8 Ausschittung.

1.

Fir die ausschittenden Anteilklassen schiittet
die Gesellschaft grundsatzlich die wahrend des
Geschéftsjahres fur Rechnung des OGAW-
Sondervermdégens angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen,
Dividenden und Ertrage aus Investmentanteilen
- unter Berlcksichtigung des zugehdrigen
Ertragsausgleichs - aus. VerauBerungsgewinne
und sonstige Ertrage - unter Berlcksichtigung
des zugehdrigen Ertragsausgleichs - kdénnen
anteilig ebenfalls zur Ausschuttung
herangezogen werden.

Die Schlussausschiittung erfolgt innerhalb von
vier Monaten nach Schluss des Geschéftsjahres.
Darlber hinaus kann die Gesellschaft unter-
jahrig Zwischenausschittungen vornehmen.
Die Hbhe der Zwischenausschittung steht im
Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht ver-
pflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer
Zwischenausschiittung angesammelten  aus-
schittbaren Ertrage gemdaB Absatz 1 auszu-
schiitten, sondern sie kann die ordentlichen
Ertrage auch bis zum néachsten Ausschittungs-
termin vortragen.

Durch die Zwischenausschittungen soll eine
Abweichung der Performance des OGAW-
Sondervermdégens gegeniber der Performance
des zugrunde liegenden Index minimiert
werden.

Ausschittbare anteilige Ertrage gemaB Absatz 1
kénnen zur Ausschittung in spateren Ge-
schéftsjahren insoweit vorgetragen werden, als
die Summe der vorgetragenen Ertrage 15 Pro-
zent des jeweiligen Wertes des OGAW-Son-
dervermdgens zum Ende des Geschdftsjahres
nicht Ubersteigt. Ertrdge aus Rumpfgeschafts-
jahren kénnen vollsténdig vorgetragen werden.
Im Interesse der Substanzerhaltung kdénnen
anteilige Ertrage teilweise, in Sonderfallen auch
vollstandig zur Wiederanlage im OGAW-Son-
dervermodgen bestimmt werden.

Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden,
werden die Ertrage ausgeschittet.
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§ 9 Thesaurierung.

Fir die thesaurierenden Anteilklassen legt die
Gesellschaft die wahrend des Geschaftsjahres flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefalle-
nen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zin-
sen, Dividenden und sonstige Ertrage - unter Be-
ricksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs -
sowie die realisierten VerdauBerungsgewinne der
thesaurierenden Anteilklassen im OGAW-Sonder-
vermdgen anteilig wieder an.

§ 10 Geschaftsjahr.

Das Geschaftsjahr des OGAW-Sondervermdgens
beginnt am 1. April und endet am 31. Marz.

§ 11 Namensbezeichnung.

Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile
mit  der  urspringlichen Namensbezeichnung
.€b.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5 oder
.iShares eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5
(DE)" erworben haben, bleiben unberthrt.
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Besondere Anlage-
bedingungen flr das
OGAW-Sondervermo-
gen iShares eb.rexx®
Government Germany
2.5-5.5yr UCITS ETF

(DE).

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des
Rechtsverhdltnisses zwischen den Anlegern und der
BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Minchen, (nachstehend ,Gesellschaft® genannt) fir
das von der Gesellschaft gemaB der OGAW-Richtli-
nie verwaltete Sondervermdgen iShares eb.rexx®
Government Germany 2.5-5.5yr UCITS ETF
(DE) (nachstehend ,OGAW-Sondervermogen®
genannt), die nur in Verbindung mit den flr das
jeweilige OGAW-Sondervermégen aufgestellten
»~Allgemeinen Anlagebedingungen® (nachstehend
~AABen" genannt) gelten.

Anlagegrundsatze und Anlage-
grenzen.

§ 1 Vermdgensgegenstande.
1.

Die Gesellschaft darf fiir das OGAW-Sonderver-
mogen die folgenden Vermdgensgegenstande
erwerben:
a) Wertpapiere gemaB § 5 der AABen,
b) Geldmarktinstrumente gemaB § 6 der AA-
Ben,

c) Bankguthaben gemaB § 7 der AABen,
d) Derivate gemaB § 9 der AABen.

2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemaB
§ 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten
gemaB § 198 KAGB ist ausgeschlossen.

§ 2 Anlagegrenzen.

1. Das OGAW-Sondervermdgen muss zum Uuber-
wiegenden Teil aus Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten des eb.rexx® Government
Germany 2.5 - 5.5 Universums bestehen.

2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente der Bundesrepublik Deutsch-
land mehr als 35 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdégens gehal-
tenen Geldmarktinstrumente missen aus min-
destens sechs verschiedenen  Emissionen
stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdgens in einer
Emission gehalten werden durfen.

3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik

Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des
§ 208 KAGB anzurechnen.

4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens darf in Wertpapiere nach
MaBgabe des § 5 der AABen gehalten werden.
Hierbei sind die fir das OGAW-Sondervermégen
gehaltenen Bankguthaben zu bertcksichtigen.

5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und

Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegren-

zen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurech-

nen.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-

Sondervermdgens darf in Bankguthaben nach

MaBgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten

werden. Hierbei sind die fur das OGAW-

Sondervermdgen gehaltenen Wertpapiere sowie

die Betrdge, die die Gesellschaft als Pensions-

nehmer gezahlt hat, anzurechnen.

§ 3 Derivate.

1. Die Gesellschaft darf - vorbehaltlich eines ge-
eigneten Risikomanagementsystems - in jegli-
che Derivate investieren, die von Vermdgens-
gegenstanden, die gemalB § 1 Absatz 1 a) oder
b) fir das OGAW-Sondervermdgen erworben
werden dirfen, oder von anerkannten Finanzin-
dizes, Zinssatzen, Wechselkursen oder Wah-
rungen abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbeson-
dere Optionen, Finanzterminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

2. Die Gesellschaft wird die in Absatz 1 genannten
Derivate zum Zwecke der Erzielung einer Per-
formance, welche der Performance des
eb.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5 (Total
Return Index) entspricht, einsetzen.

o

Anteilklassen.

§ 4 Anteilklassen.

1. Fir das OGAW-Sondervermdégen kdnnen Anteil-
klassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen
gebildet werden, die sich hinsichtlich der Er-
tragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des
Ricknahmeabschlags, der Verwaltungsvergl-
tung, der Mindestanlagesumme, der Wahrung
des Anteilswerts oder einer Kombination dieser
Merkmale unterscheiden. Die Bildung von An-
teilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im
Ermessen der Gesellschaft.

2. Der Anteilswert wird fir jede Anteilklasse ge-
sondert errechnet, indem die Kosten der Aufle-
gung neuer Anteilklassen, die Ausschuttungen
(einschlieBlich der aus dem Fondsvermdgen
ggf. abzuflihrenden Steuern), die Verwaltungs-
vergltung ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich,
ausschlieBlich dieser Anteilklasse zugeordnet
werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und
Halbjahresbericht einzeln aufgezéhlt. Die An-
teilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungs-
merkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeauf-
schlag, Ricknahmeabschlag, Verwaltungsver-
gltung, Mindestanlagesumme, Wahrung oder
eine Kombination dieser Merkmale) werden im
Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjah-
resbericht im Einzelnen beschrieben
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Anteile, Ausgabepreis, Ricknah-
mepreis, Ricknahme von Anteilen
und Kosten.

§ 5 Anteile.

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermdgensge-
genstanden des OGAW-Sondervermdgens in Hbhe
ihrer Anteile als Miteigentimer nach Bruchteilen
beteiligt.

§ 6 Ausgabe- und Ricknahme-

preis.

Die Gesellschaft gibt flr jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerin-
formationen und im Jahres- und Halbjahresbe-
richt die erhobenen Ausgabeauf- und Riicknah-
meabschlage an.

Der Ausgabeaufschlag betragt abhangig von der
Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.
Der Ricknahmeabschlag betragt abhangig von
der Anteilklasse je Anteil bis zu 1 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ricknahmeabschlag zu berechnen.
Der Riucknahmeabschlag steht der Gesellschaft
zu.

§ 7 Kosten.

1.
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Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des
OGAW-Sondervermdgens aus dem OGAW-Son-
dervermégen eine Vergltung in Hohe von bis
zu 0,30 Prozent pro Jahr abhangig von der An-
teilklasse pro Jahr auf Basis des bdrsentaglich
nach § 16 Absatz 1 der AABen ermittelten Net-
toinventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei,
fir eine, mehrere oder alle Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergitung zu berechnen.
Die Gesellschaft gibt fir jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahres-
bericht die erhobene Verwaltungsvergitung an.
Die Verwaltungsverglitung wird dem OGAW-
Sondervermdgen monatlich in anteiligen Vor-
schiissen entnommen.

Mit der Verwaltungsvergitung nach Absatz 1
sind die Leistungen der Gesellschaft fur das
OGAW-Sondervermdgen, einschlieBlich der Kos-
ten fur die Tatigkeit der Verwahrstelle, fur die
gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen
und Veroffentlichungen im Zusammenhang mit
dem OGAW-Sondervermdgen und fir die Pri-
fung der Jahresberichte durch den Abschluss-
prifer der Gesellschaft abgegolten.

Nicht gemaB Absatz 1 abgegolten sind folgende

Aufwendungen:

a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der VerduBerung von Vermdgens-
gegenstanden entstehen (Transaktionskos-
ten),

b) Banklbliche Depotgebihren, ggf. ein-
schlieBlich der bankiblichen Kosten fir die
Verwahrung ausléndischer Wertpapiere im

Ausland sowie damit im Zusammenhang
stehende Steuern,

c) Bankubliche Kosten, die im Zusammenhang
mit der laufenden Kontoflihrung entstehen,

d) Kosten fur die Geltendmachung und
Durchsetzung von Rechtsanspriichen des
OGAW-Sondervermdgens,

e) Kosten fur die Information der Anleger des
OGAW-Sondervermdgens mittels eines dau-
erhaften Datentragers, mit Ausnahme der
Kosten fur Informationen bei Fondsver-
schmelzungen und lUber MaBnahmen im Zu-
sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen
oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwert-
ermittlung.

Diese Aufwendungen kénnen dem OGAW-

Sondervermdgen zusédtzlich zu der Verwal-

tungsvergiitung gemaB Absatz 1 belastet wer-

den.

Ertragsverwendung und Ge-
schaftsjahr.

§ 8 Ausschuttung.

1.

Fur die ausschittenden Anteilklassen schittet
die Gesellschaft grundsatzlich die wahrend des
Geschéftsjahres fur Rechnung des OGAW-
Sondervermégens angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen,
Dividenden und Ertrage aus Investmentanteilen
- unter Berlcksichtigung des zugehdrigen
Ertragsausgleichs - aus. VerduBerungsgewinne
und sonstige Ertrage - unter Berlcksichtigung
des zugehoérigen Ertragsausgleichs - konnen
anteilig ebenfalls zur Ausschuttung
herangezogen werden.

Die Schlussausschiittung erfolgt innerhalb von
vier Monaten nach Schluss des Geschaftsjahres.
Darlber hinaus kann die Gesellschaft unter-
jahrig Zwischenausschittungen vornehmen.
Die Hbhe der Zwischenausschittung steht im
Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht ver-
pflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer
Zwischenausschittung angesammelten  aus-
schittbaren Ertrage gemdaB Absatz 1 auszu-
schitten, sondern sie kann die ordentlichen
Ertrage auch bis zum néachsten Ausschittungs-
termin vortragen.

Durch die Zwischenausschittungen soll eine
Abweichung der Performance des OGAW-Son-
dervermoégens gegenliber der Performance des
zugrunde liegenden Index minimiert werden.
Ausschittbare anteilige Ertrage gemaB Absatz 1
kénnen zur Ausschittung in spateren Ge-
schéftsjahren insoweit vorgetragen werden, als
die Summe der vorgetragenen Ertrage 15 Pro-
zent des jeweiligen Wertes des OGAW-Sonder-
vermodgens zum Ende des Geschaftsjahres nicht
Ubersteigt. Ertrage aus Rumpfgeschaftsjahren
kénnen vollstandig vorgetragen werden.

Im Interesse der Substanzerhaltung kdnnen
anteilige Ertrage teilweise, in Sonderfallen auch
vollstandig zur Wiederanlage im OGAW-Sonder-
vermdgen bestimmt werden.

Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden,
werden die Ertrage ausgeschittet.



§ 9 Thesaurierung.

Fir die thesaurierenden Anteilklassen legt die Ge-
sellschaft die wahrend des Geschdftsjahres flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefalle-
nen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zin-
sen, Dividenden und sonstige Ertrage - unter Be-
rucksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs -
sowie die realisierten VerdauBerungsgewinne der
thesaurierenden Anteilklassen im OGAW-Sonder-
vermdgen anteilig wieder an.

§ 10 Geschaftsjahr.

Das Geschaftsjahr des OGAW-Sondervermdgens
beginnt am 1. April und endet am 31. Marz.

§ 11 Namensbezeichnung.

Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile
mit  der  urspringlichen Namensbezeichnung
.~€b.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5 oder
.iShares eb.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5
(DE)" erworben haben, bleiben unberthrt.
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Besondere Anlage-
bedingungen flr das
OGAW-Sondervermo-
gen iShares eb.rexx®
Government Germany
5.5-10.5yr UCITS ETF

(DE).

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des
Rechtsverhdltnisses zwischen den Anlegern und der
BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Minchen, (nachstehend ,Gesellschaft® genannt) fir
das von der Gesellschaft gemaB der OGAW-Richtli-
nie verwaltete Sondervermdgen iShares eb.rexx®
Government Germany 5.5-10.5yr UCITS ETF
(DE) (nachstehend ,OGAW-Sondervermodgen®
genannt), die nur in Verbindung mit den flr das
jeweilige OGAW-Sondervermégen aufgestellten
»~Allgemeinen Anlagebedingungen® (nachstehend
~AABen" genannt) gelten.

Anlagegrundsatze und Anlage-
grenzen.

§ 1 Vermdgensgegenstande.
1.

Die Gesellschaft darf fiir das OGAW-Sonderver-

mogen die folgenden Vermdgensgegenstande

erwerben:

a) Wertpapiere gemaB § 5 der AABen,

b) Geldmarktinstrumente gemaB § 6 der AA-
Ben,

c) Bankguthaben gemaB § 7 der AABen,
d) Derivate gemaB § 9 der AABen.
2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemaB

§ 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten
gemaB § 198 KAGB ist ausgeschlossen.

§ 2 Anlagegrenzen.

1. Das OGAW-Sondervermdgen muss zum Uuber-
wiegenden Teil aus Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten des eb.rexx® Government
Germany 5.5 - 10.5 Universums bestehen.

2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente der Bundesrepublik Deutsch-
land mehr als 35 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdégens gehal-
tenen Geldmarktinstrumente missen aus min-
destens sechs verschiedenen  Emissionen
stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdgens in einer
Emission gehalten werden durfen.

3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik
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Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des
§ 208 KAGB anzurechnen.

4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens darf in Wertpapiere nach
MaBgabe des § 5 der AABen gehalten werden.
Hierbei sind die fir das OGAW-Sondervermégen
gehaltenen Bankguthaben zu bertcksichtigen.

5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und

Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegren-

zen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurech-

nen.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-

Sondervermdgens darf in Bankguthaben nach

MaBgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten

werden. Hierbei sind die fur das OGAW-

Sondervermdgen gehaltenen Wertpapiere sowie

die Betrdge, die die Gesellschaft als Pensions-

nehmer gezahlt hat, anzurechnen.

§ 3 Derivate.

1. Die Gesellschaft darf - vorbehaltlich eines ge-
eigneten Risikomanagementsystems - in jegli-
che Derivate investieren, die von Vermdgens-
gegenstanden, die gemaB § 1 Absatz 1 a) oder
b) fir das OGAW-Sondervermdgen erworben
werden dlrfen, oder von anerkannten Finanzin-
dizes, Zinssatzen, Wechselkursen oder Wah-
rungen abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbeson-
dere Optionen, Finanzterminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

2. Die Gesellschaft wird die in Absatz 1 genannten
Derivate zum Zwecke der Erzielung einer Per-
formance, welche der Performance des
eb.rexx® Government Germany 5.5 - 10.5
(Total Return Index) entspricht, einsetzen.

o

Anteilklassen.

§ 4 Anteilklassen.

1. Fir das OGAW-Sondervermdégen kdnnen Anteil-
klassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen
gebildet werden, die sich hinsichtlich der Er-
tragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des
Ricknahmeabschlags, der Verwaltungsvergl-
tung, der Mindestanlagesumme, der Wahrung
des Anteilswerts oder einer Kombination dieser
Merkmale unterscheiden. Die Bildung von An-
teilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im
Ermessen der Gesellschaft.

2. Der Anteilswert wird fir jede Anteilklasse ge-
sondert errechnet, indem die Kosten der Aufle-
gung neuer Anteilklassen, die Ausschuttungen
(einschlieBlich der aus dem Fondsvermdgen
ggf. abzuflihrenden Steuern), die Verwaltungs-
vergltung ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich,
ausschlieBlich dieser Anteilklasse zugeordnet
werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und
Halbjahresbericht einzeln aufgezéhlt. Die An-
teilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungs-
merkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeauf-
schlag, Ricknahmeabschlag, Verwaltungsver-
gltung, Mindestanlagesumme, Wahrung oder
eine Kombination dieser Merkmale) werden im
Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjah-
resbericht im Einzelnen beschrieben



Anteile, Ausgabepreis, Ricknah-
mepreis, Ricknahme von Anteilen
und Kosten.

§ 5 Anteile.

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermdgensge-
genstanden des OGAW-Sondervermdgens in Hbéhe
ihrer Anteile als Miteigentimer nach Bruchteilen
beteiligt.

§ 6 Ausgabe- und Ricknahme-

preis.

Die Gesellschaft gibt flir jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerin-
formationen und im Jahres- und Halbjahresbe-
richt die erhobenen Ausgabeauf- und Riicknah-
meabschlége an.

Der Ausgabeaufschlag betragt abhangig von der
Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.
Der Ricknahmeabschlag betragt abhangig von
der Anteilklasse je Anteil bis zu 1 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ricknahmeabschlag zu berechnen.
Der Riucknahmeabschlag steht der Gesellschaft
zu.

§ 7 Kosten.

1.

Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des
OGAW-Sondervermdgens aus dem OGAW-Son-
dervermoégen eine Vergltung in Hohe von bis
zu 0,30 Prozent pro Jahr abhangig von der An-
teilklasse pro Jahr auf Basis des bdrsentaglich
nach § 16 Absatz 1 der AABen ermittelten Net-
toinventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei,
fir eine, mehrere oder alle Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergitung zu berechnen.
Die Gesellschaft gibt fir jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahres-
bericht die erhobene Verwaltungsvergitung an.
Die Verwaltungsverglitung wird dem OGAW-
Sondervermdgen monatlich in anteiligen Vor-
schiissen entnommen.

Mit der Verwaltungsvergitung nach Absatz 1
sind die Leistungen der Gesellschaft fur das
OGAW-Sondervermdgen, einschlieBlich der Kos-
ten fur die Tatigkeit der Verwahrstelle, fur die
gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen
und Veroffentlichungen im Zusammenhang mit
dem OGAW-Sondervermdgen und fir die Pri-
fung der Jahresberichte durch den Abschluss-
prifer der Gesellschaft abgegolten.

Nicht gemaB Absatz 1 abgegolten sind folgende

Aufwendungen:

a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der VerduBerung von Vermdgens-
gegenstanden entstehen (Transaktionskos-
ten),

b) Banklbliche Depotgebihren, ggf. ein-
schlieBlich der bankiblichen Kosten fir die
Verwahrung ausléndischer Wertpapiere im

Ausland sowie damit im Zusammenhang
stehende Steuern,

c) Bankubliche Kosten, die im Zusammenhang
mit der laufenden Kontoflihrung entstehen,

d) Kosten fur die Geltendmachung und Durch-
setzung von Rechtsanspriichen des OGAW-
Sondervermdgens,

e) Kosten fur die Information der Anleger des
OGAW-Sondervermdgens mittels  eines
dauerhaften Datentragers, mit Ausnahme
der Kosten fur Informationen bei Fonds-
verschmelzungen und Uber MaBnahmen im
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun-
gen oder Berechnungsfehlern bei der Anteil-
wertermittiung.

Diese Aufwendungen kdnnen dem OGAW-Son-

dervermodgen zusatzlich zu der Verwaltungsver-

gltung gemaB Absatz 1 belastet werden.

Ertragsverwendung und Ge-
schaftsjahr.

§ 8 Ausschuttung.

1.

Fir die ausschittenden Anteilklassen schiittet
die Gesellschaft grundsatzlich die wahrend des
Geschéftsjahres fir Rechnung des OGAW-Son-
dervermdgens angefallenen und nicht zur Kos-
tendeckung verwendeten anteiligen Zinsen,
Dividenden und Ertrage aus Investmentanteilen
- unter Berlcksichtigung des zugehdrigen
Ertragsausgleichs - aus. VerauBerungsgewinne
und sonstige Ertrdage - unter Berlcksichtigung
des zugehdrigen Ertragsausgleichs - kdénnen
anteilig ebenfalls zur Ausschuttung
herangezogen werden.

Die Schlussausschiittung erfolgt innerhalb von
vier Monaten nach Schluss des Geschéftsjahres.
Darlber hinaus kann die Gesellschaft unter-
jahrig Zwischenausschittungen vornehmen.
Die Hbhe der Zwischenausschittung steht im
Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht ver-
pflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer
Zwischenausschiittung angesammelten  aus-
schittbaren Ertrage gemdaB Absatz 1 auszu-
schiitten, sondern sie kann die ordentlichen
Ertrage auch bis zum néachsten Ausschittungs-
termin vortragen.

Durch die Zwischenausschittungen soll eine
Abweichung der Performance des OGAW-Son-
dervermdgens gegeniiber der Performance des
zugrunde liegenden Index minimiert werden.
Ausschittbare anteilige Ertrage gemaB Absatz 1
kénnen zur Ausschittung in spateren Ge-
schaftsjahren insoweit vorgetragen werden, als
die Summe der vorgetragenen Ertrage 15 Pro-
zent des jeweiligen Wertes des OGAW-Sonder-
vermodgens zum Ende des Geschaftsjahres nicht
Ubersteigt. Ertrage aus Rumpfgeschaftsjahren
kénnen vollstandig vorgetragen werden.

Im Interesse der Substanzerhaltung kdnnen
anteilige Ertrage teilweise, in Sonderfallen auch
vollstandig zur Wiederanlage im OGAW-Sonder-
vermdégen bestimmt werden.

Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden,
werden die Ertrdge ausgeschittet.

63



§ 9 Thesaurierung.

Fir die thesaurierenden Anteilklassen legt die Ge-
sellschaft die wahrend des Geschdftsjahres flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefalle-
nen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zin-
sen, Dividenden und sonstige Ertrage - unter Be-
rucksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs -
sowie die realisierten VerdauBerungsgewinne der
thesaurierenden Anteilklassen im OGAW-Sonder-
vermdgen anteilig wieder an.

§ 10 Geschaftsjahr.

Das Geschaftsjahr des OGAW-Sondervermdgens
beginnt am 1. April und endet am 31. Marz.

§ 11 Namensbezeichnung.

Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile
mit  der  urspringlichen Namensbezeichnung
~€b.rexx® Government Germany 5.5 - 10.55" oder
.iShares eb.rexx® Government Germany 5.5. -
10.5 (DE)" erworben haben, bleiben unberuhrt.
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Besondere Anlage-
bedingungen flr das
OGAW-Sondervermo-
gen iShares eb.rexx®
Government Germany
10.5+yrUCITS ETF

(DE).

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des
Rechtsverhdltnisses zwischen den Anlegern und der
BlackRock Asset Management Deutschland AG,
Minchen, (nachstehend ,Gesellschaft® genannt) fir
das von der Gesellschaft gemaB der OGAW-Richtli-
nie verwaltete Sondervermdgen iShares eb.rexx®
Government Germany 10.5+yr UCITS ETF
(DE) (nachstehend ,OGAW-Sondervermogen®
genannt), die nur in Verbindung mit den flr das
jeweilige OGAW-Sondervermégen aufgestellten
»~Allgemeinen Anlagebedingungen® (nachstehend
~AABen" genannt) gelten.

Anlagegrundsatze und Anlage-
grenzen.

§ 1 Vermdgensgegenstande.
1.

Die Gesellschaft darf fiir das OGAW-Sonderver-
mogen die folgenden Vermdgensgegenstande
erwerben:
a) Wertpapiere gemaB § 5 der AABen,
b) Geldmarktinstrumente gemaB § 6 der AA-
Ben,

c) Bankguthaben gemaB § 7 der AABen,
d) Derivate gemaB § 9 der AABen.

2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemaB
§ 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten
gemaB § 198 KAGB ist ausgeschlossen.

§ 2 Anlagegrenzen.

1. Das OGAW-Sondervermdgen muss zum Uuber-
wiegenden Teil aus Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten des eb.rexx® Government
Germany 10.5+ Universums bestehen.

2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente der Bundesrepublik Deutsch-
land mehr als 35 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermdgens anlegen. Die flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdégens gehal-
tenen Geldmarktinstrumente missen aus min-
destens sechs verschiedenen  Emissionen
stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des
Wertes des OGAW-Sondervermdgens in einer
Emission gehalten werden durfen.

3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik

Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des
§ 208 KAGB anzurechnen.

4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens darf in Wertpapiere nach
MaBgabe des § 5 der AABen gehalten werden.
Hierbei sind die fir das OGAW-Sondervermégen
gehaltenen Bankguthaben zu bertcksichtigen.

5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und

Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegren-

zen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurech-

nen.

Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-

Sondervermdgens darf in Bankguthaben nach

MaBgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten

werden. Hierbei sind die fur das OGAW-

Sondervermdgen gehaltenen Wertpapiere sowie

die Betrdge, die die Gesellschaft als Pensions-

nehmer gezahlt hat, anzurechnen.

§ 3 Derivate.

1. Die Gesellschaft darf - vorbehaltlich eines ge-
eigneten Risikomanagementsystems - in jegli-
che Derivate investieren, die von Vermdgens-
gegenstanden, die gemalB § 1 Absatz 1 a) oder
b) fir das OGAW-Sondervermdgen erworben
werden dirfen, oder von anerkannten Finanzin-
dizes, Zinssatzen, Wechselkursen oder Wah-
rungen abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbeson-
dere Optionen, Finanzterminkontrakte und
Swaps sowie Kombinationen hieraus.

2. Die Gesellschaft wird die in Absatz 1 genannten
Derivate zum Zwecke der Erzielung einer Per-
formance, welche der Performance des
eb.rexx® Government Germany 10.5+ (Total
Return Index) entspricht, einsetzen.

o

Anteilklassen.

§ 4 Anteilklassen.

1. Fir das OGAW-Sondervermdégen kdnnen Anteil-
klassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen
gebildet werden, die sich hinsichtlich der Er-
tragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des
Ricknahmeabschlags, der Verwaltungsvergl-
tung, der Mindestanlagesumme, der Wahrung
des Anteilswerts oder einer Kombination dieser
Merkmale unterscheiden. Die Bildung von An-
teilklassen ist jederzeit zuldssig und liegt im
Ermessen der Gesellschaft.

2. Der Anteilswert wird fir jede Anteilklasse ge-
sondert errechnet, indem die Kosten der Aufle-
gung neuer Anteilklassen, die Ausschuttungen
(einschlieBlich der aus dem Fondsvermdgen
ggf. abzuflihrenden Steuern), die Verwaltungs-
vergltung ggf. einschlieBlich Ertragsausgleich,
ausschlieBlich dieser Anteilklasse zugeordnet
werden.

3. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl
im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und
Halbjahresbericht einzeln aufgezéhlt. Die An-
teilklassen kennzeichnenden Ausgestaltungs-
merkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeauf-
schlag, Ricknahmeabschlag, Verwaltungsver-
gltung, Mindestanlagesumme, Wahrung oder
eine Kombination dieser Merkmale) werden im
Verkaufsprospekt und im Jahres- und Halbjah-
resbericht im Einzelnen beschrieben
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Anteile, Ausgabepreis, Ricknah-
mepreis, Ricknahme von Anteilen
und Kosten.

§ 5 Anteile.

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermdgensge-
genstanden des OGAW-Sondervermdgens in Hbéhe
ihrer Anteile als Miteigentimer nach Bruchteilen
beteiligt.

§ 6 Ausgabe- und Ricknahme-

preis.

Die Gesellschaft gibt flr jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerin-
formationen und im Jahres- und Halbjahresbe-
richt die erhobenen Ausgabeauf- und Riicknah-
meabschlage an.

Der Ausgabeaufschlag betragt abhangig von der
Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.
Der Ricknahmeabschlag betragt abhangig von
der Anteilklasse je Anteil bis zu 1 Prozent des
Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, fir
eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen
niedrigeren Ricknahmeabschlag zu berechnen.
Der Riucknahmeabschlag steht der Gesellschaft
zu.

§ 7 Kosten.

1.
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Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des
OGAW-Sondervermdgens aus dem OGAW-Son-
dervermoégen eine Vergltung in Hohe von bis
zu 0,30 Prozent pro Jahr abhangig von der An-
teilklasse pro Jahr auf Basis des bdrsentaglich
nach § 16 Absatz 1 der AABen ermittelten Net-
toinventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei,
fir eine, mehrere oder alle Anteilklassen eine
niedrigere Verwaltungsvergitung zu berechnen.
Die Gesellschaft gibt fir jede Anteilklasse im
Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahres-
bericht die erhobene Verwaltungsvergitung an.
Die Verwaltungsverglitung wird dem OGAW-
Sondervermdgen monatlich in anteiligen Vor-
schiissen entnommen.

Mit der Verwaltungsvergitung nach Absatz 1
sind die Leistungen der Gesellschaft fur das
OGAW-Sondervermdgen, einschlieBlich der Kos-
ten fur die Tatigkeit der Verwahrstelle, fur die
gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen
und Veroffentlichungen im Zusammenhang mit
dem OGAW-Sondervermdgen und fir die Pri-
fung der Jahresberichte durch den Abschluss-
prifer der Gesellschaft abgegolten.

Nicht gemaB Absatz 1 abgegolten sind folgende

Aufwendungen:

a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Er-
werb und der VerduBerung von Vermdgens-
gegenstanden entstehen (Transaktionskos-
ten),

b) Bankibliche Depotgebihren, ggf. ein-
schlieBlich der bankiblichen Kosten fir die
Verwahrung ausléandischer Wertpapiere im

Ausland sowie damit im Zusammenhang
stehende Steuern,

c) Bankuibliche Kosten, die im Zusammenhang
mit der laufenden Kontoflihrung entstehen,

d) Kosten fur die Geltendmachung und Durch-
setzung von Rechtsanspriichen des OGAW-
Sondervermdgens,

e) Kosten fur die Information der Anleger des
OGAW-Sondervermdgens mittels  eines
dauerhaften Datentragers, mit Ausnahme
der Kosten fur Informationen bei Fonds-
verschmelzungen und Uber MaBnahmen im
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzun-
gen oder Berechnungsfehlern bei der Anteil-
wertermittiung.

Diese Aufwendungen kdnnen dem OGAW-Son-

dervermodgen zusatzlich zu der Verwaltungsver-

gltung gemaB Absatz 1 belastet werden.

Ertragsverwendung und Ge-
schaftsjahr.

§ 8 Ausschuttung.

1.

Fir die ausschittenden Anteilklassen schiittet
die Gesellschaft grundsatzlich die wdhrend des
Geschéftsjahres fur Rechnung des OGAW-
Sondervermdgens angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen,
Dividenden und Ertrage aus Investmentanteilen
- unter Berlcksichtigung des zugehdrigen
Ertragsausgleichs - aus. VerauBerungsgewinne
und sonstige Ertrage - unter Berlcksichtigung
des zugehdrigen Ertragsausgleichs - kdénnen
anteilig ebenfalls zur Ausschuttung
herangezogen werden.

Die Schlussausschiittung erfolgt innerhalb von
vier Monaten nach Schluss des Geschéftsjahres.
Darlber hinaus kann die Gesellschaft unter-
jahrig Zwischenausschittungen vornehmen.
Die Hbhe der Zwischenausschittung steht im
Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht ver-
pflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer
Zwischenausschiittung angesammelten  aus-
schittbaren Ertrage gemdaB Absatz 1 auszu-
schiitten, sondern sie kann die ordentlichen
Ertrage auch bis zum néachsten Ausschittungs-
termin vortragen.

Durch die Zwischenausschittungen soll eine
Abweichung der Performance des OGAW-Son-
dervermdgens gegeniiber der Performance des
zugrunde liegenden Index minimiert werden.
Ausschittbare anteilige Ertrage gemaB Absatz 1
kénnen zur Ausschittung in spateren Ge-
schaftsjahren insoweit vorgetragen werden, als
die Summe der vorgetragenen Ertrage 15 Pro-
zent des jeweiligen Wertes des OGAW-Sonder-
vermodgens zum Ende des Geschaftsjahres nicht
Ubersteigt. Ertrage aus Rumpfgeschaftsjahren
kénnen vollstandig vorgetragen werden.

Im Interesse der Substanzerhaltung kdnnen
anteilige Ertrage teilweise, in Sonderfallen auch
vollstandig zur Wiederanlage im OGAW-Sonder-
vermdégen bestimmt werden.

Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden,
werden die Ertrdge ausgeschittet.



§ 9 Thesaurierung.

Fir die thesaurierenden Anteilklassen legt die Ge-
sellschaft die wahrend des Geschdftsjahres flr
Rechnung des OGAW-Sondervermdgens angefalle-
nen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zin-
sen, Dividenden und sonstige Ertrage - unter Be-
ricksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs -
sowie die realisierten VerdauBerungsgewinne der
thesaurierenden Anteilklassen im OGAW-Sonder-
vermdgen anteilig wieder an.

§ 10 Geschaftsjahr.

Das Geschaftsjahr des OGAW-Sondervermdgens
beginnt am 1. April und endet am 31. Marz.

§ 11 Namensbezeichnung.

Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile
mit  der  urspringlichen Namensbezeichnung
.~€b.rexx® Government Germany 10.5+5" oder
.iShares eb.rexx® Government Germany 10.5+
(DE)" erworben haben, bleiben unberthrt.
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	2. In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente besonderer öffentlicher Emittenten im Sinne des § 206 Abs. 2 KAGB darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes des Fonds anlegen.
	3. Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des Fonds in Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibungen anlegen, die ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragss...
	4. Die Gesellschaft darf höchstens 20 Prozent des Wertes des Fonds in eine Kombination der folgenden Vermögensgegenstände anlegen:
	a) von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,
	b) Einlagen bei dieser Einrichtung,
	c) Anrechnungsbeträge für das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte in Derivaten.

	5. Die Gesellschaft kann in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland mehr als 35 Prozent des Wertes des Fonds anlegen.
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	§ 1  Grundlagen.
	1. Die Gesellschaft ist eine Kapitalverwaltungsgesellschaft und unterliegt den Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB).
	2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Namen für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen Vermögensgegenständen gesondert vom eigenen Vermögen in Form von ...
	3. Das Rechtsverhältnis zwischen der Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den Allgemeinen Anlagebedingungen (AABen) und den Besonderen Anlagebedingungen (BABen) des OGAW-Sondervermögens und dem KAGB.

	§ 2  Verwahrstelle.
	1. Die Gesellschaft bestellt für das OGAW-Sondervermögen ein Kreditinstitut als Verwahrstelle; die Verwahrstelle handelt unabhängig von der Gesellschaft und ausschließlich im Interesse der Anleger.
	2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesellschaft geschlossenen Verwahrstellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.
	3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach Maßgabe des § 73 KAGB auf ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer) auslagern. Näheres hierzu enthält der Verkaufsprospekt.
	4. Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem OGAW-Sondervermögen oder gegenüber den Anlegern für das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72 Absatz 1 Nr. 1 KAGB durch die Verwahrstelle oder durch einen Unterverwahrer, dem die...

	§ 3  Fondsverwaltung.
	1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermögensgegenstände im eigenen Namen für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgab...
	2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die Vermögensgegenstände zu erwerben, diese wieder zu veräußern und den Erlös anderweitig anzulegen; sie ist ferner ermächtigt, alle sich aus der Verwaltung der Vermögensge...
	3. Die Gesellschaft darf für gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen gewähren noch Verpflichtungen aus einem Bürgschafts- oder einem Garantievertrag eingehen; sie darf keine Vermögensgegenstände nach Maßgabe der §§ 193, 194 und 196 ...

	§ 4  Anlagegrundsätze.
	§ 5  Wertpapiere.
	a) sie an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diese...
	b) sie ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem andere...
	c) ihre Zulassung an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder ihre Einbeziehung i...
	d) ihre Zulassung an einer Börse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder die Einbeziehung in diesen außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi...
	e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermögen bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen,
	f) sie in Ausübung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermögen gehören, erworben werden,
	g) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kriterien erfüllen.
	Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusätzlich die Voraussetzungen des § 193 Absatz 1 Satz 2 KAGB erfüllt sind. Erwerbbar sind auch Bezugsrechte, die aus Wertpapieren herrühren, welche ihrerseits nach d...

	§ 6  Geldmarktinstrumente.
	1. Sofern die BABen keine weiteren Einschränkungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des § 198 KAGB für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Instrumente, die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, di...
	a) an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einb...
	b) ausschließlich an einer Börse außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder außerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt z...
	c) von der Europäischen Union, dem Bund, einem Sondervermögen des Bundes, einem Land, einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der Europäi...
	d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Märkten gehandelt werden,
	e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Europäischen Union festgelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Euro...
	f) von anderen Emittenten begeben werden und diese den Anforderungen des § 194 Absatz 1 Nr. 6 KAGB entsprechen.

	2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen Voraussetzungen des § 194 Absatz 2 und 3 KAGB erfüllen.

	§ 7  Bankguthaben.
	§ 8  Investmentanteile.
	1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens Anteile an Investmentvermögen gemäß der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) erwerben. Anteile an anderen inländischen Sondervermögen und Inv...
	2. Anteile an inländischen Sondervermögen und Investmentaktiengesellschaften mit veränderlichem Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an ausländischen offenen AIF, darf die Gesellschaft nur erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen oder der Satzu...

	§ 9  Derivate.
	1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens Derivate gemäß § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente gemäß § 197 Absatz 1 Satz 2 KA...
	2. Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmäßig nur Grundformen von Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente sowie gem...
	a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB,
	b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit Ausnahme von Investmentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkontrakte nach Buchstabe a), wenn sie die folgenden Eigenschaften aufweisen:
	aa) eine Ausübung ist entweder während der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit möglich und
	bb) der Optionswert hängt zum Ausübungszeitpunkt linear von der positiven oder negativen Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat;
	c) Zinsswaps, Währungsswaps oder Zins- Währungsswaps;
	d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und bb) beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);
	e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default Swaps).

	3. Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie - vorbehaltlich eines geeigneten Risikomanagementsystems - in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Komponente oder Derivate investieren, die von einem gemäß § 197 Absatz 1 Satz...
	Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermögen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko („Risikobetrag“) zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags für das Marktrisiko des zugehörigen Vergleichsvermögens gemäß § 9 der ...

	4. Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft bei diesen Geschäften von den in den Anlagebedingungen oder von den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundsätzen und –grenzen abweichen.
	5. Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente zum Zwecke der Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzerträgen einsetzen, wenn und soweit sie dies im Interesse der Anleger für geb...
	6. Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze für den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemäß § 6 Satz 3 der DerivateV zwischen dem einfachen und dem qualifizierten Ansatz wechseln. D...
	7. Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente wird die Gesellschaft die DerivateV beachten.

	§ 10  Sonstige Anlageinstrumente.
	§ 11  Emittentengrenzen und Anlagegrenzen.
	1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, in der DerivateV und in den Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschränkungen zu beachten.
	2. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschließlich der in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen bis zu 5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens erworben werden; in diesen Werten dürfen jedoch bis ...
	3. Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente, die vom Bund, einem Land, der Europäischen Union, einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder seinen Gebietskörperschaften, einem anderen Vertragssta...
	4. In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibungen, die von Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum a...
	5. Die Grenze in Absatz 3 darf für Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten nach Maßgabe von § 206 Absatz 2 KAGB überschritten werden, sofern die BABen dies unter Angabe der betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Fällen müssen di...
	6. Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Bankguthaben nach Maßgabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.
	7. Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus:
	a) Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrichtung begeben werden,
	b) Einlagen bei dieser Einrichtung, und
	c) Anrechnungsbeträgen für das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen Geschäfte,

	8. Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent nicht berücksichtigt. Die in den Absätzen 2 bis 4 und Absätzen 6 bis 7 g...
	9. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft in Anteilen an Investmentvermögen nach Maßgabe des § 8 nur bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Dabei darf die Gesellschaft für Rechnung des OGA...

	§ 12  Verschmelzung.
	1. Die Gesellschaft darf nach Maßgabe der §§ 181 bis 191 KAGB
	a) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermögens auf ein anderes bestehendes oder ein neues, dadurch gegründetes inländisches OGAW-Sondervermögen, einen EU-OGAW oder eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit verä...
	b) sämtliche Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten eines anderen offenen Publikumsinvestmentvermögens in dieses OGAW-Sondervermögen aufnehmen.

	2. Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde. Die Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den §§ 181 bis 191 KAGB.
	3. Das OGAW-Sondervermögen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermögen verschmolzen werden, das kein OGAW ist, wenn das übernehmende oder neugegründete Investmentvermögen weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sonderver...

	§ 13  Kreditaufnahme.
	§ 14  Anteile.
	1. Die Anteile am OGAW-Sondervermögen lauten auf den Inhaber und werden in einer Sammelurkunde verbrieft; die Ausgabe von Einzelurkunden ist ausgeschlossen. Mit dem Erwerb eines Anteils am OGAW-Sondervermögen erwirbt der Anleger einen Miteigentumsante...
	2. Die Anteile können verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme, der Währung des Anteilswerts oder einer Kombi...

	§ 15  Ausgabe und Rücknahme von Anteilen, Rücknahmeaussetzung.
	1. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsätzlich nicht beschränkt. Die Gesellschaft behält sich vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder vollständig einzustellen.
	2. Die Anteile können bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle, bei Dritten oder durch Vermittlung Dritter erworben werden. Die BABen können vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und gehalten werden dürfen.
	3. Die Anleger können von der Gesellschaft die Rücknahme der Anteile verlangen. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Rücknahmepreis für Rechnung des OGAW-Sondervermögens zurückzunehmen. Rücknahmestelle ist die Verwahr...
	4. Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Rücknahme der Anteile gemäß § 98 Absatz 2 KAGB auszusetzen, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen, die eine Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen las...
	5. Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien über die ...

	§ 16  Ausgabe- und Rücknahmepreise.
	1. Zur Errechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises der Anteile werden die Verkehrswerte der zum OGAW-Sondervermögen gehörenden Vermögensgegenstände abzüglich der aufgenommenen Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und ...
	2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen, gegebenenfalls zuzüglich eines in den BABen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemäß § 165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB. Der Rücknahmepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermögen...
	3. Der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe und Rücknahmeaufträge ist spätestens der übernächste auf den Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rücknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag, soweit in den BABen nichts anderes bestimmt ist.
	4. Die Ausgabe- und Rücknahmepreise werden börsentäglich ermittelt. Soweit in den BABen nichts weiteres bestimmt ist, können die Gesellschaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die Börsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jedes Ja...

	§ 17 Kosten.
	§ 18  Rechnungslegung.
	1. Spätestens vier Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres des OGAW-Sondervermögens macht die Gesellschaft einen Jahresbericht, einschließlich Ertrags- und Aufwandsrechnung, gemäß § 101 Absatz 1, 2 und 4 KAGB bekannt.
	2. Spätestens zwei Monate nach der Mitte des Geschäftsjahres macht die Gesellschaft einen Halbjahresbericht gemäß § 103 KAGB bekannt.
	3. Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermögens während des Geschäftsjahres auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen oder das OGAW-Sondervermögen während des Geschäftsjahres auf ein anderes Sondervermögen, eine OGAW-Investme...
	4. Wird das OGAW-Sondervermögen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jährlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht gemäß Absatz 1 entspricht.
	5. Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben sind, erhältlich; sie werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht.

	§ 19  Kündigung und Abwicklung des OGAW-Sondervermögens.
	1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens mit einer Frist von mindestens sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht kündigen. Die Anleger sind über eine nach S...
	2. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das OGAW-Sondervermögen zu verwalten. In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermögen bzw. das Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf die Verwahrstelle über, die es a...
	3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach Maßgabe des § 99 KAGB erlischt, einen Auflösungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach § 18 Absatz 1 entspricht.

	§ 20  Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle
	1. Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfügungsrecht über das OGAW-Sondervermögen auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft übertragen. Die Übertragung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt.
	2. Die genehmigte Übertragung wird im Bundesanzeiger und darüber hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die Anleger sind über eine nach Satz 1 bekannt gemachte Übertragung unverzüglich mittels eines dauerhaften Datenträgers zu...
	3. Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle für das OGAW-Sondervermögen wechseln. Der Wechsel bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.

	§ 21  Änderungen der Anlagebedingungen.
	1. Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen ändern.
	2. Änderungen der Anlagebedingungen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die Bundesanstalt. Soweit die Änderungen nach Satz 1 Anlagegrundsätze des OGAW-Sondervermögens betreffen, bedürfen sie der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesel...
	3. Sämtliche vorgesehenen Änderungen werden im Bundesanzeiger und darüber hinaus in einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt bezeichneten elektronischen Informationsmedien bekannt gemacht. In einer ...
	4. Die Änderungen treten frühestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft, im Falle von Änderungen der Kosten und der Anlagegrundsätze jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der entsprechenden Bekanntmachung.

	§ 22  Erfüllungsort.
	Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft.
	1. Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen die folgenden Vermögensgegenstände erwerben:
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der AABen,
	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen,
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der AABen,
	d) Derivate gemäß § 9 der AABen.

	2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemäß § 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten gemäß § 198 KAGB ist ausgeschlossen.
	1. Das OGAW-Sondervermögen muss zum überwiegenden Teil aus Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten des eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5 Universums bestehen.
	2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Geldmarktinstrumente müssen aus minde...
	3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des § 208 KAGB anzurechnen.
	4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Wertpapiere nach Maßgabe des § 5 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Bankguthaben zu berücksichtigen.
	5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.
	6. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Wertpapiere sowie die Beträge, die die Gesellschaft als Pensio...

	§ 3  Derivate.
	§ 4  Anteilklassen.
	1. Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme, de...

	§ 5  Anteile.
	Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt.

	§ 6  Ausgabe- und Rücknahmepreis.
	1. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerinformationen und im Jahres- und Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeauf- und Rücknahmeabschläge an.
	2. Der Ausgabeaufschlag beträgt abhängig von der Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, für eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.

	§ 7  Kosten.
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,30 Prozent pro Jahr abhängig von der Anteilklasse pro Jahr auf Basis des börsentäglich nach § 16 Absatz 1 der AABe...
	2. Mit der Verwaltungsvergütung nach Absatz 1 sind die Leistungen der Gesellschaft für das OGAW-Sondervermögen, einschließlich der Kosten für die Tätigkeit der Verwahrstelle, für die gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen und Veröffentlichungen i...
	3. Nicht gemäß Absatz 1 abgegolten sind folgende Aufwendungen:
	a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehen (Transaktionskosten),
	b) Bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland sowie damit im Zusammenhang stehende Steuern,
	c) Bankübliche Kosten, die im Zusammenhang mit der laufenden Kontoführung entstehen,
	d) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen des OGAW-Sondervermögens,
	e) Kosten für die Information der Anleger des OGAW-Sondervermögens mittels eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für Informationen bei Fondsverschmelzungen und über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Ber...


	§ 8 Ausschüttung.
	1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden und Erträge aus In...
	3. Die Höhe der Zwischenausschüttung steht im Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht verpflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer Zwischenausschüttung angesammelten ausschüttbaren Erträge gemäß Absatz 1 auszuschütten, sondern sie kann die o...
	4. Durch die Zwischenausschüttungen soll eine Abweichung der Performance des OGAW-Sondervermögens gegenüber der Performance des zugrunde liegenden Index minimiert werden.
	7. Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden, werden die Erträge ausgeschüttet.

	§ 9 Thesaurierung.
	Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung...

	§ 10 Geschäftsjahr.
	§ 11  Namensbezeichnung.
	Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile mit der ursprünglichen Namensbezeichnung „eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5EX“ oder „iShares eb.rexx® Government Germany 1.5 - 2.5 (DE)“ erworben haben, bleiben unberührt.
	1. Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen die folgenden Vermögensgegenstände erwerben:
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der AABen,
	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen,
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der AABen,
	d) Derivate gemäß § 9 der AABen.

	2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemäß § 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten gemäß § 198 KAGB ist ausgeschlossen.
	1. Das OGAW-Sondervermögen muss zum überwiegenden Teil aus Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten des eb.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5 Universums bestehen.
	2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Geldmarktinstrumente müssen aus minde...
	3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des § 208 KAGB anzurechnen.
	4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Wertpapiere nach Maßgabe des § 5 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Bankguthaben zu berücksichtigen.
	5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.
	6. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Wertpapiere sowie die Beträge, die die Gesellschaft als Pensio...

	§ 3  Derivate.
	§ 4  Anteilklassen.
	1. Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme, de...

	§ 5  Anteile.
	Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt.

	§ 6  Ausgabe- und Rücknahmepreis.
	1. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerinformationen und im Jahres- und Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeauf- und Rücknahmeabschläge an.
	2. Der Ausgabeaufschlag beträgt abhängig von der Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, für eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.

	§ 7  Kosten.
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,30 Prozent pro Jahr abhängig von der Anteilklasse pro Jahr auf Basis des börsentäglich nach § 16 Absatz 1 der AABe...
	2. Mit der Verwaltungsvergütung nach Absatz 1 sind die Leistungen der Gesellschaft für das OGAW-Sondervermögen, einschließlich der Kosten für die Tätigkeit der Verwahrstelle, für die gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen und Veröffentlichungen i...
	3. Nicht gemäß Absatz 1 abgegolten sind folgende Aufwendungen:
	a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehen (Transaktionskosten),
	b) Bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland sowie damit im Zusammenhang stehende Steuern,
	c) Bankübliche Kosten, die im Zusammenhang mit der laufenden Kontoführung entstehen,
	d) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen des OGAW-Sondervermögens,
	e) Kosten für die Information der Anleger des OGAW-Sondervermögens mittels eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für Informationen bei Fondsverschmelzungen und über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berec...


	§ 8  Ausschüttung.
	1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden und Erträge aus In...
	3. Die Höhe der Zwischenausschüttung steht im Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht verpflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer Zwischenausschüttung angesammelten ausschüttbaren Erträge gemäß Absatz 1 auszuschütten, sondern sie kann die or...
	4. Durch die Zwischenausschüttungen soll eine Abweichung der Performance des OGAW-Sondervermögens gegenüber der Performance des zugrunde liegenden Index minimiert werden.
	7. Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden, werden die Erträge ausgeschüttet.

	§ 9  Thesaurierung.
	Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung...

	§ 10  Geschäftsjahr.
	§ 11  Namensbezeichnung.
	Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile mit der ursprünglichen Namensbezeichnung „eb.rexx® Government Germany 2.5 - 5.5EX“ oder „iShares eb.rexx® Government Germany 2.5 – 5.5 (DE)“ erworben haben, bleiben unberührt.
	1. Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen die folgenden Vermögensgegenstände erwerben:
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der AABen,
	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen,
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der AABen,
	d) Derivate gemäß § 9 der AABen.

	2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemäß § 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten gemäß § 198 KAGB ist ausgeschlossen.
	1. Das OGAW-Sondervermögen muss zum überwiegenden Teil aus Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten des eb.rexx® Government Germany 5.5 - 10.5 Universums bestehen.
	2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Geldmarktinstrumente müssen aus minde...
	3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des § 208 KAGB anzurechnen.
	4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Wertpapiere nach Maßgabe des § 5 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Bankguthaben zu berücksichtigen.
	5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.
	6. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Wertpapiere sowie die Beträge, die die Gesellschaft als Pensio...

	§ 3  Derivate.
	§ 4  Anteilklassen.
	1. Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 14 Absatz 2 der AABen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlags, des Rücknahmeabschlags, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme, de...

	§ 5  Anteile.
	Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt.

	§ 6  Ausgabe- und Rücknahmepreis.
	1. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anlegerinformationen und im Jahres- und Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeauf- und Rücknahmeabschläge an.
	2. Der Ausgabeaufschlag beträgt abhängig von der Anteilklasse je Anteil bis zu 2 Prozent des Anteilswertes. Es steht der Gesellschaft frei, für eine, mehrere oder alle Anteilklassen einen niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.

	§ 7  Kosten.
	1. Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens aus dem OGAW-Sondervermögen eine Vergütung in Höhe von bis zu 0,30 Prozent pro Jahr abhängig von der Anteilklasse pro Jahr auf Basis des börsentäglich nach § 16 Absatz 1 der AABe...
	2. Mit der Verwaltungsvergütung nach Absatz 1 sind die Leistungen der Gesellschaft für das OGAW-Sondervermögen, einschließlich der Kosten für die Tätigkeit der Verwahrstelle, für die gesetzlich geforderten Drucke, Versendungen und Veröffentlichungen i...
	3. Nicht gemäß Absatz 1 abgegolten sind folgende Aufwendungen:
	a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehen (Transaktionskosten),
	b) Bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland sowie damit im Zusammenhang stehende Steuern,
	c) Bankübliche Kosten, die im Zusammenhang mit der laufenden Kontoführung entstehen,
	d) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen des OGAW-Sondervermögens,
	e) Kosten für die Information der Anleger des OGAW-Sondervermögens mittels eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für Informationen bei Fondsverschmelzungen und über Maßnahmen im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berech...


	§ 8  Ausschüttung.
	1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten anteiligen Zinsen, Dividenden und Erträge aus...
	3. Die Höhe der Zwischenausschüttung steht im Ermessen der Gesellschaft. Sie ist nicht verpflichtet die gesamten bis zum Zeitpunkt einer Zwischenausschüttung angesammelten ausschüttbaren Erträge gemäß Absatz 1 auszuschütten, sondern sie kann die or...
	4. Durch die Zwischenausschüttungen soll eine Abweichung der Performance des OGAW-Sondervermögens gegenüber der Performance des zugrunde liegenden Index minimiert werden.
	7. Sofern keine Anteilsklassen gebildet werden, werden die Erträge ausgeschüttet.

	§ 9  Thesaurierung.
	Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung...

	§ 10  Geschäftsjahr.
	§ 11  Namensbezeichnung.
	Die Rechte der Anteilinhaber, welche die Anteile mit der ursprünglichen Namensbezeichnung „eb.rexx® Government Germany 5.5 – 10.5EX“ oder „iShares eb.rexx® Government Germany 5.5. – 10.5 (DE)“ erworben haben, bleiben unberührt.
	1. Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen die folgenden Vermögensgegenstände erwerben:
	a) Wertpapiere gemäß § 5 der AABen,
	b) Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen,
	c) Bankguthaben gemäß § 7 der AABen,
	d) Derivate gemäß § 9 der AABen.

	2. Der Erwerb von Investmentanteilen gemäß § 196 KAGB und sonstigen Anlageinstrumenten gemäß § 198 KAGB ist ausgeschlossen.
	1. Das OGAW-Sondervermögen muss zum überwiegenden Teil aus Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten des eb.rexx® Government Germany 10.5+ Universums bestehen.
	2. Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens anlegen. Die für Rechnung des OGAW-Sondervermögens gehaltenen Geldmarktinstrumente müssen aus minde...
	3. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der Bundesrepublik Deutschland sind auf die Anlagegrenzen des § 208 KAGB anzurechnen.
	4. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Wertpapiere nach Maßgabe des § 5 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Bankguthaben zu berücksichtigen.
	5. Die in Pension genommenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen.
	6. Bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens darf in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die für das OGAW-Sondervermögen gehaltenen Wertpapiere sowie die Beträge, die die Gesellschaft als Pensio...

	§ 3  Derivate.
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